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Wo das Leben ist 

Die SDAJ traf sich zu ihrem 23. Bundeskongress 
und beriet, wie sie sich noch mehr in Betrieb und 
Schule verankern kann. 
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Weltklassiker mit Aktualität 

Seine Werke sind so aktuell wie bei ihrer Entste¬ 
hung. Vor 150 Jahren wurde der Schriftsteller Ma¬ 
xim Gorki geboren. 
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Erst verkünden die USA die Ausweisung von 6o russischen Diplomaten wegen des angeblichen Giftanschlags auf einen Ex-Doppelagenten in Britannien, dann 
teilt EU-Ratspräsident Donald Tusk mit, dass neben Britannien weitere 14 EU-Staaten russische Diplomaten ausweisen. Mit gleicher Münze zahlt die russische 
Regierung zurück. 

Nichts an der gegenwärtigen Politik der EU sieht irgendwie nach Frieden und Entspannung aus. Beim EU-Gipfel am Ende der vergangenen Woche kam es auf 
Drängen der britischen Regierungschefin zu einer gemeinsamen Erklärung der EU-28, die den Ton der Konfrontation verschärft. Die Europäische Union verschärft 
vorsätzlich die Spannungen mit Russland, den Aggressor Türkei lässt man gewähren, liefert sogar Waffen. 

Geboten ist jedoch das Gegenteil. Entspannung statt weiterer Konfrontation, Abrüsten statt weiterer Aufrüstung. 

Gut, dass die Friedensbewegung in diesen Tagen auf der Straße ist. UZ 


1818 Marx 2018 



Von allen Dogmen der bigot¬ 
ten Politik unserer Tage hat 
keine mehr Unheil angerich¬ 
tet, als die, dass „um Frieden 
zu haben, man sich zum Krie¬ 
ge rüsten muss“. Diese gro¬ 
ße Wahrheit, die sich haupt¬ 
sächlich dadurch auszeich¬ 
net, dass sie eine große Lüge 
enthält, ist der Schlachtruf, 
welcher ganz Europa zu den 
Waffen gerufen und einen 
solchen Landsknechtsfana¬ 
tismus erzeugt hat, dass je¬ 
der neue Friedensschluss als 
neue Kriegserklärung be¬ 
trachtet und gierig ausge¬ 
beutet wird. 

MEW Band 13, S. 444 


Jetzt unterschreiben! 

Die DKP will 30 000 Unterschriften 
für „abrüsten statt aufrüsten“ sammeln. 
Damit kämpft sie gegen das Ziel der 
Großen Koalition, die Rüstungsausga¬ 
ben zu erhöhen. 

Wera Richter, Stellvertretende Vorsit¬ 
zende der DKP, sagte dazu: „Das Geld, 
das in die Rüstung fließt, gehört in den 
Bau von Schulen, Kindergärten und 
Krankenhäusern. Wir brauchen es für 
mehr Lehrerinnen, Erzieherinnen und 
Pflegekräfte ...“ (Interview auf Seite 8). 
Unterschriftenlisten im UZ-Shop be¬ 
stellen: www.uzshop.de 


EU-Millionen für Erdogans Krieg 

Türkei weitet Angriffe auf Kurden aus - Bundesregierung genehmigt weitere Waffenlieferungen 


Die Weltgesundheitsorganisation 
WHO schlägt Alarm: Infolge der tür¬ 
kischen „Offensive Olivenzweig“ sind 
in der Region Afrin im Norden Syri¬ 
ens fast 170 000 Menschen vertrieben 
worden. Junge und Alte, Kinder, Frau¬ 
en und Männer brauchen nach ihrer 
Flucht dringend medizinische Hilfe. In 
der Stadt Afrin selbst, die von der türki¬ 
schen Armee und verbündeten islamis- 
tischen Milizen besetzt gehalten und 
terrorisiert wird, halten sich laut WHO 
noch zehntausende Zivilisten auf, die 
ebenfalls Unterstützung brauchen. Von 
insgesamt vier Krankenhäusern in Af¬ 
rin ist nur noch eines in Betrieb. 

Nach dem Fall von Afrin wendet 
sich die türkische Führung den nächs¬ 
ten Zielen zu. Präsident Erdogan hatte 
bereits frühzeitig angekündigt, dass er 
syrisches Territorium bis zum Euphrat 
und auf der gesamten Länge bis zum 
Irak besetzen will, darunter die Städ¬ 
te Kamischli, Kobane und Manbidsch. 
Das Vorgehen in Afrin zeigt, dass es da¬ 
bei nicht um die Vertreibung der kur¬ 


dischen Volksverteidigungseinheiten 
YPG geht, die von der Führung in An¬ 
kara als „Terroristen“ und Verbündete 
der Arbeiterpartei Kurdistans PKK be¬ 
zeichnet werden, während sie von an¬ 
deren NATO-Staaten, allen voran den 
USA, als alliierte Bodentruppen im 
Kampf gegen den „Islamischen Staat“ 
genutzt werden. Die islamistische AKP- 
Regierung zielt offensichtlich darauf, 
alle Kurden aus dem Gebiet zu vertrei¬ 
ben, und Jesiden wie Christen mit dazu. 
Beobachter fürchten, Erdogan könne 
in den „gesäuberten Gebieten“ gezielt 
Mitglieder islamistischer Kampfgrup¬ 
pen wie der Ahrar Al-Sham und deren 
Familien ansiedeln, die angesichts mili¬ 
tärischer Erfolge der syrischen und rus¬ 
sischen Armee die Region Ost-Ghouta 
bei Damaskus verlassen. 

Offen ist derzeit, wie sich die USA 
entscheiden, die in der Region in Ab¬ 
sprache mit den Kurden, aber völker¬ 
rechtswidrig, zahlreiche Militärbasen 
errichtet haben und mit eigenen Trup¬ 
pen präsent sind. In Afrin haben sie 


ihre Verbündeten der YPG im Stich ge¬ 
lassen und Erdogans neo-osmanischen 
Großmachtplänen geopfert. Dass die 
auch vor anderen Grenzen nicht Halt 
machen, haben Erdogan und türki¬ 
sche Regierungsmitglieder wiederholt 
betont. Eindrücklich hat dies gerade 
noch einmal Necati Sentürk, der von 
der Führung in Ankara eingesetzte 
Gouverneur der türkischen Provinz 
Kirsehir, unterstrichen. Mit dem Säbel 
in der Hand kündigte er auf dem Bal¬ 
kon seines Amtssitzes neue Feldzüge 
an: „Wenn Gott will, werden wir Af¬ 
rin und Manbidsch erobern! Und wir 
werden auch nach Mossul ziehen und 
nach Jerusalem!“ Wenige Tage später 
erklärte er seinen sofortigen Wechsel 
in den Ruhestand, standhaft bei seiner 
Position bleibend. 

Längst hat Erdogan seinen Krieg 
gegen die Kurden im Norden des Irak 
ausgeweitet. Die türkische Luftwaf¬ 
fe bombardiert dort Stellungen der 
PKK. Nach der Androhung einer 
großangelegten Militäroffensive ha¬ 


ben die Kurden einen Rückzug aus 
der Region Sindschar angekündigt. 
Die Kämpfer würden abgezogen, da 
sie ihre „Ziele erreicht“ hätten, er¬ 
klärte die Union der Gemeinschaf¬ 
ten Kurdistans (KCK) als politische 
Vertretung der PKK. Mit dem Sieg 
über die Mörderbanden des IS sei 
die Region für die Jesiden gesichert. 
IS-Kämpfer hatten im Sommer 2014 
Sindschar überrannt und Tausende Je¬ 
siden vertrieben oder ermordet. Tau¬ 
sende Frauen wurden zu Sexsklavin¬ 
nen gemacht. Erst die Kämpfer der 
PKK haben die Mordbrenner des IS 
gestoppt. 

Erdogan hatte immer wieder ge¬ 
droht, türkische Truppen könnten „ei¬ 
nes Nachts plötzlich in Sindschar ein- 
dringen, um es von der PKK zu säu¬ 
bern“. Wenn Bagdad die Sache nicht 
bald angehe, werde es eine weitere 
„Operation Olivenzweig“ geben. Of¬ 
fensichtlich haben die Kurden mit der 
irakischen Regierung in Bagdad eine 
Vereinbarung über den Abzug und 


den weiteren Schutz der jesidischen 
Bevölkerung erzielt. 

Konsequenzen muss Erdogan für 
den anhaltenden Völkerrechtsbruch, 
den seine Angriffe auf Afrin und die 
Besetzung der Stadt darstellen, nicht 
fürchten. Im Gegenteil: Der Despot 
schafft immer neue Flüchtlinge und 
bekommt von der EU auch noch Geld 
dafür, die Türkei bleibt Beitrittskan¬ 
didat der EU, wie beim gemeinsamen 
Gipfel im bulgarischen Warna gerade 
bekräftigt, und der NATO treues Mit¬ 
glied. Bundeskanzlerin Angela Merkel 
hat nach 60 Tagen Vertreibungskrieg 
erstmals scharfe Kritik am türkischen 
Vorgehen geäußert. Folgen hat das aber 
nicht, ihr Kabinett genehmigt sogar 
immer neue Waffenlieferungen. Aus¬ 
drücklich hält sie am Flüchtlingspakt 
mit Erdogan fest und verteidigt die 
Auszahlung weiterer drei Milliarden 
Euro. Laut aktuellem Spiegel fließen 
EU-Gelder direkt in die Anschaffung 
von gepanzerten Militärfahrzeugen. 

Rüdiger Göbel 
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Petition für Ledvance 

Dem Berliner und anderen Standor¬ 
ten der Firma Ledvance (ehemals Os¬ 
ram) droht zum Jahresende das gleiche 
Schicksal wie den Siemens-Beschäftig¬ 
ten im Berliner Dynamowerk. Aus die¬ 
sem Anlass haben Betriebsrat und ver. 
di eine Online-Petition gestartet, die die 
Berliner und Brandenburger Kollegin¬ 
nen und Kollegen in ihrem Kampf ge¬ 
gen die Vernichtung ihrer Arbeitsplätze 
unterstützen soll. Mehr zum Thema und 
die Petition findet sich unter: www.open- 
petition.de, Titel „100 Jahre Licht aus“. 

Commerzbank zahlt 
wieder Dividende 

Aktien der Commerzbank Börsen- 
Chart haben am Montag zwischenzeit¬ 
lich mehr als 2 Prozent hinzugewonnen. 
Die Bank erwartet nach eigenen Aussa¬ 
gen steigende Gewinne für das laufende 
Jahr. Die Aktionäre sollen direkt pro¬ 
fitieren und dürfen laut Commerzbank 
für das Geschäftsjahr 2018 mit einer Di¬ 
vidende rechnen. Parallel dazu versucht 
die Commerzbank laut „Handelsblatt“ 
den „lieben Mitarbeitern“ mit zweifel¬ 
haften Methoden den vorgezogenen 
Ruhestand schmackhaft zu machen. 
In ihrem Abfindungsprogramm „56+“ 
stellt sie demnach ihre Abfindungsan¬ 
gebote höher dar, indem sie Zahlungen 
der Bundesagentur für Arbeit, also das 
zu erwartende Arbeitslosengeld, mit 
hineinrechnet. In einem Fall sollen zu¬ 
sätzlich rund 58 000 Euro in eine Abfin¬ 
dungssumme in Höhe von 507 000 Euro 
hineingerechnet worden sein. 

ver.di lehnt 
Telekom-Angebot ab 

Als „nicht annehmbar“ lehnt ver.di 
das Angebot der Deutschen Telekom 
in der laufenden Tarifauseinanderset¬ 
zung ab. Die Arbeitgeber hatten in der 
dritten Verhandlungsrunde für die rund 
55 000 Beschäftigten der Konzernzen¬ 
trale, der Telekom Deutschland sowie 
der Deutschen Telekom IT eine Anhe¬ 
bung der Gehälter ab dem 1. Juli 2018 
um zwei Prozent, eine weitere Anhe¬ 
bung zum 1. März 2019 um 1,7 Prozent 
angeboten. 

Die ver.di-Verhandlungskommissi¬ 
on wird nun das Angebot intern bewer¬ 
ten und weitere Schritte beraten, ver. 
di fordert in der laufenden Tarifrunde 
unter anderem eine Entgelterhöhung 
um 5,5 Prozent bei einer Laufzeit von 
12 Monaten. Die Ausbildungsvergü¬ 
tungen und die Vergütungen für dual 
Studierende sollen um jeweils 75 Euro 
angehoben werden. 

Tarifabschluss Braunkohle 

In der dritten Tarifverhandlung für die 
Mitglieder der IG BCE bei der Mit¬ 
teldeutschen Braunkohlengesellschaft 
mbH (MIBRAG) wurde ein Abschluss 
erzielt. Ab dem 1. April 2018 steigen die 
Einkommen um zwei Prozent und ab 
dem 1. Januar 2019 um ein weiteres 
Prozent. 

Neben den prozentualen Erhöhun¬ 
gen wurden auch Sonderleistungen für 
IG-BCE-Mitglieder vereinbart. Wenn 
eine IG-BCE-Mitgliedschaft zum 30. 
April eines Jahres vorliegt, erfolgt mit 
der Entgeltabrechnung Juni die Aus¬ 
zahlung von Sonderleistungen. Im Ka¬ 
lenderjahr 2018 sind dies 300 Euro, im 
Kalenderjahr 2019 400 Euro. Für Aus¬ 
zubildende beträgt die Sonderleistung 
jährlich 100 Euro. 

Tarifvertrag gekündigt 

ver.di kritisiert die Kündigung des 
Manteltarifvertrages für die 134 000 
Beschäftigten in der Druckindustrie 
durch die „Arbeitgeber“. 

Im Vorfeld der laufenden Tarifrunde 
in der Druckindustrie hat der Bun¬ 
desverband Druck und Medien den 
Manteltarifvertrag zum 30. September 
2018 gekündigt. Der Arbeitgeberver¬ 
band fordert unter anderem eine mas¬ 
sive Kürzung der Zuschläge für Wo¬ 
chenend- und Nachtarbeit, eine Ver¬ 
längerung der Arbeitszeit auf bis zu 40 
Stunden pro Woche, eine Reduzierung 
der Maschinenbesetzung und die Strei¬ 
chung des Facharbeiterschutzes, die 
Abschaffung der Erschwerniszulage 
für die Produktion von Zeitungen und 
Zeitschriften an Sonn- und Feiertagen 
sowie Kürzungen des Urlaubsgeldes 
und der Jahresleistung. 


Hier kämpfen Fatima, Inge und Gerome 

Bundesweit über 70 000 Streikende im öffentlichen Dienst 



Darmstadt, am 22. März: Im Schneetreiben gingen Kolleginnen und Kollegen der 
Telekom für ihre Forderungen auf die Straße 


D ie Tarifrunde für die 2,3 Milli¬ 
onen Beschäftigten des öffent¬ 
lichen Dienstes von Bund und 
Kommunen hat in der vergangenen 
Woche ordentlich Schwung bekom¬ 
men. Die Forderung: 6 Prozent, min¬ 
destens 200 Euro Lohnerhöhung fin¬ 
det breite Zustimmung. In den bisher 
stattgefundenen zwei Tarifverhand¬ 
lungen wurde von der „Vereinigung 
der kommunalen Arbeitgeberver¬ 
bände“ (VKA) kein Angebot vorge¬ 
legt. „Wir liegen in zentralen Punk¬ 
ten fundamental auseinander“ so der 
ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske. „Es 
braucht eine spürbare Anhebung bei 
den oberen Einkommen und einen 
deutlichen Sprung nach oben bei den 
unteren und mittleren Einkommens¬ 
gruppen.“ Doch genau dies lehnt die 
Gegenseite vehement ab. Auch die 
Forderung nach 100 Euro mehr für die 
Auszubildenden sowie nach einer An¬ 
hebung der Urlaubsdauer auf 30 Tage 
pro Jahr wird abgelehnt, die Gegensei¬ 
te fragte sogar, wovon sich Auszubil¬ 
dende so lange erholen müssten, ver.di 
will auch die Vorschrift, Auszubilden¬ 
de nach erfolgreich abgeschlossener 
Ausbildung zu übernehmen, wieder 
in Kraft setzen. 

Am 15. und 16. April steht der drit¬ 
te Verhandlungstermin an. Bis dahin 
soll ordentlich Druck gemacht werden. 
Die erste Streikwoche mit über 70 000 
Streikenden ist ein guter Anfang. Zum 
Streik aufgerufen waren Kitas, Sozial¬ 
dienste, Verwaltung, Stadtwerke, Müll¬ 
abfuhr, Stadtreinigung, Nahverkehr 
und andere Bereiche. Auch in den Fe¬ 
rien sind einzelne gezielte Aktionen in 
Vorbereitung, ver.di hat bereits ange¬ 
kündigt, nach den Osterferien in der 
letzten Woche vor der dritten Verhand¬ 
lungsrunde die Warnstreiks nochmals 
deutlich auszuweiten. 

Streikeindrücke aus Stuttgart 

„Ostern steht vor der Tür! Wir auch!“ 
hieß es im Aufruf der Gewerkschaft 
ver.di zum ganztägigen Warnstreik für 
die Tarifbeschäftigten, Auszubilden¬ 
den und Praktikantinnen des Jugend¬ 
amts der Landeshauptstadt Stuttgart 
für den 19. März. Insgesamt 151 der 
183 Kitas in Stuttgart beteiligten sich 
am ganztägigen Streik und schlossen 
die Einrichtungen. Dies sind mehr als 
82 Prozent aller Kitas - ein toller Er- 
folg. 


Der große Saal im neu renovierten 
Willy-Bleicher-Haus war während der 
gemeinsamen Streik Versammlung mor¬ 
gens brechend voll. Alle Bereiche des 
Jugendamtes - die Kitas, die Verwal¬ 
tung, die Küche, die Soziale Arbeit - 
waren zum Streik aufgerufen und vie¬ 
le Hunderte, hauptsächlich Frauen, sind 
gekommen. Es gab große Empörung 
über das Verhalten der Arbeitgeber, 
die auch in der zweiten Verhandlungs¬ 
runde noch kein Angebot vorgelegt 
hatten. 

Nach offiziellen Berichten ging es 
in der Diskussion hauptsächlich um die 
Streikstrategie. Schon im Herbst letz¬ 
ten Jahres wurde auf einer Konferenz 
eine neue Strategie beschlossen, die aus 
den Erfahrungen des großen Streiks 
des Sozial- und Erziehungsdienstes 
2015 abgeleitet wurde. Die langen Dau¬ 
erstreiks sollen abgelöst werden durch 
kurzfristig angekündigte innovative 
Streikaktionen - punktuell oder bei¬ 
spielsweise in Form einer späteren Öff¬ 
nung von Einrichtungen. Diese Aktio¬ 
nen sollen sich wie eine Welle durch die 
verschiedenen Einrichtungen der Stadt 
bewegen. Aus der Unkalkulierbarkeit 
soll Chaos für die Arbeitgeber entste¬ 
hen. „Schon die Ankündigung der neu¬ 
en Strategie hat für Chaos bei der Stadt 
gesorgt“, so die zufriedene Feststellung. 


Gemeinsame Aktionen 
in Südhessen 

Etwa 500 Beschäftigte des öffentli¬ 
chen Dienstes aus Rüsselsheim und 
Groß-Gerau trafen sich am frostigen 
Morgen des 22. März in Rüsselsheim. 
Nach einer Demonstration durch die 
Innenstadt versammelten sich die 
streikenden Kolleginnen und Kolle¬ 
gen vor dem Rüsselsheimer Rathaus 
zu einer Kundgebung. Trotz der Kälte 
und der Tatsache, dass einige Kollegin¬ 
nen und Kollegen schon seit Beginn 
der Frühschicht um 6 Uhr auf den Bei¬ 
nen waren, war die Stimmung gut und 
kämpferisch. 

Zu Beginn der Kundgebung be¬ 
richtete Michaela Stasche, Spreche¬ 
rin der ver.di-Vertrauensleute bei der 
Stadt Rüsselsheim, aus den aktuellen 
Tarifverhandlungen. Michaela machte 
klar, dass die Streikenden entschieden 
hinter ihrer Forderung nach 6 Prozent, 
mindestens aber 200 Euro, mehr Lohn 
stehen. Was die Gegenseite bisher vor¬ 
gelegt hat, würde für die meisten Be¬ 
schäftigten, vor allem der unteren Ent¬ 
geltgruppen, eine Minusrunde bedeu¬ 
ten. Ihr Fazit: „So nicht! Nicht mit uns!“ 
wird von den Streikenden mit viel Ap¬ 
plaus bestätigt. 

Nach ihr sprach Jürgen Johann, der 
Vorsitzende des ver.di-Bezirks Südhes¬ 


sen. Er wies darauf hin, dass im benach¬ 
barten Frankreich gerade der gesamte 
öffentliche Dienst gegen die Angriffe 
der Regierung Macron streikte. Die¬ 
sen Kämpfen müsse auch die Solida¬ 
rität der Streikenden in der Bundesre¬ 
publik gelten. 

Jürgen Johann stellte dar, dass die 
Solidarität ein wesentliches Element 
gewerkschaftlicher Kämpfe ist. Sie sei 
unser Werkzeug gegen die Spaltung, 
die von der Gegenseite vorangetrieben 
werde. Und an den neuen Innenminis¬ 
ter Seehofer gerichtet: „Wir lassen uns 
nicht spalten! Bei uns kämpfen Fatima 
und Inge, Gerome und Moustafa, Ky- 
ril und Sergej. Bei uns kämpfen Men¬ 
schen, die an den Gott der Christen, 
der Moslems, der Juden oder an keinen 
Gott glauben. Hoch die internationale 
Solidarität!“ 

Da ver.di im Bezirk Südhessen 
schon seit vielen Jahren daran arbei¬ 
tet, über die verschiedenen Fachbe¬ 
reiche und Branchen hinweg gemein¬ 
same Kämpfe zu organisieren, war 
auch ein Vertreter der am gleichen 
Tag streikenden Beschäftigten der 
Telekom in Darmstadt zur Kundge¬ 
bung geladen. 

Bernd Blümmel, Vorsitzender des 
ver.di-Fachbereiches Telekommunika- 
tion/IT in Südhessen überbrachte so¬ 
lidarische Grüße der streikenden Tele¬ 
kom-Beschäftigten in Darmstadt. Dort 
würden sich zeitgleich Beschäftigte des 
öffentlichen Dienstes und der Telekom 
aus Darmstadt zu einer gemeinsamen 
Streikkundgebung treffen. Dann stellte 
er die Gemeinsamkeiten in den Tarif¬ 
kämpfen dar. Sowohl bei der Telekom, 
als auch im öffentlichen Dienst wäre 
die Gegenseite nicht bereit, ein akzep¬ 
tables Angebot vorzulegen. Und eine 
weitere Gemeinsamkeit sei, dass jeder 
Cent, den die Streikenden nicht für sich 
durchsetzten, mit großer Wahrschein¬ 
lichkeit in Rüstung und das 2-Pro- 
zent-Ziel der Kriegsministerin gehen. 
Wenn die Telekom wieder 3,4 Milliar¬ 
den Euro an die Aktionäre ausschütte 
oder in der Tarifrunde des öffentlichen 
Dienstes nicht mehr als eine Null-Run¬ 
de herauskäme, dann würde das einge¬ 
sparte Geld direkt oder über beauf¬ 
tragte Banken in die Rüstung fließen. 
Jeder Cent, den wir den Aktionären 
oder dem Staat abringen, ist also akti¬ 
ve Friedenspolitik. 

Christa Hourani/Yvonne Schuld 


Schock mit Breitenwirkung 

Zur Fusion von Deutscher Bank und Postbank 


Anfang März berichtete zunächst die 
„Welt“, anschließend viele andere Me¬ 
dien davon, dass die bevorstehende Fu¬ 
sion von Deutscher Bank und Postbank 
„jede fünfte Stelle“ und damit 6 000 Ar¬ 
beitsplätze kosten würde. 

Die mediale Aufregung kommt ein 
bisschen spät. Schon im März 2017 hat¬ 
te die Gewerkschaft ver.di die Kolle¬ 
ginnen und Kollegen der Postbank per 
Flugblatt informiert: „Die Entschei¬ 
dung der Deutschen Bank, die Post¬ 
bank voll zu integrieren, ist für viele 
Beschäftigte ein Schock. Die letzten 
beiden Jahre waren davon geprägt, die 
Eigenständigkeit der Postbank zu er¬ 
reichen. Hier haben die Beschäftigten 
ihre Energie und ihr Herzblut einge¬ 
bracht und einige harte Einschnitte in 
Kauf genommen.“ 

Seitdem ringen Betriebsräte, Ge¬ 
werkschafter und die Manager der 
trotz der Verluste der letzten beiden 
Jahre immer noch mächtigen Deut¬ 
schen Bank (DB) miteinander, um ei¬ 
nen Kündigungsschutz und vernünftige 
Sozialplan-Regeln für die von der Fu¬ 
sionsrationalisierung bedrohten Kolle¬ 
ginnen und Kollegen zu erreichen. 

Die Pläne der Deutschen Bank lie¬ 
gen seit Herbst letzten Jahres auch öf¬ 
fentlich auf dem Tisch: Bis Ende des 
zweiten Quartals 2018 - also bis zum 
30. Juni - sollen die „Deutsche Post¬ 


bank AG und die Deutsche Bank Pri¬ 
vat- und Geschäftskunden AG“ zu „ei¬ 
ner Rechtseinheit zusammengeführt“ 
werden. Beide Banken würden eine ge¬ 
meinsame Zentrale und in der Zukunft 
eine gemeinsame Informationstechno¬ 
logie bekommen. Außerdem solle eine 
„neue Digitalbank“ entstehen sowie 
das Bankhaus Sal. Oppenheim - im 
Konzern der Deutschen Bank bisher 
die erste Adresse für die vermögends¬ 
ten der Vermögenskunden - in das neue 
Institut unter Aufgabe der Marke inte¬ 
griert werden. Ab 2022 sollen durch die 
so entstehenden Synergien gegenüber 
den jetzigen Kosten jährlich knapp eine 
Milliarde Euro eingespart werden. Klar 
ist damals wie heute: Ohne massiven 
Arbeitsplatzabbau sind Einsparungen 
dieser Größenordnung nicht zu erzielen. 

Die Sozialplanverhandlungen lau¬ 
fen noch - durchgesickert ist durch 
die eingangs zitierten Meldungen 
bislang, dass in den kommenden vier 
Jahren 1 500 Mitarbeiter der künftig fu¬ 
sionierten Bank über Abfindungsange¬ 
bote gehen sollen. Wenn ver.di den an¬ 
gestrebten Verzicht auf betriebsbeding¬ 
te Kündigungen bis Mitte 2021 erreicht, 
haben ihre Funktionäre zusammen mit 
den zuständigen Betriebsräten gut ver¬ 
handelt. 

Sozialplanverhandlungen hängen, 
wie ver.di zu Recht schreibt, immer 


mit dem Organisationsgrad zusammen. 
Der liegt bei der Deutschen Bank um 
die 10, bei der Postbank aus traditio¬ 
nellen Gründen immerhin bei rund 50 
Prozent. Bei den Sozialplanverhand¬ 
lungen im deutschen Steinkohleberg¬ 
bau im letzten Jahrhundert, als ganze 
Betriebe in wichtigen Verhandlungs¬ 
phasen geschlossen die Brocken hin¬ 
warfen und Innenstädte ebenso präg¬ 
ten wie die mediale Berichterstattung, 
konnte sich die damalige IG Bergbau 
und Energie auf einen Organisations¬ 
grad von 92 Prozent stützen. Der Un¬ 
terschied von über 90 zu etwas über 9 
Prozent begründet den Unterschied 
zwischen kollektiver Macht und kollek¬ 
tivem Betteln. Zwischen diesen beiden 
Polen dürfte sich das bewegen, was ver. 
di in diesen für alle Beschäftigten wich¬ 
tigen Verhandlungen erreichen kann. 

Der Vergleich vom Niedergang des 
Steinkohlebergbaus und der Finanz¬ 
wirtschaft - also vor allem Banken und 
Versicherungen - ist hier nicht ganz 
zufällig gewählt. Der eigentliche Trei¬ 
ber dieser Fusion ist nicht der Schlank¬ 
heitswahn der Manager der Deutschen 
Bank. Dahinter stehen weitaus mäch¬ 
tigere Treiber. Das ist zum einen die 
anhaltende Niedrigzinsphase, die die 
Differenz zwischen Zinseinnahmen für 
Kredite und Zinsausgaben für Einla¬ 
gen so zusammengepresst hat, dass aus 


diesem traditionellen Geschäft immer 
weniger Ertrag zu erzielen ist. Parallel 
dazu greifen durch den wissenschaft¬ 
lich-technischen Fortschritt früher 
nicht mögliche Rationalisierungsmaß¬ 
nahmen im Bank- und Versicherungs¬ 
bereich immer effektiver. Die Bundes¬ 
anstalt für Arbeit hat Ende Februar ei¬ 
nen „Job-Futuromat“ ins Netz gestellt. 
Dort sind 4 000 Berufe entsprechend 
ihrer „Automatisierbarkeit“ gespei¬ 
chert. Über die Bewertung lässt sich 
streiten - über die Tendenz nicht: Nach 
dieser Untersuchung können sieben der 
acht Tätigkeiten, aus denen der Beruf 
„Bankkaufmann/-frau“ besteht, „schon 
heute Roboter übernehmen“. Quintes¬ 
senz: „Die Automatisierbarkeit in die¬ 
sem Beruf ist hoch“. Getrieben durch 
den skizzierten Druck auf die Margen 
sind zurzeit alle Bank- und Versiche¬ 
rungsmanager dabei, die Rationalisie¬ 
rungspotentiale neuer Techniken für ihr 
Institut für die kommenden Jahrzehnte 
zu realisieren. Der Ausgang der Kämpfe 
bei Deutscher Bank und Postbank wird 
von großer Bedeutung für die gesamte 
Branche sein. Angesichts des Organi¬ 
sationsgrades der Postbank könnte das 
Ergebnis eine positive Breitenwirkung 
haben - insofern ist den Kämpfenden 
im Interesse hunderttausender weiterer 
Angestellter viel Kraft und alles erdenk¬ 
lich Gute zu wünschen. Manfred Sohn 
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Manfred Dietenberger über Minister, Medien und neuen Sozialabbau 

Bei Spahn fallen Späne 



Protestaktion in Köln am 16. April 2015 aus Anlass des zehnten Jahrestages von Hartz IV 

Keule Sozialbetrug 

Hartz-IV-Missbrauchsdebatte soll Druck auf Beschäftigte erhöhen 

Hartz IV geistert wieder durch die Medien, genauer gesagt, eine neue Auflage der 
Diskussion um angebliche Missbräuche vor allem durch „osteuropäische Banden“. 

Wir sprachen mit Werner Altmann über seine Erfahrungen als ehrenamtlicher 
Sozialberater der IG Metall Freiburg und bei der Freiburger Initiative gegen Ar¬ 
beitslosigkeit (FRIGA). 


UZ: Gesundheitsminister Spahn meint 
ja, dass Hartz-IV-Bezieher nicht arm 
sind. Wie sind deine Erfahrungen? 

Werner Altmann: Glücklicherwei¬ 
se legt nicht Herr Spahn nach Gefühl 
fest, wer arm ist und wer nicht. Es gibt 
dafür statistische Grenzen, die durch 
die EU festgelegt sind ( siehe UZ vom 
23.3.18). Hinzu kommt die Sicherung 
des sozio-kulturellen Existenzmini¬ 
mums. Da geht es um mehr als nicht 
zu verhungern - das ist aber durch den 
Hartz-IV-Bezug nicht gewährleistet. In 
den Beratungen wird immer wieder da¬ 
rüber Beschwerde geführt, dass selbst 
einfache kulturelle Bedürfnisse nicht 
befriedigt werden können. 

UZ: Führende Politiker der GroKo rüs¬ 
ten verbal auf. So fordert CSU-Landes- 
gruppenchef Alexander Dobrindt von 


der Regierung einen „Aktionsplan ge¬ 
gen Hartz-IV-Betrug“. Bundes arbeits¬ 
minister Hubertus Heil (SPD) verkün¬ 
det, „ Sozialmissbrauch “ werde in seiner 
Amtszeit „mit aller Härte bekämpft, un¬ 
abhängig davon, ob die Täter Deutsche 
oder EU-Ausländer sind“. Was steckt 
hinter diesen Verlautbarungen? 

Werner Altmann: Unsere GroKo-Stra- 
tegen gefallen sich anscheinend darin, 
mit Kanonen auf Kleinstlebewesen zu 
schießen. Nach Statistik betreiben etwa 
2 bis 3 Prozent der Betroffenen Sozial¬ 
betrug - da ist die Dunkelziffer schon 
mit eingerechnet. Das bedeutet, etwa 97 
Prozent der Betroffenen sind „sauber“. 
Wenn jetzt trotzdem wieder die große 
Sozialmissbrauchskeule geschwungen 
wird, dann deutet das auf einen drasti¬ 
schen Vertrauensverlust der Regierung 
in der Bevölkerung hin, der mit dieser 


Methode aufgefangen werden soll. 
Flüchtlinge ziehen halt nicht mehr so. 

UZ: Soll nur der Druck auf Erwerbslo¬ 
se erhöht werden? 

Werner Altmann: Nein, der Druck soll 
nicht nur auf die Erwerbslosen erhöht 
werden, sondern vor allem auf die Be¬ 
schäftigten, damit sie sich aus Angst vor 
Hartz IV möglichst alle Schweinereien 
der Unternehmer gefallen lassen. Die¬ 
se Strategie war von Anfang an der 
Hauptbestandteil der Hartz-Gesetze 
und war und ist leider sehr erfolgreich. 
Notwendig ist, dass wir Gewerkschaf¬ 
ter uns schützend vor die Erwerbslosen 
stellen, da sie keine politische Möglich¬ 
keit haben, sich gegen staatliche Will¬ 
kür zu wehren. Der sogenannte Rechts¬ 
weg kann zwar im Einzelfall eine Kor¬ 
rektur sein, löst aber das Problem nicht. 
Im Grunde muss das ganze System 
rückgängig gemacht, eine tragfähige 
Arbeitslosenversicherung wieder ein¬ 
geführt und den Beschäftigten wieder 
eine Perspektive eröffnet werden. 

UZ: Mit welchen Problemen wenden 
sich Hartz-IV-Empfänger an eure So¬ 
zialberatung? 

Werner Altmann: In der Beratung 
geht es hauptsächlich um Bescheid¬ 
prüfung und -erklärung, hier vor al¬ 
lem Einkommens- und Vermögensan¬ 
rechnung; dann Kosten der Unterkunft 
inklusive des Umzugs und Nebenkos¬ 
tennachzahlung. Das dritte Thema sind 
die Eingliederungsvereinbarungen, die 
trotz der Gesetzesänderung 2016 im¬ 
mer noch nach der alten, eigentlich 
rechtsunwirksamen Methode abge¬ 
schlossen werden. 

UZ: Wobei und wie könnt ihr ihnen 
helfen? 

Werner Altmann: Helfen können wir 
den Betroffenen durch intensive Be¬ 
ratung und Begleitung zum Jobcenter. 
Dadurch lassen sich einige Probleme lö¬ 
sen, der größere Teil muss durch Wider¬ 
spruch und Klage gelöst werden. Etwa 
50 Prozent der Widersprüche und fast 
50 Prozent der Klagen sind erfolgreich. 

UZ: Wie wird euer Angebot angenom¬ 
men? 

Werner Altmann: Nach der Einführung 
von Hartz IV stieg die Nachfrage nach 
Beratung drastisch an und blieb über 
zehn Jahre auf hohem Niveau. Zurzeit 
ist der Bedarf leicht rückläufig. Wir füh¬ 
ren das darauf zurück, dass die Betrof¬ 
fenen es satt sind, sich wegen jeder Klei¬ 
nigkeit mit dem Jobcenter anzulegen. 
Logisch, dass das Jobcenter durch das 
Nichteinfordern von Rechtsansprüchen 
viel Geld spart und deshalb eine Ände¬ 
rung im Verhalten der Jobcenter nicht 
zu erwarten ist. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 


Weil zum Beispiel die Hartz-IV- Leistun¬ 
gen den Empfängern hinten und vorne 
nicht zu einem auskömmlichen Leben rei¬ 
chen, gibt es hierzulande inzwischen über 
900 Lebensmitteltafeln. Frech und ohne 
falsche Sympathie für die Schwachen be¬ 
hauptet Minister Jens Spahn: „Hartz IV 
bedeutet nicht Armut, sondern ist die 
Antwort unserer Solidargemeinschaft auf 
Armut.“ Und erst vor wenigen Tagen haut 
Spahn ein weiteres Mal in dieselbe Kerbe: 
„Natürlich ist es schwierig, mit so einem 
kleinen Einkommen umgehen zu müssen 
wie es Hartz IV bedeutet. Das deckt die 
Grundbedürfnisse ab und nicht mehr, da 
gibt es auch nichts zu diskutieren und das 
habe ich auch nicht in Frage gestellt.“ Und 
als habe er Angst, als Weichei dazustehen, 
setzt er nach: „Ich finde es nur trotzdem 
wichtig zu sehen, dass unser Sozialsystem 
tatsächlich für jeden ein Dach über dem 
Kopf vorsieht und für jeden das Nötige, 
wenn es ums Essen geht.“ Und fast bei¬ 
läufig behauptet er, eine Verkäuferin im 
Einzelhandel habe weniger, um ihre Fa¬ 
milie zu versorgen, als jemand, der den 
Hartz-IV-Satz bekommt. 

Mediale Schützenhilfe bekam Spahn 
von der „Frankfurter Allgemeinen Zei¬ 
tung“ (FAZ). Die titelte: „Steuerzahler¬ 
bund: Hartz IV bringt oft mehr Geld als 
Arbeit“ und viele Medien übernahmen 
diesen Schmarrn. Doch ganz schnell 
wurden die abstrusen Berechnungen 
des Steuerzahlerbundes der Falschmün¬ 
zerei überführt, und die FAZ musste 


Bei der Betriebsversammlung von 
Daimler Untertürkheim haben die Kol¬ 
leginnen und Kollegen die Betriebsräte 
des rechten „Zentrum Automobil“ aus¬ 
gepfiffen. In der Diskussion bezogen 
IG-Metall-Mitglieder Stellung gegen 
die Spalter von „Zentrum“ und verwie¬ 
sen auf deren Verbindungen zu faschis¬ 
tischen Gruppen. 

Als die „Zentrum“-Betriebsräte Oli¬ 
ver Hilburger und Christian Schickart 
bei der Versammlung am 22. März spra¬ 
chen, kamen Vertrauensleute und Be¬ 
triebsräte mit einem Transparent und T- 
Shirts mit dem Text „Kein Platz für Na¬ 
zis“ auf die Bühne und blieben während 
der Reden dort stehen. Hilburger ist 
Chef und Gründer des „Zentrum Auto¬ 
mobil“, Schickart sein Stellvertreter. Hil¬ 
burger war 20 Jahre in der Rechtsrock- 
Band „Noie Werte“ aktiv, die NSU-Ter- 
roristen hatten ihre Bekennervideos mit 
Musik dieser Band unterlegt. Während 
der Reden protestierten die Kollegen 
mit Pfiffen und Zwischenrufen gegen 
die Rechten. Kollegen berichten, dass 
damit zum ersten Mal auch die Beleg¬ 
schaft von Daimler Untertürkheim sich 
klar gegen die Rechten positionierte. 

Das „Zentrum“ hatte vor der Be¬ 
triebsratswahl verkündet, es wolle die 
Macht der IG Metall brechen. Bei der 
Betriebsversammlung betonte der Be¬ 
triebsratsvorsitzende Wolfgang Nieke, 
dass dies dem „Zentrum“ nicht gelun¬ 
gen sei, weil die Wähler anders handel¬ 
ten. Bei den Wahlen hatte die IG Metall 
um drei Mandate zugelegt. Waren in der 
letzten Amtsperiode noch elf Betriebs¬ 
räte anderer Listen vertreten, sind es in 
dieser nur noch zehn. 

Auf der Versammlung wurde der 
Bericht von „Report Mainz“ vom 30. Ja- 


zurückrudern. Einmal mehr spielte sich 
dabei der undurchsichtige Haufen des 
Bund der Steuerzahler mit vermeintlich 
wissenschaftlich untermauerten Positi¬ 
onen als neutraler und seriöser Anwalt 
der hart arbeitenden Steuerzahler auf. 

Doch Vorsicht ist geboten: Der Ver¬ 
ein finanziert sich durch Spenden, die 
überwiegend von mittelständischen 
Unternehmen stammen. Der Bund der 
Steuerzahler ist die Vereinigung derer, 
die keine Steuern zahlen wollen und 
deshalb den Schwachen nicht einmal das 
Wasser in der Suppe gönnen. Dem Mi¬ 
nister, dem Steuerzahlerbund und all den 
anderen im Fahrwasser der FAZ, dem 
Flaggschiff des Kapitals, schwimmenden 
Medien geht es nicht um Fakten, sondern 
um Propaganda gegen die Verlierer, die 
am Rande der am Profit orientierten Ge¬ 
sellschaft stehen. Das „Handelsblatt“ ist 
wie viele andere Medien der Meinung, 
da müsse noch mehr gehen, und schürt 
deshalb Angst und Sozialneid, dass auf 
Grund der wachsenden Spannungen mit 
den USA, Russland und China die Auf¬ 
rüstungspläne der GroKo viel zu beschei¬ 
den sind und dass die neue Regierung 
den Sozialabbau viel zu zaghaft angeht. 
Ja, da geht sicher noch mehr, ist zu be¬ 
fürchten. Insbesondere von Jens Spahn, 
der im vergangenen Oktober zusammen 
mit dem feschen österreichischen Kanz¬ 
ler Sebastian Kurz, im Bündnis mit der 
rechtsextremen FPÖ regierend, dessen 
Wahlsieg feierte. 


nuar 2018 „Neue Gewerkschaftsfront: 
Rechte wollen Macht in Betriebsräten 
ausbauen“ gezeigt. Dort wird die Ver¬ 
gangenheit der rechtsradikalen Be¬ 
triebsräte aufgezeigt, ihre Verstrickun¬ 
gen ins neofaschistische Umfeld und 
ihre rechten Positionen. Wolfgang Nie¬ 
ke verwies nach dem Film auf die Erklä¬ 
rung des Betriebsrates vom 20. Februar 
(siehe UZ vom 2. März), dass rechtsra¬ 
dikale Umtriebe im Werk nicht zuge¬ 
lassen werden, und bekam dafür gro¬ 
ßen Beifall. 

Mehrere Redner sprachen auch in 
der Diskussion zu diesem Thema. Ein 
Vertrauensmann erinnerte an die Ver¬ 
brechen des Hitlerfaschismus und be¬ 
tonte, dass er so etwas nie wieder wolle. 
Ein anderer berichtete von einem Vi¬ 
deo im Internet, das „Zentrum“-Be- 
triebsräte verbotenerweise im Betriebs¬ 
ratstrakt gedreht hatten. Er fragte die 
Geschäftsleitung, ob dies genehmigt 
war. Wenn nicht, forderte er von der 
Geschäftsleitung, dass sie die entspre¬ 
chenden Konsequenzen ziehen sollen. 
Einige Kollegen aus dem Wahlvorstand 
empörten sich über die Vorwürfe der 
„Zentrum“-Betriebsräte, es hätte Wahl¬ 
betrug gegeben, und wiesen dies ent¬ 
schieden zurück. Der Gewerkschafts¬ 
sekretär berichtete ausführlich über die 
„Wochen gegen Rassismus“, nahm die 
Feindbilder der Rassisten auseinander 
und stellte dem die Werte von Freiheit, 
Gleichheit, Gerechtigkeit, Solidarität 
und Vielfalt entgegen. 

Im Gespräch mit UZ zogen Kolle¬ 
ginnen und Kollegen folgendes Fazit aus 
der Betriebsversammlung: „Die haben 
mal so richtig eins auf die Schnauze be¬ 
kommen. Der Widerstand wächst und 
das ist gut so.“ Chou 
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IG-Metall-Vertrauensleute protestieren bei der Rede von Oliver Hilburger. 
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Wenig Neues in Berlin 

Weniger Rechte für Asylsuchende, „starker Staat“ und „null Toleranz“ 



D er Start der neuen Bundesregie¬ 
rung war holprig. Auf der einen 
Seite müht sich die SPD um An¬ 
passung, Ausgleich, wirkt handzahm 
und gibt dafür ein Wahlversprechen 
nach dem anderen auf. Ihre eigenen 
Parteifreunde kann Angela Merkel - 
wie den neuen Gesundheitsminister 
Jens Spahn und Innenminister Horst 
Seehofer (CSU) - aber nicht zügeln. 
In ihrer, angeblich selbstkritischen, 
Rede versuchte Merkel einen weiten 
Bogen von den Ereignissen des Jahres 
2015, als Hunderttausende Flüchtlin¬ 
ge in kürzester Zeit nach Deutschland 
kamen und versorgt werden mussten, 
bis hin zu aktuellen innenpolitischen 
Herausforderungen und der Zukunft 
Europas zu spannen. Sie räumte ein, 
„der Westen“ habe die humanitäre 
Katastrophe in den Flüchtlingslagern 
zu spät erkannt und gehofft, „dass uns 
diese Entwicklungen nicht tangieren 
werden“ Dies habe die große Zahl an 
Flüchtlingen provoziert, deshalb dürfe 
es nie wieder passieren, dass die UN- 
Hilfsprogramme so dramatisch unterfi¬ 
nanziert werden, wie es vor zwei Jahren 
der Fall gewesen sei. 

Dass ihre Regierung, wie die ande¬ 
rer EU- Staaten, dabei ihre Hilfen spar¬ 
sam gaben, gehörte nicht zur Selbst¬ 
kritik. Ein Eigenlob sang die Kanzle¬ 
rin auf die geplanten Entlastungen für 
Familien, denn dort lernten Kinder zu¬ 
erst, was Zusammenhalt bedeute. „Kin¬ 
derarmut in einem reichen Land wie 
Deutschland ist eine Schande“, sagte 
sie. Sie hob weiter die Milliardenförde¬ 
rung des Bundes für den sozialen Woh¬ 
nungsbau und die Investitionsoffensive 
für die Schulen hervor. „Herkunft darf 
den Erfolg in der Schule nicht bestim¬ 
men“, so Merkel. Das Sofortprogramm 
für 8 000 zusätzliche Stellen in der Pfle¬ 
ge sei ein erster, wichtiger Schritt, rei¬ 
che aber nicht aus, um die Situation für 
Pflegebedürftige und ihre Angehörigen 
dauerhaft zu verbessern. Merkel appel¬ 
lierte daran, das Ziel des Zusammen¬ 
halts der Gesellschaft nicht aus den Au¬ 
gen zu verlieren. Am Ende der Legis¬ 
laturperiode werde sich ihre Regierung 
daran messen lassen müssen, ob dieser 
Zusammenhalt gestärkt worden sei. 

Wie wenig die SPD-Vertreterlnnen 
ihre eigenen Wahlversprechen interes¬ 
sieren, machte unter anderem Heiko 
Maas, der neue Außenminister, in sei¬ 
ner Antrittsrede am vorigen Mittwoch 
im Bundestag deutlich. Unter ihm wird 


der Ton gegen Russland verschärft. We¬ 
nige Tage später ließ er den Worten 
„Taten“ folgen. Russische Diplomaten 
wurden ausgewiesen. Im SPD-Wahl- 
programm hieß es noch: „Europa, die 
USA, Russland und China tragen ge¬ 
meinsam Verantwortung für den Frie¬ 
den in der Welt. (...) Deshalb können 
nur der Dialog zwischen den Regie¬ 
rungen, die Verständigung zwischen 
den Völkern und eine gelebte Solida¬ 
rität zwischen Nord und Süd zu mehr 
globaler Sicherheit führen.“ Konkrete 
Vorschläge zur Abrüstung mit dem Ziel 
einer nuklarwaffenfreien Welt - wie im 
Koalitionsvertrag vereinbart - nannte 
er in seiner Rede nicht. Auf die Forde¬ 
rung nach dem Abzug der Atomwaffen 


von deutschem Boden ging Maas nicht 
ein. Im Wahlprogramm der SPD wur¬ 
de das noch gefordert. Der neue Bun¬ 
desfinanzminister Scholz steht wie sein 
CDU-Vorgänger zur „schwarzen Null“, 
was er auch am vorigen Donnerstag im 
Bundestag, als er die Aufgaben seines 
Ressorts vorstellte, betonte. 

Vor allem mit Horst Seehofer 
spielt die Kanzlerin das Spiel „ich 
weise das mal zurück, lass dich aber 
mal machen“, sie warnte im Bundes¬ 
tag in ihrer Regierungserklärung vor 
einer weiteren Spaltung der Gesell¬ 
schaft, beschwor den Zusammenhalt, 
machte deutlich, dass auch der Islam 
inzwischen ein Teil Deutschlands ge¬ 
worden sei und erhielt dafür auch von 


den Abgeordneten der Grünen und 
der Linkspartei wohlfeilen Beifall. 
Bei der Vorstellung seines Ressorts im 
Bundestag umging Seehofer am Frei¬ 
tag der vorigen Woche die Kritik. Statt 
dessen behauptete er, der gesellschaft¬ 
lichen Polarisierung entgegenwirken 
zu wollen, „Gruppen zusammenzu¬ 
führen, Politik für die Menschen in 
unserem Land zu machen“. Dazu ge¬ 
hört für ihn in den ersten 100 Tagen 
seiner Amtszeit Gesetzesentwürfe auf 
den Weg zu bringen. Die Sicherheits¬ 
lage sei „sehr bedrohlich“. Er forderte 
einen „starken Staat“ und, dort „wo 
Grenzen überschritten, Regeln miss¬ 
achtet oder Gesetze gebrochen wer¬ 
den“ „null Toleranz“. 


Seehofer kündigte einen Master¬ 
plan für die Migration an, will aber 
angeblich Menschenrechte nicht in 
Frage stellen. Er setzt auf die geplan¬ 
ten Ankunfts-, Entscheidungs-, Vertei- 
lungs- und Rückführungseinrichtungen 
(ANKER-Zentren, was für ein schönes 
Wort) und will konsequenter abschie¬ 
ben lassen. Sicherheit beginne aber vor 
allem an den eigenen Grenzen. Zu Fra¬ 
gen der Integration von Flüchtlingen 
sagte er nichts. Auf europäischer Ebene 
sollen die vielen bestehenden Daten¬ 
banken so miteinander so miteinander 
vernetzt werden, „dass unsere Sicher¬ 
heitsbehörden künftig schneller und 
zielgerichteter agieren können“. 

Nina Hager 


Im Gleichschritt 

Polizeigesetze werden ausgebaut 


Münsterland gestärkt 

Gedenk- und Friedensveranstaltung in Dülmen 


Den weiteren Abbau der letzten ver¬ 
bliebenen Grund- und Freiheitsrechte 
wollen die Innenminister von Bayern 
und Nordrhein-Westfalen beschleuni¬ 
gen und ihre jeweiligen Bundesländer 
künftig mit neuen Polizeigesetzen aus¬ 
statten. Auch die verbliebenen Reste 
des aufgrund der Verbrechen des deut¬ 
schen Faschismus historisch erwachse¬ 
nen Trennungsgebotes von Polizei und 
Geheimdiensten wird zunehmend ent¬ 
sorgt. So soll die Polizei in Bayern künf¬ 
tig präventive Ermittlungen durchfüh¬ 
ren, Post und Computer durchsuchen 
und dies alles ohne einen Verdacht 
auf eine konkrete Straftat. Zukünftig 
sollen V-Leute eingesetzt werden, die 
auch in Privatwohnungen filmen und 
diese durchsuchen können. Auch dür¬ 
fen Beamte künftig unter Vorspiege¬ 
lung einer falschen Identität Kontakt 
zu Verdächtigen aufnehmen können. 
Das neue Polizeigesetz soll bereits ab 
kommenden Sommer gelten und macht 
den Freistaat damit zu einem Überwa¬ 
chungsstaat erster Güte. 

Dass der neue Bundesinnenminister 
Horst Seehofer (CSU) das neue geplan¬ 
te bayerische Polizeigesetz politisch 
vorbereitet und in seinem letzten Kabi¬ 
nett als Ministerpräsident in München 
durchgesetzt hat, muss bedacht werden. 
Und dass dieses Gesetz als Blaupause 


für eine Novelle der Bundesgesetzge¬ 
bung im Bereich der Polizeibehörden 
von ihm genutzt wird, dürfte kaum von 
der Hand zu weisen sein. 

Eine ähnliche Entwicklung steht 
unterdessen auch im von CDU und 
FDP regierten Nordrhein-Westfalen 
bevor. Dort hatte die Landesregierung 
als einen ihrer ersten Schritte flugs die 
von der Vorgängerregierung kurz zuvor 
beschlossene Kennzeichnungspflicht 
für Polizeibeamte kassiert. Vor weni¬ 
gen Tagen sprach sich CDU-Landesin¬ 
nenminister Herbert Reul für „robus¬ 
te“ Polizeieinsätze aus, womit wohl ge¬ 
meint ist, dass die Beamten fortan ohne 
genauer hinzusehen erst einmal den 
Knüppel schwingen sollen. Zugleich 
soll auch in NRW der Überwachungs¬ 
staat ausgebaut werden. Datenschutz 
findet mehrheitlich auf dem Papier 
statt und auch im bevölkerungsreichs¬ 
ten Bundesland wird nach dem Vor¬ 
bild von Bayern die gängige Praxis der 
UnschuldsVermutung ad absurdum ge¬ 
führt. Auch für potentiell Beschuldigte 
dürfte die Luft dünner werden: Bis zu 
sieben Tage soll eine Person künftig in 
Gewahrsam genommen werden dür¬ 
fen - ohne eine Anklage versteht sich. 
Auch Fußfesseln sollen künftig ver¬ 
stärkt zum Einsatz kommen und zwar 
eben nicht nur bei bereits überführ¬ 


ten und verurteilten schweren Straftä¬ 
tern, sondern vielmehr bei sogenann¬ 
ten „Gefährdern“, was keineswegs nur 
religiöse bzw. terroristische Fanatiker 
meint, sondern alle, die von den Sicher¬ 
heitsbehörden dafür gehalten werden. 
Wie in vielen anderen Bundesländern 
auch, soll die Videoüberwachung im 
öffentlichen Raum massiv ausgeweitet 
werden. Die Speicherfristen sollen ver¬ 
längert werden. 

Was hier in Arbeit ist, ist einer der 
massivsten Angriffe auf den Rechts¬ 
staat, der von denjenigen Kreisen aus¬ 
geht, die eigentlich zu dessen Schutz 
verpflichtet sind. Fortan dürfte es für 
die politische Linke darauf ankommen, 
die Verfassung vor den sogenannten 
Sicherheitsbehörden zu schützen, die 
diese nach und nach abschaffen. Womit 
die Gesetzesverschärfungen auch im¬ 
mer im Einzelnen begründet werden, 
sie gehören vollends abgelehnt. Sie sind 
der wahre Angriff auf einen demokra¬ 
tischen Rechtsstaat. Wer eine Dauer¬ 
überwachung und Militarisierung der 
deutschen Innen- und Sicherheitspo¬ 
litik - Stichwort Polizeieinsatz beim 
G20-Gipfel in Hamburg - ablehnend 
gegenübersteht, wird schnellstmöglich 
und offensiv für seine Rechte politisch 
kämpfen müssen. 

Markus Bernhardt 


Als sich vor 14 Monaten einige Friedens¬ 
aktivisten in Dülmen zusammenfanden, 
weil dort die US-Army ein neues Mili¬ 
tärdepot errichtete, war man sich einig, 
jeden Anlass zu nutzen, um die öffent¬ 
liche Meinung im immer noch katholi¬ 
schen Münsterland für die Bedrohung 
durch Hochrüstung zu sensibilisieren. 
Diesmal luden die Friedensfreunde Dül¬ 
men (FFD),mittlerweile ein e.V. zusam¬ 
men mit dem DGB alle Ratsparteien in 
Dülmen und beide Kirchen ein, auch im 
73. Jahr eine Gedenkstunde an die zivi¬ 
len Opfer dieses Krieges gemeinsam zu 
erinnern. Das gelang zur Überraschung 
der Initiatoren gut: CDU,FDP,SPD, Grü¬ 
ne und Linke, evangelische und katho¬ 
lische Kirchengemeinde und die Stadt 
Dülmen bereiteten mit DGB und FFD 
die Veranstaltung vor. 

Mehr als 100 Teilnehmer versam¬ 
melten sich am 22. März an der Dül- 
mener Mahntafel für die Luftangriffe 
nur eine Woche vor dem Einmarsch 
der Alliierten, die 200 Menschen das 
Leben kosteten und die Stadt zu 92% 
in Schutt und Asche gelegt hatten. Die 
SPD brachte Sitzbänke mit, die katho¬ 
lische Viktorgemeinde die Lautsprecher 
und Mikrophon. Drei Musiker von Bal- 
lyntobin Gathering aus Bochum sangen 
Friedenslieder. Bürgermeisterin Annet¬ 
te Holtrup (CDU) begrüßte die Teil¬ 


nehmer und brachte den Wunsch zum 
Ausdruck, dass von deutschem Boden 
kein Krieg mehr ausgeht. Die 94-jähri- 
ge Klara Tons schilderte ihre Erlebnisse 
aus der Nazizeit und den Luftangriffen. 
Michael Stiels-Glenn (FFD), der für den 
verhinderten DGB-Vorsitzenden Ort- 
win Bickhove-Swiderski sprach, verlas 
einen Text von Bert Brecht aus dem 
Jahr 1951 über die drohenden Kriege, 
wenn man den Kriegstreibern nicht in 
den Arm fällt. Der Heimatdichter Rudi 
Kissenkötter trug das Gedicht „Von 
Dülmens Untergang“ in Münsterländer 
Platt vor. Der Syrer Hamid Alhaw be¬ 
richtete über die Lage in seiner Heimat, 
wo es kaum Aussicht auf einen Frieden 
gibt. Der Trägerkreis hatte keine Er¬ 
fahrungen miteinander und mancher in 
den Reihen der FFD fürchtete, die star¬ 
ke CDU könne die Veranstaltung do¬ 
minieren: Aber alle hielten sich an die 
Absprachen: Die Redner der CDU ver¬ 
teidigten nicht NATO und die USA, sie 
wiesen auf die notwendige Unterstüt¬ 
zung für die Geflüchteten in Dülmen 
hin. Alle Teilnehmer waren sich trotz 
Differenzen in vielen Fragen einig in der 
Forderung: Nie wieder Krieg! Auch im 
kommenden Jahr soll dieser Jahrestag 
genutzt werden, um die Friedensbewe¬ 
gung im Münsterland zu stärken. 

Michael Stiels-Glenn 
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Sticker gegen Rechte 

Aktion gegen die Identitäre Bewegung an der Schule 

Hier wurde ein 
Nazi-Sticker 
überklebt. 


Schülervertretung der 
Willhelm-Filchner-Schule 


A n der Wilhelm-Filchner-Schule 
in Wolfhagen, einer Kleinstadt 
mit knapp 13 000 Einwohnern, 
ist seit etwa einem halben Jahr die 
Identitäre Bewegung aktiv. So lassen 
sich in der Schule viele Sticker dieser 
Bewegung unter dem Motto „Asyl¬ 
wahnsinn stoppen!“ oder „Heimatlie¬ 
be statt Islam!“ finden. Auf Flyern ist 
von einem Bevölkerungsaustausch und 
dem Verlust der deutschen Kultur die 
Rede und davon, dass Flüchtlinge eben 
kriminell sind und wegen ihnen Geld 
für die deutschen Bürger fehle. Das 
trifft einige Schüler persönlich, da etwa 
10 Prozent der Schülerschaft einen Mi¬ 
grationshintergrund hat oder sogar sel¬ 
ber geflohen ist. 

Auf Initiative von Mitgliedern der 
SV, die sich auch privat mit diesem 
Thema auseinandersetzen oder Mit¬ 
glied der SDAJ sind (ich), ist die Schü¬ 
lervertretung dieser Schule gegen den 
Rassismus aktiv geworden. So wurden 
Sticker zum Überkleben der Sticker 
der Identitären Bewegung gedruckt, 
auf denen steht „Hier wurde ein Nazi- 
Sticker überklebt - Schülervertretung 
der Wilhelm-Filchner-Schule.“ Auf ei¬ 
ner Klassensprechervollversammlung 
habe ich in Absprache und stellver¬ 
tretend für die Schülervertretung ein 
Referat über die identitäre Bewegung 
gehalten. Im Referat wurde deutlich 
gemacht, dass man bei der sinkenden 
Zahl an ankommenden Geflüchteten 
und der geringen Zahl an angenom¬ 
menen Asylanträgen nicht von einem 
Bevölkerungsaustausch reden kann 
und die Menschen nicht aus einer 
Laune heraus hierherkommen, son¬ 
dern die lebensgefährliche Flucht auf 
sich nehmen, weil sie in ihrer Heimat 
existenziell bedroht sind und dort kei¬ 
ne Perspektive haben. Aufgezeigt wur¬ 
de auch, dass wenn in Deutschland die 
45 reichsten Haushalte so viel wie die 
ärmere Hälfte der Bevölkerung besit- 


Die Dortmunder Neonaziszene mo¬ 
bilisiert für 14. April zu einem neuer¬ 
lichen Großaufmarsch in die Ruhrge¬ 
bietsmetropole. Dieser steht unter dem 
geschichtsträchtigen Motto „Europa 
erwache!“. Die Neonazis wollen damit 
„ein Zeichen der Solidarität der euro¬ 
päischen Völker“ setzen und „dem Zen¬ 
tralismusbestreben der europäischen 
Union die rote Karte“ zeigen. Als Red¬ 
ner sind unter anderem die einschlägig 
bekannten Neonazis Sven Skoda, Sa¬ 
scha Krolzig, sowie der NPD-Europa- 
abgeordnete und ehemaligen NPD-Par- 
teivorsitzenden Udo Voigt vorgesehen. 

Zwar rühren die extremen Rechten 
nunmehr nicht nur im Bundesgebiet, 
sondern auch im europäischen Aus¬ 
land seit Wochen die Werbetrommel 
für ihre neuerliche Provokation, ob es 
ihnen jedoch tatsächlich gelingen wird, 
eine nennenswerte Anzahl von nicht¬ 
deutschen Nazis nach Dortmund zu 
mobilisieren, bleibt abzuwarten. 

Ungestört von antifaschistischen 
Protesten dürfte hingegen auch dieser 
Aufmarsch keineswegs ablaufen. So 
rufen sowohl das Bündnis Dortmund 
gegen Rechts (BgR) als auch der an¬ 
tifaschistische Zusammenschluss Blo- 
ckado zu Protesten gegen die Rassisten 
und Neonazis auf. 

„In vielen Teilen Europas sind rech¬ 
te Bewegungen und Parteien auf dem 
Vormarsch. Anknüpfend an diese Stim¬ 
mung versuchen nun auch die Dort¬ 
munder Nazis sich mit einem neuen 
Format zu etablieren bzw. ihre Position 
in der europäischen extremen Rechten 
zu festigen“, stellt Blockado klar. Dies 
gelte es zu verhindern. 

Tatsächlich dürften Antifaschis¬ 
ten am 14. April einmal mehr auf sich 
selbst gestellt sein. Seit Jahrzehnten 
wird das Problem der militanten Na¬ 
ziszene in Dortmund verharmlost. Die 


zen, sind nicht die Flüchtlinge schuld 
daran, dass Geld für Schulen, Kinder¬ 
gärten oder Schwimmbäder fehlt. Zu¬ 
dem wurde mit anschaulichen Zahlen 
klar gemacht, dass die meisten Ge¬ 
walttäter aus dem Bekanntenkreis der 
Opfer kommen und somit eben nur zu 
einem sehr geringen Teil Geflüchtete 
sind. Abschließend wurde resümiert, 
dass alle an der Schule dem Rassismus 
entgegenstehen müssen, weil wir Pro¬ 
bleme an der Schule wie fehlende Bus¬ 
se aufgrund von Unterfinanzierung nur 
lösen können, wenn wir uns gemeinsam 
mit den geflüchteten Mitschülern für 
unsere Interessen einsetzen und uns 
nicht spalten lassen. Dieses Referat 
soll in allen Klassen durch die Klassen¬ 
sprecher gehalten und diskutiert wer¬ 
den. Ob das in allen Klassen passiert 
ist, ist noch nicht bekannt, da die Voll¬ 
versammlung erst in der vergangenen 
Woche stattgefunden hat. 

Die Reaktionen auf den Vortrag 
und die Sticker der Schülervertretung 
waren sehr unterschiedlich. Während 
die Lokalpresse die Zivilcourage der 
Schüler in den höchsten Tönen lob¬ 
te, ein migrantischer Mitschüler sagte 
„Danke, dass ihr so solidarisch seid. 
Gute Aktion von euch!“ und einige 
Klassensprecher auch selber Sticker 
überkleben wollten, gab es aus den 
Klassen, in denen vermutlich Mitglie¬ 
der der Identitären Bewegung sitzen, 
krassere Reaktionen. So wurde die SV 
von einem Schüler aus der 9.Klasse als 
„linksfaschistisch“ bezeichnet, er sag¬ 
te, dass Linksextremismus das größe¬ 
re Problem sei. Ein anderer aus dieser 
Klasse störte sich daran, dass die Iden¬ 
titäre Bewegung (die selbst vom Ver¬ 
fassungsschutz als rechtsextremistisch 
eingestuft wird) durch die Sticker als 
Nazis vermeintlich „diffamiert“ werde 
und man laut seiner Aussage genauso 
gut Sticker gegen freie Meinungen hät¬ 
te machen können. 


etablierte Politik beließ es bisher bei 
Sonntagsreden, unternahm jedoch 
nicht wirklich viel, um zu verhindern, 
dass die Nazis sich rund um den Wil¬ 
helmplatz im Stadtteil Dortmund- 
Dorstfeld nahezu ungestört einrichten 
konnten. Auch die Dortmunder Polizei 
ließ rechte Freiräume regelmäßig zu 
und behinderte antifaschistische Akti¬ 
vitäten und Proteste. 

Beispielsweise kam es in den ver¬ 
gangenen Jahren mehrfach zu Störun¬ 
gen des Ostermarsches, der traditionell 
eine Zwischenkundgebung gegen Ras¬ 
sismus, Krieg und Hass am Wilhelm¬ 
platz abhält. 

Die DKP ruft unterdessen dazu auf, 
sich an den antifaschistischen Protesten 


Wir dürfen den zunehmenden Ras¬ 
sismus nicht unbeantwortet lassen und 
müssen in Interessensvertretungsgre¬ 
mien wie Schülervertretungen deut¬ 
lich machen, dass nicht die Flüchtlin¬ 
ge an der Bildungsunterfinanzierung 
und anderen Missständen in unserer 
Gesellschaft Schuld sind, sondern dass 
wir gemeinsam mit den Geflüchteten 
gegen die Verursacher dieser Proble¬ 
me kämpfen müssen. Das ist der Schü¬ 
lervertretung der Wilhelm-Filchner- 
Schule für die Verhältnisse einer Schü¬ 
lervertretung sehr gut gelungen und 
natürlich setzt sie sich gemeinsam mit 
den Geflüchteten gegen die Probleme 
mit den Bussen an der Schule ein z.B. 
durch zuspamen der Beschwerdemail- 


am 14. April ebenso zu beteiligen, wie 
am traditionellen Ostermarsch. Beides 
seien zwei Seiten der gleichen Medail¬ 
le. Dies gelte auch für die AfD. „Wenn 
die AfD gegen Einsätze der Bundes¬ 
wehr in Syrien, Afghanistan und Mali 
ist, dann ist sie das aus völlig ande¬ 
ren Gründen als ich“, hatte jüngst Fe¬ 
lix Oekentorp, einer der Sprecher des 
Ostermarsches Ruhr gegenüber der 
linken Tageszeitung junge Welt klarge¬ 
stellt. Diesbezüglich gebe es auch aus 
möglicherweise strategischen Gründen 
kein Miteinander. „An den Taten deut¬ 
scher Soldaten in zwei Weltkriegen gibt 
es nichts zu relativieren oder gar zu ver¬ 
herrlichen. Krieg ist eine der wesentli¬ 
chen Fluchtursachen, und Flüchtlingen 


adresse der regionalen Verkehrsgesell¬ 
schaft oder durch ein Gespräch, in dem 
von einer Befragung aller Schüler der 
Schule über die Busprobleme berich¬ 
tet wurde. Ob weitere Aktionen gegen 
die Identitäre Bewegung und gegen die 
Busprobleme folgen werden, ist noch 
unklar. Klar ist, nach einigen negativen 
Reaktionen auf der Klassensprecher¬ 
vollversammlung, dass der Rassismus 
ein ernstzunehmendes Problem an die¬ 
ser Schule ist, denn laut Schätzungen 
aus dem Jahrgang 9 seien rund 8 Leute 
in Kontakt mit der Identitären Bewe¬ 
gung und die ganze Klasse habe sich 
über die Sticker der SV beschwert. Die 
zwei genannten Zitate, sind also keine 
Einzelfälle. Freya Pillardy 


ist zu helfen. Ein Menschenbild wie das 
von Pegida, der AfD oder anderer Neu¬ 
rechter hat mit Frieden nichts zu tun“, 
sagte Oekentorp. 

„Dass die Partei ,Die Rechte 4 
Gesinnungsgenossen aus verschie¬ 
denen Ländern Europas zu einem 
Aufmarsch nach Dortmund einla- 
den kann, zeigt ihre Vernetzung, die 
bis in rechtsterroristische Banden im 
In- und Ausland reicht“, warnte die 
Dortmunder DKP, die Teil des örtli¬ 
chen Bündnisses gegen Rechts ist. Die 
DKP erneuerte zugleich ihre Forde¬ 
rung an die Dortmunder Polizei, die 
neuerliche Provokation der Faschis¬ 
ten zu verbieten. 

Markus Bernhardt 


DKP aktiv 

Knapp 100 Unterschriften unter 
den Aufruf „Abrüsten statt Auf¬ 
rüsten“ hat die DKP Braunschweig 
bei der DGB-Bezirkskonferenz und 
einer GEW-Versammlung gesam¬ 
melt, 34 in einer Stunde im kalten 
Wind auf dem Wochenmarkt, weite¬ 
re in Familien und Bekanntenkreis. 
Die meisten Angesprochenen un¬ 
terschrieben, ohne sich den Appell 
durchzulesen, als sie hörten, dass es 
gegen Aufrüstung geht. „Man muss 
die Menschen nur ansprechen! Das 
macht Spaß und bringt den Protest 
gegen Aufrüstung aus dem Inter¬ 
net auf die Straße“, meint Werner 
Hensel, Kreisvorsitzender der DKP 
Braunschweig. Er zeigte sich ange¬ 
nehm überrascht, wie die Resonanz 
ist. Die DKP Braunschweig kann 
jetzt sagen: Das Sammeln geht gut. 

Potsdam hat sich in die bundes¬ 
weite Ostermarsch-Saison einge¬ 
reiht: Über 200 Menschen demons¬ 
trierten am 24. März durch die bran- 
denburgische Landeshauptstadt 
unter dem Motto „Abrüsten statt 
Aufrüsten!“ Auf Schildern mit Lo¬ 
sungen wie „Raus aus der NATO - 
rein ins Vergnügen!“ oder „Schöner 
leben in Potsdam - ohne Garnison¬ 
kirche!“ bezogen die Demonstran- 
tinnen und Demonstranten dabei 
Position gegen die Kriegstreiber auf 
der Welt und die Militarisierung in 
Potsdam selbst. Die DKP Potsdam 
und Umland reihte sich in diese Aus¬ 
richtung mit ihrer Forderung „Frie¬ 
den mit Russland!“ ein. Dafür erfuhr 
sie nicht nur viel Zuspruch, sondern 
hat auch über 200 Friedensinfos ver¬ 
teilt und über 50 Unterschriften ge¬ 
sammelt für den Aufruf „Abrüsten 
statt Aufrüsten! 44 - die Genossinnen 
und Genossen sind durchaus ein we¬ 
nig stolz auf ihre Eröffnung der „Os¬ 
termarschsaison“ in Potsdam. 

Brandanschlag 

Mit Abscheu und Entsetzen hat die 
Kasseler Kreisvereinigung der Ver¬ 
einigung der Verfolgten des Nazire¬ 
gimes (VVN-BdA) auf den Brandan¬ 
schlag auf die Kasseler Yunus-Emre- 
Moschee reagiert. Es kann in keiner 
Weise akzeptiert werden, dass Got¬ 
teshäuser - egal welcher Religion - 
Zielscheiben rassistischer oder politi¬ 
scher Auseinandersetzungen werden. 

Genauso wie alle Formen von 
Antisemitismus und Fremdenfeind¬ 
lichkeit zu verurteilen sind, muss 
sich gegen die zunehmenden Anzei¬ 
chen von Anti-Islamismus in unse¬ 
rem Land gewendet werden. Selbst 
die berechtigte Kritik an der völker¬ 
rechtswidrigen Kriegspolitik der tür¬ 
kischen Regierung gegen die kurdi¬ 
sche Bevölkerung im eigenen Land 
und in Syrien rechtfertigt nicht, mit 
Brandanschlägen auf türkische re¬ 
ligiöse Einrichtungen in unserem 
Land zu reagieren. 

Neue Ausgabe 

Die mittlerweile 41. Ausgabe der 
„Zeitung gegen den Krieg“ ist vor 
einigen Tagen erschienen. Ihre The¬ 
men - orientiert an den Aufrufen zu 
den Ostermärschen - sind u.a. die 
Politik der neuen GroKo, die sich 
ausdrücklich zur deutschen und EU¬ 
weiten Hochrüstung bekennt, zu den 
militärischen Offensiven, NATO- 
Kampfeinheiten immer näher an 
die russischen Grenzen zu verlegen 
und das autoritäre Erdogan-Regime 
Krieg führt gegen die eigene kurdi¬ 
sche Bevölkerung und den Krieg ge¬ 
gen Kurden in Syrien führt; die Auto¬ 
ren warnen vor der Verschärfung der 
Krisen, in denen zwischen den USA, 
EU und China ein Handelskrieg 
droht, was geschichtlich allzu oft in 
neuen großen Kriegen - in der Fort¬ 
setzung der Weltmarktkonkurrenz 
mit militärischen Mitteln - mündete. 
Sie berichtet und kommentiert auch 
den sogenannten „Fall Skripal“ und 
fragt: Selbst wenn der russische Ge¬ 
heimdienst den Mordanschlag im bri¬ 
tischen Städtchen Salisbury begangen 
hätte, rechtfertigt dies nie und nim¬ 
mer die aktuelle Kriegshetze (und 
Nato-„Solidarität“). Fragt man, wem 
nutzt es, dann geraten noch ganz an¬ 
dere potentielle Täter ins Blickfeld. 


Faschisten trommeln 

Antifaschisten rufen zu Protesten gegen neuerliche Provokation auf 



10 000 Menschen protestierten beim letzten Aufmarsch der Rechten in Dortmund 
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Aktionstag in Frankreich 

Am Aktionstag der Gewerkschaf¬ 
ten für die öffentlichen Dienste 
haben in Frankreich am 22. März 
mehrere hunderttausend Menschen 
bei rund 180 Kundgebungen und 
Demonstrationen teilgenommen. 
Die Proteste richteten sich gegen 
die von der Regierung geplan¬ 
te Streichung von 120 000 Stellen 
im Öffentlichen Dienst, gegen die 
Einführung eines „Karenztages“ 
im Krankheitsfall, bei dem es keine 
Lohnfortzahlung mehr geben soll, 
sowie gegen Privatisierungsabsich¬ 
ten der Regierung. Alle sieben Ge¬ 
werkschaftsbünde der öffentlichen 
Dienste hatten - trotz unterschied¬ 
licher inhaltlicher Ausrichtung - 
gemeinsam zu dem Aktionstag auf¬ 
gerufen. Das linke Gewerkschafts¬ 
bündnis CGT schlägt für den 19. 
April einen weiteren gemeinsamen 
landesweiten Aktionstag vor. 

Wut,Trauer und Zynismus 

Über eine halbe Million überwie¬ 
gend junge Menschen folgten dem 
Aufruf zu einem „Marsch für un¬ 
sere Leben“ in Washington. Fünf 
Wochen nach dem Massaker an ei¬ 
ner Schule in Florida sagten sie der 
allmächtig scheinenden Waffenlob¬ 
by NRA und deren Sprachrohren 
in der Politik den Kampf an. Bei 
dem Amoklauf in Parkland hatte 
ein 19-Jähriger am 14. Februar 14 
Schülerinnen und Schüler und drei 
Erwachsene getötet. Solidaritätsde¬ 
monstrationen fanden in Parkland, 
New York, Chicago, Los Angeles, 
Houston, Miami, Philadelphia und 
Boston statt. 

4,4 Prozent der Weltbevölkerung 
leben in den USA, 42 Prozent aller 
Schusswaffen der Welt haben hier 
ihre Besitzer. Seit dem Massaker an 
der Columbine High School 1999 
wächst der Widerstand gegen gegen 
den privaten Waffenbesitz in den 
USA, der - gegründet auf einen Ver¬ 
fassungszusatz von 1791 - keine Be¬ 
schränkung findet. Präsident Trump 
bedauert zwar die Opfer, von ihm ist 
aber keine Initiative zur Verschär¬ 
fung der Waffengesetze zu erwarten. 
Nur noch zynisch ist der Rat des ehe¬ 
maligen Präsidentschaftskandidaten 
Rick Santorum auf CNN, der den 
Schülern empfahl, sie sollten statt 
zu demonstrieren lieber Kurse zur 
Wiederbelebung besuchen. 

Vorgespräche für 
Gipfeltreffen 

Süd- und Nordkorea wollen bei ei¬ 
nem Treffen im Grenzort Panmun- 
jom ihr geplantes Gipfeltreffen im 
April vorbereiten. Das teilte das 
Vereinigungsministerium in Se¬ 
oul am vergangenen Samstag mit. 
Die Delegation Südkoreas wird 
von Vereinigungsminister Cho 
Myoung Gyon geleitet werden. 
Hauptthema soll der Zeitplan und 
die Themen des Korea-Gipfels sein, 
zu dem Ende April der südkorea¬ 
nische Präsident Moon Jae-in mit 
dem nordkoreanischen Staatschef 
Kim Jong-un ebenfalls in Panmun- 
jom Zusammentreffen will. Seit dem 
Ende des Korea-Kriegs (1953) hat 
es nur zwei Gipfel der beiden kore¬ 
anischen Staaten gegeben, die 2000 
und 2007 in Pjöngjang stattfanden. 
Nach Angaben Südkoreas will sich 
Kim spätestens bis Ende Mai auch 
mit dem USA-Präsidenten Donald 
Trump treffen. Kim ist laut Seoul 
bereit, über das Atomprogramm 
des Landes zu verhandeln. Aller¬ 
dings hat Trump nun John Bolton 
zu seinem Sicherheitsberater er¬ 
nannt, der für eine kompromisslose 
Haltung gegen Nordkorea eintritt. 
Noch im Februar hatte Bolton er¬ 
klärt, dass die USA das Recht zu 
einem militärischen Erstschlag ge¬ 
gen Nordkorea hätten, weil dessen 
Atom- und Raketenprogramm die 
USA bedrohten. Das Parlament 
der Koreanischen Demokratischen 
Volksrepublik wird am 11. April zu 
seiner Frühjahrssitzung Zusammen¬ 
kommen. Dann dürften noch vor 
dem Korea-Gipfel der neue Haus¬ 
halt beschlossen und neue Staats¬ 
funktionäre ernannt werden. 


Vor dem Handelskrieg 

Die VR China im Fadenkreuz der US-Zollpolitik 



Chinas Wirtschaft exportierte 2016 Waren im Wert von 2,1 Billionen Dollar. 


T rump verhängt Milliardenzölle 
gegen China 44 meldet die „FAZ“ 
„Trump lässt von Europa ab - und 
stürzt sich auf China“ jubelt die „Welt“ 
Und „Trumps Strafzölle könnten das 
weltweite Handelssystem zerstören“ 
sah die „Süddeutsche Zeitung“ schon 
den Untergang des Abendlandes. 

Die ökonomische Auseinanderset¬ 
zung nimmt konkretere Formen an. 
Die allgemeinen Zollforderungen des 
US-Präsidenten auf Stahl und Alumi¬ 
nium, auch von Zöllen auf Mercedes 
und BMW war schon die Rede, waren 
von der EU, insbesondere von Deutsch¬ 
land als klare Kampfansage aufgefasst 
worden. Allmählich kristallisiert sich 
der politökonomische Kern des anhal¬ 
tenden Trump-Bashing heraus. Trump 
ist den strategischen Zirkeln, auch 
Deutschlands, als Protektionist ein Är¬ 
gernis, seine Politik gegen Minderhei¬ 
ten oder Frauen spielt dabei kaum eine 
Rolle. Nun hat Deutschland bzw. die 
EU einen zumindest temporären Er¬ 
folg gelandet. Wirtschaftsminister Peter 
Altmaier hatte an EU-Handelskommi- 
sarin Cecilia Malmström vorbei in Wa¬ 
shington verhandelt und dabei offenbar 
deutsch-europäische Zugeständnisse bei 
den Pkw-Zöllen in Aussicht gestellt. Die 
US-Amerikaner verlangen Zölle von 2,5 
Prozent, die EU 10 Prozent auf Automo¬ 
bile. Dafür, so sieht es aus, ist die EU 
zunächst von Trumps Zollforderungen 
ausgenommen worden. Zunächst. Klar 
ist, dass auch der EU-Protektionismus 
Zugeständnisse machen muss, um in Wa¬ 
shington zu dauerhaften Ausnahme-Lö¬ 
sungen kommen zu können. 

Damit fokussiert sich Trumps Stoß¬ 
richtung klar in Richtung Asien. Vor al¬ 
lem gegen Taiwan, Japan und die Tür¬ 
kei, und natürlich in Richtung der üb¬ 
lichen Verdächtigen Russland und VR 
China. Trumps Zoll-Offensive stimmt 
hier mit der geostrategischen „Logik“ 
des „freien Westens“ überein. Entgegen 
dem öffentlich so leidenschaftlich mo¬ 
bilisierten Freihandelsenthusiasmus ist 
die EU und insbesondere die Bundes¬ 
republik ein beinharter Protektionist, 
wenn es um die Interessen hiesiger Kon¬ 
zerne geht, mit Zöllen auf chinesische 
Stahlprodukte, Solarpanels, Fahrräder, 
Haushaltsgeräte, Lebensmittel und vie¬ 
les mehr. Allein 2017 betrieben die ach 
so handelsliberalen Europäer über 100 
„Anti-Dumping-Verfahren“ gegen chi¬ 
nesische Produzenten. Faktisch gibt es 
EU-Zölle für 53 chinesische Produk¬ 
te. Mit im Schnitt 45, im Maximum 126 
Prozent Zoll. Wenn die US-Regierung 
nun ihrerseits gegen die chinesischen 
Importe vorgeht, so übt sie sich eher 
im Schulterschluss mit dem, was in der 
Propaganda so gern „Freier Westen“ 
genannt wird. Ausgenommen sind bis¬ 
lang Argentinien, Australien, Brasilien, 
Kanada, die EU, Mexiko, Neuseeland 
und Südkorea. Diese Staaten stehen 


für zwei Drittel der US-Stahlimporte, 
womit der geostrategische Aspekt der 
Zollforderungen mehr als deutlich wird. 

„Trump schlägt China mit den Zöl¬ 
len, auf die wir alle gewartet haben“, 
titelt denn auch der geostrategische 
Think-Tank „Stratfor“: „Es werden 
nicht die letzten sein (...), Peking ist in 
Washingtons Fadenkreuz.“ Das werde 
China nötigen, in irgendeiner Form zu 
antworten, wodurch die USA den Pro¬ 
zess weitertreiben könnten. Immerhin 
geht es um etwa 1 300 Warenkatego¬ 
rien, vorwiegend im strategischen und 
Hightech-Bereich. IT-Technologie, Ro- 
botics, High-tech-Schiffs- und -Eisen¬ 
bahnprodukte, E-Fahrzeuge, High-tech- 
Medizinausrüstungen beispielsweise. 
Der US-Handelsbeauftragte Robert 
Lighthizer wird in den nächsten 15 Ta¬ 
gen eine genaue Liste dieser Güter prä¬ 
sentieren. Ziel ist ein Volumen von 50 
bis 60 Mrd. US-Dollar. 

Der etwas exotische Ökonom Peter 
Navarro („Death by China“, 2011), ei¬ 
ner der einflussreichen Wirtschaftsbe¬ 
rater Trumps, brachte in einem CNN- 
Interview noch zusätzliche Kontigentie¬ 
rungen ins Spiel: „Jedes Land, welches 
nicht mit Zöllen konfrontiert ist, wird 
Quoten zu beachten haben, so dass wir 
unsere Aluminium- und Stahl-Industrie 
schützen.“ Völlig aus dem Schneider ist 
die EU und mit ihr Deutschland also 
noch nicht. Auch Trump hat den EU- 
Protektionismus schon als „ökonomi¬ 
sche Aggression“ bezeichnet, die EU 


habe hohe Zölle und Handelshemmnis¬ 
se, welche ihr erlaubten, mit den USA 
Handel zu treiben, den USA aber nicht 
mit der EU. 

Die USA haben 2017 Waren für 130 
Mrd. Dollar nach China exportiert. Pe¬ 
king hat umgehend reagiert und eine 
Antwort auf die US-Zollpolitik ange¬ 
kündigt, welche die republikanische 
Basis in Kansas, Texas, Iowa, Nebras¬ 
ka, Indiana und Missouri übel treffen 
könnte. Die Frage ist, ob sich die Volks¬ 
republik auf dieses Rennen in den Ab¬ 
grund einlässt. Immerhin exportiert die 
chinesische Wirtschaft Waren im Wert 
von 2,1 Billionen Dollar (2016). 25 Pro¬ 
zent Zoll auf 60 Mrd. Dollar entspricht 
überschaubaren 3 Prozent des Export¬ 
volumens. Andererseits steht der chi¬ 
nesische Staatspräsident Xi Jinping für 
ein selbstbewusstes Auftreten der chi¬ 
nesischen Führung. Ob dieses Selbst¬ 
bewusstsein sich damit verträgt, untä¬ 
tig von Trump „mit Zöllen geschlagen“ 
zu werden, ist eine andere Frage. 

Gut 10 Jahre hat es gedauert. Nun ist 
es soweit. Die schöne Globalisierungs¬ 
fassade ist gefallen. Der Handelskrieg 
steht vor der Tür. Solange alle gut ver¬ 
dienten, fiel das Bekenntnis zu freiem 
Handel und freiem Unternehmertum 
ziemlich leicht. Dummerweise ist der 
Kapitalismus eine krisenhafte Veran¬ 
staltung. 2007 war es wieder soweit. Es 
fehlte damals nicht an hehren Schwüren, 
diesmal sei alles anders, man habe aus 
der Krise in den 1930er Jahren gelernt. 


Kein Protektionismus, weiter Freihandel 
und gegen den Nachfrageausfall half un¬ 
endlich verfügbares Geld der Zentral¬ 
bank. 

Mittlerweile steht das Imperium mit 
20 Billionen Dollar in der Kreide. 19 Pro¬ 
zent seiner Ausländsanleihen werden von 
Peking gehalten. Die Infrastruktur des 
Landes liegt darnieder, große Teile der 
Industrie sind nach Asien verlagert wor¬ 
den. Mit Donald Trump im Weißen Haus 
scheint die „Friede-Freude-Eierkuchen“- 
Politik vorbei zu sein. Es spricht einiges 
dafür, dass Trump den Deal aufkündigt, 
nachdem die USA als Konsument der 
letzten Instanz - gegen chinesischen Kre¬ 
dit - die überschüssige Warenproduktion 
der halben Welt aufkauft. 

Seit der chinesischen Wende An¬ 
fang der 1970er Jahre stand die Volks¬ 
republik mehr oder weniger unter US- 
amerikanischer Protektion. Zunächst 
als strategischer Partner gegen die SU, 
dann als Boomtown im Globalisierungs¬ 
rausch, der für höchste Profite stand. 
Nun, zum strategischen Herausforde¬ 
rer des schwächelnden Imperiums auf¬ 
gestiegen, gerät sie, wie die Atommacht 
Russland, ins Fadenkreuz. Mit der Initi¬ 
ative eine „Neuen Seidenstraße“ hat Pe¬ 
king ein Konzept zur infrastrukturellen 
Durchdringung der gewaltigen Land¬ 
masse Eurasien und Teilen Afrikas vor¬ 
gelegt. Eine gewaltige Herausforderung 
für das Imperium, die offenkundig nicht 
ohne Antwort bleibt. 

Klaus Wagener 


Letzte Trumpf karte 

Der Kampf um Ghouta ist noch nicht beendet 


Weit über 100 000 Menschen sind aus 
Ghouta im Osten von Damaskus in 
die Auffanglager der syrischen Armee 
geflohen. Viele der Flüchtlinge waren 
Frauen - und viele von ihnen waren tief 
verschleiert. Die Städte und Dörfer in 
Ghouta - ein Flickenteppich aus ländli¬ 
chen Gebieten und Vororten - gehörten 
schon immer zu den konservativsten Ge¬ 
bieten Syriens. 

Im Krieg gegen Syrien wurden von 
hier aus Selbstmordanschläge geplant 
und ausgeführt, Damaskus wurde mit 
Granaten und Raketen beschossen. 
Zu den Gruppen, die hier aktiv waren, 
zählte das Bündnis Tahrir al-Sham, zu 
dem auch die Al-Nusra-Front gehört. 
Ghouta schien lange Zeit unangreif¬ 
bar, nachdem es über Jahre militä¬ 
risch ausgebaut wurde, mit einem Netz 
von Tunneln, aus denen immer wieder 
Überraschungsangriffe geführt werden 
konnten. 


Doch Anfang des Jahres begann 
die syrische Armee mit einem mas¬ 
siven Truppenaufbau, die russische 
und syrische Luftwaffe griffen Stütz¬ 
punkte der Dschihadisten in Ghouta 
an. Vor vier Wochen begann der An¬ 
griff, in dem die syrische Armee zu¬ 
nächst in die ländlichen Gebiete vor¬ 
rückte. 

Dank der großen militärischen 
Übermacht gelang es, Ghouta in drei 
Gebiete aufzuspalten. Eines davon 
war Harasta unter der Kontrolle von 
Ahrar al-Sham, einer dschihadisti- 
schen Organisation, die von der Türkei 
unterstützt wird. Hier kam es schnell 
zu einer Verhandlungslösung. Ange¬ 
sichts der militärischen Übermacht 
der Armee erklärten sich die Bewaff¬ 
neten bereit, die Stadt zu räumen und 
nach Norden abzuziehen, womöglich 
nach Afrin im Dienst ihrer türkischen 
Auftraggeber. 


Das nächste Ziel war Ain Tarma. 
Nach heftigen Kämpfen im Umland 
erklärten sich die Dschihadisten auch 
hier bereit, nach Norden abzuziehen. 
Ihnen schlossen sich die Dschihadis¬ 
ten in Arbin, Jobar und Zamalka an. 

Soweit vorläufige Zahlen vorlie¬ 
gen, wurden bisher ungefähr 10 000 
Menschen nach Norden gebracht. Es 
handelt sich dabei um die bewaffneten 
Dschihadisten selbst, ihre Frauen und 
Kinder und andere Zivilisten, die der 
Ideologie der Dschihadisten naheste¬ 
hen. Etwa ein Drittel dieser Personen 
sind bewaffnete Kämpfer. 

Noch ist der Kampf um Ghouta 
nicht beendet. Die Stadt Duma steht 
immer noch unter Kontrolle der 
Dschaisch al-Islam. Dschaisch al-Islam 
wird finanziell und logistisch von Sau¬ 
di-Arabien unterstützt. Die syrische 
Armee machte mehrmals Angebote 
für eine Übereinkunft, bis hin zu dem 


Vorschlag, die Dschihadisten könnten 
als eine Art Polizei in Duma verblei¬ 
ben und müssten nur ihre schweren 
Waffen abgeben - bisher ohne Erfolg. 
Doch scheint es, als seien Verhandlun¬ 
gen unter Vermittlung der russischen 
Armee im Gange. 

Ghouta war die letzte Trumpfkar¬ 
te im Kampf gegen die Regierung. In 
unmittelbarer Nähe zur Hauptstadt 
Damaskus bot Ghouta eine ideale 
Ausgangsbasis für Angriffe. Die kon¬ 
servative Bevölkerung bot den ideo¬ 
logischen Hintergrund für die Aktivi¬ 
täten der Dschihadisten. 

Heute ist die Ablehnung der 
Dschihadisten in Ghouta unüberseh¬ 
bar. Zivilisten flohen aus Ghouta, die 
syrische Armee wurde als Retter be¬ 
grüßt. Die Flucht der Zivilisten bot die 
Voraussetzung, um die Herrschaft der 
Dschihadisten zu beenden. 

Manfred Ziegler 
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Prätorianerin Berlusconis zur 
Senatspräsidentin gewählt 

Rassistenchef Salvini fordert Berufung zum Regierungschef 


N ach ihrem Wahlsieg bestimmt 
Italiens extreme Rechte weiter 
das Geschehen. Am Wochenen¬ 
de sind nach heftigen Auseinanderset¬ 
zungen der faschistisch-rassistischen 
Allianz mit der rechten „Fünf-Sterne- 
Bewegung“ (M5S) in beiden Kammern 
des Parlaments - Senat und Abgeord¬ 
netenhaus - deren Präsidenten ge¬ 
wählt worden. Im Senat wurde im drit¬ 
ten Wahlgang mit 240 von 315 Stimmen 
die 72-jährige Maria Elisabetta Alberti 
Casellati von der faschistischen „Forza 
Italia“ (FI) gewählt. Mit der seit 1994 
engen Vertrauten des Fl-Chefs kam, 
wie der Mailänder „Corriere della Sera“ 
schreibt, „eine unbeugsame Prätoria¬ 
nerin Berlusconis“ in die zweithöchste 
Funktion des politischen Systems. 

In der Abgeordnetenkammer wur¬ 
de im vierten Urnengang mit 422 von 
620 Stimmen Roberto Fico von M5S 
gewählt. Jahrgang 1974, ist der Kom¬ 
munikationswissenschaftler seit 2013 
Abgeordneter. Er gilt als ein Hardliner 
und enger Parteigänger des Parteichefs 
Beppe Grillo. Der mit 19 Prozent gro¬ 
ße Wahlverlierer „Partito Democratico“ 
(PD) trat mit eigenen Kandidaten an 
und kam im Senat auf 54, in der Ab¬ 
geordnetenkammer auf 102 Stimmen. 
Laut dem amtierenden PD-Chef Mauri- 
zio Martina will die Partei in die Oppo¬ 
sition gehen. Ob es dabei bleibt, ist of¬ 
fen. Wie die Nachrichtenagentur ANS A 
am Sonntag berichtete, hält M5S „die 


Tür gegenüber der Demokrati¬ 
schen Partei offen“. Ein Beitritt 
zu einer von dem Rassisten¬ 
chef Matteo Salvini geführten 
Regierung würde den PD laut 
linken Meinungen in den end¬ 
gültigen Untergang führen. 

Nun geht es darum, wer 
den Auftrag zur Bildung einer 
Regierung erhält. Ab 3. Ap¬ 
ril wird Staatspräsident Sergio 
Mattarella die Meinungen der 
Parteien einholen. Wie sich ab¬ 
zeichnet wollen M5S und die 
rassistische Lega Nord eine 
Koalitionsregierung bilden. 
M5S wurde mit etwa 32 Prozent 
stärkste Partei und fordert für 
seinen Spitzenkandidaten Luigi 
di Maio den Auftrag. Die Lega 
kam nur auf etwa 17 Prozent, 
macht aber geltend, dass sie in 
der Allianz mit Berlusconi und 
den Brüdern Italiens (Fdl) auf 
37 Prozent kam und verlangt ih¬ 
ren Chef Salvini zu berufen. Da 
die Lega bei der Besetzung der 
Kammern leer ausging, spricht 
vieles dafür, dass sie den Zu¬ 
schlag erhält. 

Diese Entwicklung ver¬ 
deutlicht, dass M5S unter Bep¬ 
pe Grillo einen rechtsextremen 
Kurs fährt. Dafür steht, dass Di 
Maio, Sohn eines ehemaligen 
Spitzenfunktionärs der neofa- 
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Will den Auftrag zur Regierungsbildung - Rassist Matteo Salvini, 


schistischen Sozialbewegung 
(MSI), einem Nachfolger der 
Partei Mussolinis, als Spitzen¬ 
kandidat antrat. Grillo pflegte 
eine dicke Freundschaft mit Ni- 
gel Farage von der britischen 
rechtsextremen Independence 
Party (UKIP), mit dem er die 
Partei „Europa der Freiheit 
und der direkten Demokratie“ 
(EFDD) im Europaparlament 
dominiert. Wenn Grillo schon 
2015 die Abschiebung per 
Schnellverfahren aller illegal in 
Italien eingereisten Migranten 
forderte, befand er sich auf ei¬ 
ner Linie mit Rassistenchef Sal¬ 
vini. Wenn man den Hass sehe, 
mit dem die Lega die Men¬ 
schenrechte von Immigran¬ 
ten und Flüchtlingen missach¬ 
tet, könne man nur mit größ¬ 
ter Sorge einer Regierung von 
M5S und der von der Lega an¬ 
geführten rechtsextremen Ko¬ 
alition entgegensehen, warnt 
die Anthropologie-Dozentin 
an der Universität von Bari 
und Antirassismus-Aktivistin 
Annamaria Rivera, in „Micro- 
Mega“, dem Onlineportal des 
Magazins für Wissenschaft und 
Politik, zu dessen Autoren der 
Schriftsteller Andrea Camilleri 
und Noam Chomsky gehören. 

Gerhard Feldbauer 


Miese Jobs und teure Wohnungen Erfolge für Kommunisten 

Kommunisten aus fünf Ländern beraten auf der 4-Parteien-Konferenz Kommunalwahlen in den Niederlanden 


Auf Einladung der Kommunistischen 
Partei Luxemburgs (KPL) trafen sich 
die belgische Partei der Arbeit (PTB, 
PvdA), die Neue Kommunistische Par¬ 
tei der Niederlande (NCPN), die Deut¬ 
sche Kommunistische Partei (DKP) 
und als Gäste die Partei der Arbeit der 
Schweiz (PdA) zur 13. Vier-Parteien- 
Konferenz am 24. und 25. März in Re- 
mich/Luxemburg. Die Konferenz er¬ 
möglichte einen Erfahrungsaustausch 
zu betrieblichen und gewerkschaftli¬ 
chen Kämpfen im Gesundheitswesen, 
zur Wohnungspolitik und zur Arbeits¬ 
zeitfrage. 

Alice Bernard von der PTB sprach 
über die Entwicklung ihrer Partei von 
einer Kaderpartei, die aus der 68er- 
Bewegung hervorging, zu einer in den 
Gewerkschaften verankerten Partei, die 
in den letzten zehn Jahren eine große 
Zahl von Mitgliedern neu hinzugewin¬ 
nen konnte. Markenzeichen der PTB ist 
die Forderung nach einer Millionärs¬ 
steuer geworden, die der Bevölkerung 
verdeutlicht, dass es durchaus Mittel 
gibt, um die Bedürfnisse der Massen 
zu befriedigen. 

Marion Köster berichtete über die 
DKP-Forderung nach Arbeitszeitver¬ 
kürzung auf 30 Stunden pro Woche 
bei vollem Lohn- und Personalaus¬ 
gleich. Eine Debatte über Arbeitszeit¬ 
verkürzung werde inzwischen auch 
innerhalb der DGB-Gewerkschaften 
geführt, wenn auch die Forderung 
nach vollem Lohn- und Personalaus¬ 
gleich bisher nicht gestellt werde, wie 
die letzte Metall-Tarifrunde zeigte. 
Christa Hourani (ebenfalls DKP) er¬ 
gänzte, dass es in der Metall-Tarifrun¬ 
de wichtig gewesen sei, der Forderung 
der Kapitalseite nach Verlängerung 
der Arbeitszeit eine qualitative For¬ 
derung nach Arbeitszeitverkürzung 
entgegenzusetzen. Ali Ruckert (KPL) 
wies darauf hin, dass den Luxemburger 
Genossen schon bei ihrer Forderung 
nach einer 35-Stunden-Woche entge¬ 
gengehalten werde, man könne ja nicht 
einmal die 40-Stunden-Woche halten, 
eine 35-Stunde-Woche sei daher illuso¬ 
risch. Zwischen 45 bis 48 Prozent der 


Beschäftigten in Luxemburg hätten 
keinen Kollektivvertrag. 

Die Genossen der NCPN berichte¬ 
ten über die Verschlechterungen der 
Arbeitsbedingungen in den Niederlan¬ 
den. Seit 2011 habe sich die Anzahl der 
Beschäftigten, die bei Neueinstellungen 
einen unbefristeten Vertrag bekämen, 
um 97 Prozent verringert. Der nieder¬ 
ländische Arbeitsmarkt sei inzwischen 
der am stärksten deregulierte Arbeits¬ 
markt in Europa. Das habe auch Aus¬ 
wirkungen auf das Rentensystem. 2017 
seien sechs Milliarden Euro weniger an 
Rentenbeiträgen gezahlt worden, Zeit¬ 
arbeiter und sogenannte Flexarbeiter 


zahlten nicht in die Rentenkassen ein. 

In der Debatte zum Thema Gesund¬ 
heitswesen, die Jan von Hagen (DKP) 
mit einem kurzen Vortrag einleitete, 
zeigte sich, dass der Versuch der Regie¬ 
rungen, den Gesundheitsbereich dem 
Markt zu unterwerfen, in allen Ländern 
negative Auswirkungen für Beschäf¬ 
tigte und Patienten hat. Von Hagen 
berichtete vom Kampf um Entlastung 
in den Krankenhäusern und wie der 
massive Arbeitsdruck die Beschäftig¬ 
ten krank mache. Ein Personalmangel 
sei die Folge, der durch eine Verbesse¬ 


rung der Arbeitsbedingungen beseitigt 
werden könne, weil davon die Bereit¬ 
schaft abhänge, in diesem Bereich zu 
arbeiten. Alice Bernard (PTB) berich¬ 
tete von einem sieben Tage währenden 
Streik in Lüttich, der sich gegen den 
Versuch richtete, die Löhne durch Ab¬ 
schaffung von Nachtzuschlägen u.ä. ab¬ 
zusenken. Ein weiteres Thema der Kon¬ 
ferenz war der Mangel an bezahlbarem 
Wohnraum, auch hier zeigte sich, dass 
bei unterschiedlichen Ausgangslagen 
(z.B. Anteil der Mietwohnungen) die 
Politik der Privatisierung ähnlich kata¬ 
strophale Folgen für die Bevölkerung 
hat und dass es in keinem der Länder 


einen Mangel an miesen Jobs und teu¬ 
ren Wohnungen gibt. 

Aufgrund der Berichte über die 
praktische Arbeit der Parteien zeigte 
sich Herwig Lerouge (PTB) optimis¬ 
tisch. Wil van der Klift (NCPN) sagte, 
die Diskussion sei von „inhaltlicher 
Klarheit und praktischen Aspekten“ ge¬ 
prägt gewesen. Der KPL-Vorsitzende 
Ali Ruckert bilanzierte im Anschluss, 
dass man ein hohes Niveau an gegen¬ 
seitigem Vertrauen habe: „Wir sprechen 
sehr offen miteinander.“ 

Lars Mörking 


Bei den Kommunalwahlen in den 
Niederländen konnte die Neue Kom¬ 
munistische Partei der Niederlande 
(NCPN) ihre Mandate im Rat von 
Heiloo (Provinz Nordholland) vertei¬ 
digen und in Fryske Marren in Fries¬ 
land sogar ausbauen. 

Die politische Zersplitterung in 
den Niederlanden hatte sich bei der 
Wahl weiter fortgesetzt, so wird es in 
den niederländischen Kommunalpar¬ 
lamenten 662 Ein-Mann-Fraktionen 
geben. Der Trend geht dazu, dass im¬ 
mer kleinere Parteien versuchen, im¬ 
mer mehr partielle Interessen zu be¬ 
dienen. Wil van der Klift, Chefredak¬ 
teur von „Manifest“, der Zeitung der 
NCPN, beurteilt diese Entwicklung 
einerseits als positiv, denn sie „richtet 
sich gegen die Eliteinteressen der re¬ 
gierenden neoliberalen Parteien. Auf 
der anderen Seite spielen kleine Ei¬ 
geninteressen eine Rolle. Die Zahl der 
Identitäts-Parteien steigt in den Nie¬ 
derlanden, die politischen, sozialen 
und religiösen Unterschiede im Land 
spiegeln sich zunehmend bei den Wah¬ 
len. Dies hat Vor- und Nachteile für 
die herrschende Klasse.“ 

Der Jubel über die Ergebnisse 
blieb dementsprechend verhalten. Der 
Erfolg für die rechte „Partei der Frei¬ 
heit“ (PW) von Geert Wilders fiel 
zwar geringer aus als erwartet, doch 
sind sie mit Sitzen in 30 Gemeinden 
nun in jeder zehnten niederländi¬ 
schen Stadt im Rat vertreten. In Ams¬ 
terdam und Utrecht wurde „Groen- 
Links“ stärkste Kraft und erzielte da¬ 
mit mehr als einen Achtungserfolg. In 
Rotterdam blieb die rechtspopulisti¬ 
sche Partei „Leefbaar“ (Lebenswertes 
Rotterdam) stärkste Kraft mit großem 
Abstand zu Wilders' PW. In Amster¬ 
dam erreichte den Prognosen zufol¬ 
ge das rechtsnationale „Forum für 
Demokratie“ einen Erfolg und zieht 
erstmals ins Rathaus ein. Auch die Mi¬ 
grantenpartei „Denk“, in Reaktion auf 
Wilders und andere Rechtspopulisten 
gegründet, hat viele Mandate erreicht. 

Obwohl es lokale Wahlen waren, 
standen sie ganz im Zeichen der na¬ 


tionalen Politik, nationale politische 
Persönlichkeiten dominierten den 
Wahlkampf. „GroenLinks“ ist auf der 
linken Seite der große Gewinner mit 
einem modernen progressiven und ge¬ 
mäßigten linken Programm. Die so¬ 
zialdemokratische „Partij van de Ar- 
beid“ (PvdA) verlor mit wenigen Aus¬ 
nahmen weiter an Stimmen, genauso 
wie die SP (neue Sozialdemokraten). 
Auf der rechten Seite konnten die li¬ 
berale „Volkspartij voor Vrijheid en 
Democratie“ (VVD) und die christli¬ 
chen Parteien ihre Positionen vertei¬ 
digen. Im extrem rechten Spektrum 
fanden einige gegenseitige Verschie¬ 
bungen statt. Wilders' PW nahm erst¬ 
mals in 30 verschiedenen Gemeinden 
teil, verlor aber einige ihrer Bastio¬ 
nen an andere rechtsextreme Parteien. 

Die Unzufriedenheit mit der SP 
hat der NCPN Zulauf verschafft, die 
sich auch in Wahlunterstützung nie¬ 
derschlug. Für Wil van der Klift hat 
auch diese Entwicklung zu den Wahl¬ 
erfolgen der NCPN in Fryske Marren 
und Heiloo beigetragen. „Aber in bei¬ 
den Fällen war der entscheidende Fak¬ 
tor, dass es sich bei den Kandidaten 
um bekannte und beliebte Kommunis¬ 
ten handelt, die sich seit Jahren für die 
Arbeiterklasse eingesetzt haben. Es ist 
in den beiden Gemeinden gelungen, 
Teilen der Arbeiterklasse zu zeigen, 
dass es sich lohnt, Kommunisten zu 
wählen. Eine Stimme für Kommunis¬ 
ten ist eine soziale Stimme.“ 

Besonders in Friesland war der 
Stimmenzuwachs für die Kommu¬ 
nisten auffallend. Fryske Marren ist 
eine Gemeinde, die erst vor etwa fünf 
Jahren gegründet wurde (von 13 500 
Einwohnern in Lemsterland, wo die 
NCPN traditionell ein bis zwei Sit¬ 
ze hatte, zu 51 000 Einwohner in der 
neuen Gemeinde). Jetzt stimmten in 
beiden, der traditionellen und neuen 
Gemeinde, mehr Menschen für die 
NCPN als zuvor. In der neuen Haupt¬ 
stadt De Fryske Marren Joure konn¬ 
te die NCPN ihre Stimmen mehr als 
verdoppeln. 

UZ 


Gemeinsame Erklärung der 4-Parteien-Konferenz 
Abrüsten statt Aufrüsten! 

Die Vertreter der Partei der Arbeit Belgiens (PTB), der Deutschen Kommunisti¬ 
schen Partei (DKP),der Kommunistischen Partei Luxemburgs (KPL) und der Neu¬ 
en Kommunistischen Partei der Niederlande (NCPN), die am 24. und 25. März in 
Remich zu ihrerjährlichen gemeinsamen Konferenz zusammenkamen, wenden 
sich entschieden gegen neue Rüstungspläne der Regierungen ihrer Länder so¬ 
wie der NATO und der Europäischen Union. 

Angesichts der Spannungen in der Welt kann die einzige Orientierung nur eine 
Politik der Entspannung und Abrüstung sein. 

Wir fordern von unseren Regierungen, den in der UNO vorliegenden Vertrag 
für ein allgemeines Verbot der Atomwaffen zu unterzeichnen und sich für den 
sofortigen Abzug aller Atomwaffen von den Territorien Belgiens, Deutschlands 
und der Niederlande einzusetzen. 

Wir fordern von unseren Regierungen wirksame Schritte zu einer allgemeinen 
Abrüstung sowie den Rückzug der belgischen, deutschen, luxemburgischen 
und niederländischen Soldaten von sämtlichen Militäreinsätzen im Ausland. 
Nein zur NATO! 

Abschaffung aller Atomwaffen weltweit! 

Abrüsten statt Aufrüsten! 
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Absurde Propaganda 
auf der Straße widerlegen 

UZ-lnterview mit Wera Richter und Björn Schmidt 
zur Kampagne „abrüsten statt aufrüsten“ und die 
Unterstützung der Unterschriftensammlung durch die DKP 


UZ: Die DKP hat auf ihrem 22. Parteitag Anfang März 
beschlossen, bis zu ihrem UZ-Pressefest Anfang Septem¬ 
ber 30 000 Unterschriften für den Aufruf,, abrüsten statt 
aufrüsten " zu sammeln. Nun sind ja noch einige andere 
Aufrufe im Umlauf, die die DKP unterstützen könnte, 
zumal dieser Appell nicht thematisiert, dass Deutsch¬ 
land Krieg führt. Was ist das Besondere an „abrüsten 
statt aufrüsten “? 

Wera Richter: Die Kampagne richtet sich gegen die 
Aufrüstungspläne der Bundesregierung, gegen die Er¬ 
höhung der Rüstungsausgaben auf 2 Prozent des Brut¬ 
toinlandsprodukts. Diese Erhöhung haben die NATO- 
Staaten auf Anforderung der USA 2014 in Wales ver¬ 
einbart. Die Große Koalition hat das 2-Prozent-Ziel 
entgegen den Wahlversprechen der SPD in ihrem Koa¬ 
litionsvertrag bestätigt. Dabei geht es um die Verdopp¬ 
lung des Rüstungshaushaltes von 37 auf etwa 75 Milli¬ 
arden Euro im Jahr 2024. 

Hinter diesen 2 Prozent stecken nicht nur Unsum¬ 
men von Geld, die wir für anderes brauchen. Dahin¬ 
ter steht die Kriegführungsfähigkeit der Bundeswehr 
und damit die Stärkung des deutschen Imperialismus 
im Rahmen der US-geführten NATO und des euro¬ 
päischen Kriegsbündnisses PESCO. Deutsche Solda¬ 
ten sind heute weltweit an 14 Kriegseinsätzen beteiligt 
und nehmen innerhalb der NATO Führungspositionen 
nicht zuletzt beim Vormarsch gegen Russland ein. Da¬ 
für werden die 2 Prozent gebraucht. 

Die imperialistischen Kriege und die gefährliche 
NATO-Aggression müssen gestoppt werden. Dazu 
braucht es Aufklärung - nicht zuletzt gegen die absur¬ 
de Feindpropaganda gegen Russland, mit der die Hoch¬ 
rüstung begründet wird. Die Kampagne der Friedens¬ 
bewegung ist dafür ein sehr gutes Instrument. 

UZ: Die DKP hat bereits im Bundestagswahlkampf mit 
Plakaten „Meinst du, die Russen wollen Krieg ?" gewor¬ 
ben. Nun wird der russischen Regierung unter anderem 
vorgeworfen, Morde in Auftrag zu geben, sie greift in 
Syrien militärisch ein und rüstet auf. Ist Russland nicht 
doch Aggressor? 

Björn Schmidt: Die Hysterie wegen der Vergiftung ei¬ 
nes ehemaligen Agenten in Großbritannien ist eine 
durchsichtige Hetzkampagne gegen Präsident Wladi¬ 
mir Putin. Sie steht im Einklang mit der Aggression des 
Westens gegen die Russische Föderation. 

Zur jüngsten Aufrüstung in Russland ist zu sagen, 
dass es sich vor allem um eine Neutralisierung des US- 
Raketenabwehrschildes handelt. Für den Fall, dass der 
Westen versuchen sollte, die russische Zweitschlagsfä¬ 
higkeit zu verhindern, hatte Russland diesen Schritt be¬ 
reits vor mehr als 15 Jahren angekündigt. Russland sieht 
seine Sicherheit nur durch das nukleare Gleichgewicht 
gewährleistet. Insofern sind die von Putin vorgestellten 
neuen Waffensysteme keine Überraschung. 

Ich verstehe es aber, wenn nun bei Friedensaktivis¬ 
ten Stirnrunzeln einsetzt und ein neues atomares Wett¬ 
rüsten befürchtet wird. Man muss genau hinsehen, wer 
da auf die Tube drückt. Der Westen gibt derzeit mehr 
als das Zehnfache des russischen Militärhaushalts aus. 
Im vergangen Jahr hat Russland seinen Militäretat um 
rund 12 Prozent gekürzt. Für 2018 und 2019 sind wei¬ 
tere Kürzungen angekündigt. 

UZ: Bleibt Syrien ... 

Björn Schmidt: Seitdem Russland auf Bitten der syri¬ 
schen Regierung in den Konflikt eingegriffen hat, konn¬ 
te der Westen seinen Plan nicht umsetzen, das Fand 
mit Hilfe von diversen Söldnerbanden zu zerschlagen. 
Die Journalistin Karin Feukefeld und der UZ-Autor 
Manfred Ziegler berichteten vielfach über die Bemü¬ 
hungen Russlands zum Beispiel über sogenannte Ver¬ 
söhnungskomitees den Frieden innerhalb Syriens wie¬ 
derherzustellen. Die blutige Neuordnung des Nahen 
Ostens nach den Vorstellungen des Imperialismus ist 
durch Russlands Eingreifen massiv gebremst geworden. 

UZ: Wem nutzt dieser Propagandafeldzug? 

Wera Richter: Die Bevölkerung will keinen Krieg. Die 
massive Aufrüstung steht völlig quer zu den Interessen 
der Menschen in diesem Fand. Auch die Aggression 
gegen Russland ist nur schwer zu verkaufen. Die Lo¬ 
sung „Frieden mit Russland“ ist doch viel näherliegend. 

Das wissen auch die Kriegstreiber. Sie geben ihr 
Mögliches, um diese Stimmung zu kippen. Dafür ste¬ 
hen die aggressive Bundeswehrwerbung, die Soldaten¬ 
besuche in Schulen und neuerdings sogar in Kitas. Die 
Aufrüstungspläne werden flankiert von Jammerberich¬ 
ten über den Zustand und die schlechte Ausrüstung der 
Bundeswehr. Es scheint ja, als müssten „unsere Jungs“ 


barfuß und mit bloßen Händen unsere Interessen an 
der russischen Grenze verteidigen. 

Wir haben oft bemängelt, dass sich die breite Ableh¬ 
nung gegen Kriegspolitik nicht in Widerstand auf der Stra¬ 
ße ausdrückt. Die Kampagne „abrüsten statt aufrüsten“ 
hat das Zeug, das zu ändern, wieder mehr Menschen zu 
mobilisieren. Das besondere an dem Aufruf ist nicht zu¬ 
letzt, dass zu den Erstunterzeichnern vier Gewerkschafts¬ 
vorsitzende gehören. Die Friedensfrage muss stärker in 
die Interessenvertretungen, Betriebe und Belegschaften 
getragen werden. Dazu wollen wir unseren Beitrag leisten. 

UZ: Welche Akzente will die DKP in der Kampagne 
setzen? 

Wera Richter: Wir haben immer auf den Zusammen¬ 
hang von Kriegspolitik und Sozialabbau hingewiesen. 
Das tun wir, und das tut die Friedensbewegung auch 
mit dieser Kampagne. Das Geld, das in die Rüstung 
fließt, gehört in den Bau von Schulen, Kindergärten 
und Krankenhäusern. Wir brauchen es für mehr Leh¬ 
rerinnen, Erzieherinnen und Pflegekräfte, den Ausbau 
des öffentlichen Nahverkehrs ... 

Darum geht es aber nicht allein. Wir wollen über die 
Ursachen und Verursacher der Kriegspolitik aufklären. 
Wir müssen die Propaganda widerlegen, immer wieder 
deutlich machen, dass die NATO der Hauptaggressor 
ist, dass von diesem Kriegsbündnis die Hauptkriegsge¬ 
fahr ausgeht. 

UZ: Ist das nicht eine Überbewertung der NATO? Mit dem 
Beginn der Amtszeit von US-Präsident Trump scheinen die 
Konflikte innerhalb des Militärbündnisses größer zu wer¬ 
den. Die deutsche Regierung treibt das Projekt einer EU- 
Armee voran. Wackelt das Militärbündnis NATO nicht? 

Björn Schmidt: Leider nein. Der Kern bleibt die Auf¬ 
rechterhaltung der westlichen, imperialistischen Welt¬ 
ordnung, die sich vor allem in der gemeinsamen Geg¬ 
nerschaft zu China, der Russischen Föderation und an¬ 
derer Staaten ausdrückt. 

Das ist auch an der bundesdeutschen Militärstrategie 
sichtbar, wie sie im „Weißbuch der Bundeswehr“ nie¬ 
dergelegt ist. Darin wird Russland praktisch zum Geg¬ 
ner der BRD erklärt. Im Koalitionsvertrag der neuen 
GroKo wird ausführlich die „Werte- und Interessenge¬ 
meinschaft“ mit den USA beschworen. 

Dass das US-amerikanisch-deutsche Bündnis in den 
letzten Jahren an Gewicht gewonnen hat ist kein Zufall. 
Es ist ja gerade der ökonomische Abstieg der USA, der 
einen ökonomisch, politisch und militärisch potenten 
Bündnispartner wie die BRD tendenziell bedeutsamer 
macht. In der zwischenimperialistischen Konkurrenz ist 
es nun für die europäischen Staaten tatsächlich mög¬ 
lich, gegenüber dem US-Imperialismus als Bündnis¬ 
partner mit Gewicht aufzutreten - aber nicht gegen 
ihn. Das ändert sich auch nicht durch das europäische 
Kriegsbündnis PESCO, das einen perfekten Rahmen 
für die NATO-Aufrüstungspläne schafft. 

UZ: 30 000 Unterschriften - das ist in etwa auch die 
Summe, die bisher insgesamt unter den Aufruf gesam¬ 
melt wurde - will die DKP beisteuern, das ist schon eine 
Ansage. Wie kann das Ziel erreicht werden? 

Wera Richter: Unsere Parteigruppen, unsere Genos¬ 
sinnen und Genossen, müssen nun mit dem Aufruf auf 
die Straße und in die Aktion. Die Orientierung des Par¬ 
teitages auf die Kampagne „abrüsten statt aufrüsten“ 
gehört nun auf die Tagesordnung der Gliederungen. 
Dort muss diskutiert und geplant werden: Wo können 
und wollen wir sammeln, wen wollen wir ansprechen? 
Können wir vor oder in Betrieben, bei Kolleginnen und 
Kollegen aktiv werden? In welche Stadtteile gehen wir? 
Wie machen wir uns fit für die Diskussion? Wie viele 
Unterschriften trauen wir uns zu, was setzen wir uns in 
der Gruppe für Ziele? 

In Berlin haben wir am Samstag eine Aktion auf 
dem Alexanderplatz gemacht. Die Dimension der Rüs¬ 
tungsausgaben wurde mit Hilfe von stapelbaren Papp¬ 
kartons dargestellt. Die Bilder von Panzern und Bom¬ 
ben wurden schließlich durch Bilder von Wohnungen 
und Krankenhäusern ersetzt. Das hat selbst im größten 
Einkaufsrummel Aufmerksamkeit erregt und geholfen, 
mit den Leuten ins Gespräch zu kommen und Unter¬ 
schriften zu sammeln. Eine solche Aktion kann jede 
Gruppe recht einfach auch im Wohngebiet machen. 

Die Fragen stellte Lars Mörking 

Björn Schmidt ist Mitglied des Parteivorstandes der 
DKP und kandidiert auf der konstituierenden Sitzung 
des PV erneut als Leiter der Friedenskommission. 
Wera Richter ist stellvertretende Vorsitzende der DKP. 
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Anton Latzo zur AfD-Kriegspoiitik 

Eisen und Blut 


I m aktuell gültigen Weißbuch der 
Bundeswehr wird gesagt: „Deutsch¬ 
lands sicherheitspolitischer Horizont 
ist global.“ Der jetzige Bundespräsi¬ 
dent Frank Walter Steinmeier erklär¬ 
te 2014 als Außenminister der dama¬ 
ligen Großen Koalition: „Deutschland 
ist eigentlich zu groß, um Weltpolitik 
nur von der Außenlinie zu kommen¬ 
tieren“ Zwar sagte Steinmeier, „Der 
Einsatz von Militär ist ein äußerstes 
Mittel“ Aber er sagt damit auch: Mili¬ 
tär ist ein Mittel. 

In diesem Jahr sind 12 000 deutsche 
Soldaten an Übungen zur Abschre¬ 
ckung Russlands beteiligt. Warum? 
2017 waren es noch 4 000. Zur dau¬ 
erhaften Ergänzung der dauerhaften 
Präsenz der NATO an ihrer „Ostflan¬ 
ke“ wurden im vergangenen Jahr mul¬ 
tinationale Gefechtsverbände in Litau¬ 
en, Estland, Lettland und Polen stati¬ 
oniert. Der Verband in Litauen wurde 
federführend von der Bundeswehr auf¬ 
gebaut. 


Gleichzeitig wird in Politik und Me¬ 
dien die Linie der Desinformation und 
der Verdrehung von Fakten verfolgt. Mit 
politischen Sensationsmeldungen, Mord- 
und Korruptionsberichterstattung will 
man die Menschen mal einschläfern und 
mal außer Atem halten - sie sollen nicht 
zum Nachdenken kommen. 

Zu dieser Lage gehört auch das 
Agieren der AfD. Es ist schon bemer¬ 
kenswert, wie unmittelbar der Bis¬ 
marck-Verehrer Alexander Gauland, 
konzeptioneller Vordenker und Chef 
der AfD, dabei an das Bismarck-Kon¬ 
zept anknüpft. Schon 2012, damals, vor 
dem Umstieg zur AfD, noch Mitglied 
der CDU, beklagte er: „Die Deutschen 


haben ein gestörtes Verhältnis zur mi¬ 
litärischen Gewalt.“ („Tagesspiegel“, 
23. Juli 2012) Gauland bedauert, „wie 
gering das Verständnis für Gewaltan¬ 
wendung in diesem Lande ist“. Schlim¬ 
mer als die materielle Vernachlässigung 
der Bundeswehr erscheint ihm „die 
Weigerung, Notwendigkeit und Folgen 
militärischer Gewalt überhaupt zu den¬ 
ken und sie in ein politisches Konzept 
einzuordnen“. Davon ausgehend fordert 
er: „Statt also immer von Neuem die 
pazifistische Melodie zu singen, wäre 
es klug, eine politische zu intonieren, 
weil eben militärische Gewalt ... nicht 
an sich schlecht, sondern nur als falsche 
Politik schlecht ist. Das setzt aber vor¬ 


aus, dass die Deutschen wieder eine Tat¬ 
sache der Weltgeschichte akzeptieren 
lernen, die Bismarck in seiner ersten 
Regierungserklärung als preußischer 
Ministerpräsident 1862 in die berühm¬ 
ten Worte fasste: ,Nicht durch Reden 
und Majoritätsbeschlüsse werden die 
großen Fragen der Zeit entschieden - 
das ist der große Fehler von 1848 und 
1849 gewesen -, sondern durch Eisen 
und Blut 4 .“ 

Das ist der Humus, aus dem die Zie¬ 
le der AfD hervorgehen, die sie auf ih¬ 
ren Kundgebungen, demagogisch ver¬ 
hüllt, verbreitet und in den Parlamen¬ 
ten zum Gesetz machen will. Und das 
versteht sie unter Opposition. 


Das ist die Grundlage ihrer tatsäch¬ 
lichen Haltung auch gegenüber Russ¬ 
land und in den anderen außenpoliti¬ 
schen Fragen. Dazu verfolgt die AfD 
eine Politik, die laut Gauland beinhal¬ 
tet: „Die deutschen Streitkräfte ... in 
vollem Umfang wieder in die Lage ver¬ 
setzt werden, ihre Aufgaben wirkungs¬ 
voll und nachhaltig zu erfüllen. Das ist 
die Voraussetzung dafür, dass NATO, 
EU und internationale Staatengemein¬ 
schaft Deutschland als gleichberechtig¬ 
ten Partner wahrnehmen.“ 

Wie sagte es Steinmeier? „Militär 
ist ein Mittel“! Gauland sagt, Militär ist 
das Mittel. Und er sagt: „wieder“. 

Lasst uns beherzigen, was Francois 
Villon (geb. 1431) schon erkannte und 
in seiner „Zueignung für Maria von 
Orleans“ so formulierte: „Ja, Friede - 
lasst uns dies bedenken! -/ihm dankt 
der arme Mann sein Brot,/Doch stets 
noch war er von den Ränken/Der rei¬ 
chen Wucherer bedroht.“ 

Deshalb: Abrüsten statt aufrüsten! 



Das Bundesministerium der Verteidigung hat in der letzten Woche entschieden, die Instandsetzung des Segelschulschiffes 
„Gorch Fock“ fortzusetzen. 135 Mio. Euro soll die umfangreiche Runderneuerung und Modernisierung des Dreimasters 
kosten. Zum Vergleich: Die Baukosten für die „Costa Concordia“ beliefen sich auf 450 Mio. Euro, und die hat nur acht Jahre 
gehalten. Als Namenspender diente Johann Wilhelm Kinau,der als Schriftsteller auch unter dem Pseudonym Gorch Fock 
schrieb. Er ging am 31. Mai 1916 mit der SMS „Wiesbaden“ bei der Schlacht am Skagerrak unter. Der Grund war feindliches 
Feuer: Die britische Royal Navy hat auch geschossen. Für die deutsche Marine war der Heldentod des strammen Natio¬ 
nalisten ausreichender Anlass, „Identität zu stiften“ und das Segelschulschiff der Bundesmarine mit seinem Namen zu 
ehren oder umgekehrt. Und so feiert die Bundesmarine den Erhalt dieses „wertvollen Bestandteils in der seemännischen 
Tradition“, und Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen freut sich, dass das traditionsreiche Schulschiff als „Aus¬ 
hängeschild der Deutschen Marine“ weiterhin die „Ausbildung des Führungsnachwuchses“ garantiert. WSK 


EU putzmunter 

Für Freihandel und gegen das Volk • Von Lucas Zeise 


Das Hauptproblem für die EU besteht 
zurzeit darin, den Zugang zu den bei¬ 
den weltweit größten Märkten für ihre 
Monopolkapitalisten zu erhalten. Man 
muss anerkennen, dass sie das bisher 
mit verteilten Rollen des führenden 
Personals einigermaßen geschickt er¬ 
reicht. Weniger Sorge bereitet Britan¬ 
nien. Dem Land wurde von den Regie¬ 
rungschefs vor einer Woche in Brüs¬ 
sel nach seinem endgültigen Ausstieg 
aus der EU ein Freihandelsabkommen 
angeboten. Zugleich entschieden sie, 
solidarisch wie sie bei der Feindbe¬ 
stimmung gern sind, dass die Regie¬ 
rung in London Recht hat, wenn sie 
Russland und dessen Präsident Putin 
für einen Giftanschlag in Südengland 
verantwortlich macht. Zum ersten Mal 
nach langer Zeit waren sich bei einer 
Kampagne rechte Blätter, rechte Sen¬ 
der und Premierministerin May einig, 
sodass letztere in der Gunst des Pub¬ 
likums laut Umfragen endlich einmal 
ein paar Punkte gewann. Das lenkt 
auch ab von der schwierigen Frage, wie 
sich das „Vereinigte Königreich“ im 
Reigen der zweitrangigen imperialis¬ 
tischen Staaten positionieren soll. Die 
Brexit-Entscheidung vor beinahe zwei 
Jahren war ohne die Unterstützung 
weiter Teile der herrschenden Klasse 
zustande gekommen. Vor allem der im 
Land dominierende Finanzsektor hat 
vom Austritt aus der EU Nachteile zu 
erwarten. Die Unzufriedenheit mit der 
EU und die im imperialistischen Staa¬ 
tenverbund stärker werdende Domi¬ 
nanz Deutschlands führte dazu, dass 
eine lautstarke Minderheit bei den 
Tories, der quasi-natürlichen Herr¬ 
schaftspartei des Landes, für den Bre- 
xit eintrat. 


Allerdings haben die rechten Bre- 
xit- Anhänger keine Strategie, wie dabei 
zu verfahren sei. Der von den Medien 
vermittelte Eindruck ist ausnahmswei¬ 
se korrekt, dass Theresa May und ihr 
Kabinett keinen Plan haben, wie die 
EU-Mitgliedschaft abgewickelt werden 
kann und was dann folgen soll. Das wie¬ 
derum macht es den Unterhändlern auf 
der Seite der Rest-EU leicht. Sie plä¬ 
dieren für den Status quo. Demzufolge 
wurde als erster Schritt einvernehm¬ 
lich die Übergangszeit nach dem Aus¬ 
tritt verlängert: Wenn im März nächs¬ 
ten Jahres Britannien formell aus der 
EU ausscheidet, bleibt bis Ende 2020 
zunächst mal alles so wie es ist. Es wer¬ 
den keine Zölle zwischen Britannien 
und den Restländern erhoben. Ein er¬ 
heblicher Zeitgewinn. Der für das bri¬ 
tische Finanzkapital wichtigere Punkt 
ist jedoch die Frage, ob die Londoner 
Banken wie bisher ihre Geschäfte in al¬ 
len EU-Ländern betreiben können. Da¬ 
bei geht es um viele Milliarden Pfund 
oder Euro und nebenbei die Zukunft 
Londons als wichtigstes (oder - je nach 
Zählweise - hinter New York zweit¬ 
wichtigstes) Finanzzentrum des Globus. 

In dieser Frage sind sich die briti¬ 
schen Kapitalisten einig: Wie bisher 
sollten britische Banken behandelt 
werden, als wären sie EU-Inländer. Das 
Industriekapital auf dem Kontinent ist 
sich dagegen nicht sicher, ob es gerne 
auf den intimen Zugang zur alten Fi¬ 
nanzmetropole verzichtet und stattdes- 
sen die heimischen Banken stärkt. Die 
Regierungen in Paris und London se¬ 
hen Chancen, ihre jeweils heimischen 
Finanzzentren zu stärken. Um Banken 
von London nach Frankfurt zu locken, 
haben die Koalitionsparteien verein¬ 


bart, deswegen den Kündigungsschutz 
für höhere Angestellte zu lockern. 

Zugleich unternimmt die EU Eini¬ 
ges zur inneren politischen Stärkung. 
Das imperialistische Bündnis soll noch 
wettbewerbsfähiger gemacht werden. 



Die Kommission schlägt einen Be¬ 
lohnungsfonds vor, der noch vor der 
Sommerpause verabschiedet werden 
soll und denjenigen Staaten Geld ge¬ 
währt, die gegen ihre Bürger „Refor¬ 
men“ durchziehen. Mit Reformen sind 
die Flexibilisierung des Arbeitsmarktes, 
Absenkung des Lohnniveaus und der 
Mindestlöhne und ein höheres Ren¬ 
teneintrittsalter gemeint. Vorbild ist, 
wie man sofort erkennt, die deutsche 
Agenda 2010 und in der Art der Durch¬ 
führung die Eurokrise 2012/13, als die 
„Troika“ im Auftrag des EU-Rates und 
speziell Berlins solche Maßnahmen ge¬ 
gen Hilfskredite in den südlichen EU- 
Ländern durchsetzte. Erfolg leider wie¬ 
der nicht ausgeschlossen. 


Katja Schnitter zur Verhaftung Puigdemonts 


Deutsche Helfershelfer 


Im August 1940 nahm die deutsche Po¬ 
lizei im besetzten Frankreich den ka¬ 
talanischen Ministerpräsidenten Lluis 
Companys gefangen und lieferte ihn an 
die spanischen Faschisten aus. Dort wur¬ 
de er am 15. Oktober 1940 erschossen. 

Wird nun zum zweiten Mal ein de¬ 
mokratisch gewählter katalanischer 
Regierungschef von Deutschland an 
Spanien ausgeliefert? Auch wenn die 
Bedingungen nicht vergleichbar sind, 
fühlten sich viele Menschen an die Er¬ 
eignisse vor 78 Jahren erinnert, als am 
vergangenen Sonntag gemeldet wurde, 
dass Carles Puigdemont aufgrund ei¬ 
nes spanischen Haftbefehls durch die 
deutsche Polizei festgenommen wurde. 
Auch deshalb gingen nur Stunden spä¬ 
ter mehr als 50 000 Menschen in Bar¬ 
celona auf die Straße und zogen zum 
deutschen Konsulat. 

Carles Puigdemont wurde im Januar 
2016 vom katalanischen Parlament zum 
Präsidenten der Generalität gewählt. Er 
machte kein Geheimnis daraus, dass er 
für die Unabhängigkeit seines Landes 
von Spanien eintritt. Zugleich sprach er 
sich für eine politische Lösung aus - die 
Zentralregierung in Madrid lehnte Ge¬ 
sprächsangebote Puigdemonts jedoch 
wiederholt ab. Die deshalb einseitig 
beschlossene Durchführung eines Re¬ 
ferendums über die Frage, ob Katalo¬ 
nien eine eigenständige Republik wer¬ 
den sollte, wurde von Madrid verboten. 
Trotzdem fand es am 1. Oktober 2017 
statt - durchgesetzt von Millionen Men¬ 
schen, die sich auch von brutaler Poli¬ 
zeigewalt nicht davon abhalten ließen, 
ihre Stimme abzugeben. Nach dem kla¬ 


ren Votum der Teilnehmenden - 90 Pro¬ 
zent stimmten für die Republik - ver¬ 
abschiedete das katalanische Parlament 
am 27. Oktober eine symbolische Un¬ 
abhängigkeitserklärung. Praktische Fol¬ 
gen hatte diese nicht - anders als die am 
selben Tag vom spanischen Parlament 
auf Antrag der Regierung beschlosse¬ 
ne Aufhebung der katalanischen Au¬ 
tonomie. Seither wird Katalonien von 
Madrid aus zwangsverwaltet. Und die 
Justiz macht Jagd auf Regierungsmit¬ 
glieder und Aktivisten der Unabhän¬ 
gigkeitsbewegung. 

Inzwischen sitzt fast ein Dutzend 
katalanischer Politiker in spanischen 
Gefängnissen, andere zogen die Flucht 
ins Ausland der Verhaftung vor. Zu 
ihnen gehört Puigdemont, der nun in 
Deutschland festgenommen wurde. 
Ihnen wird „Rebellion“ vorgeworfen, 
was laut dem spanischen Gesetz zwin¬ 
gend mit Gewalt verbunden ist. Doch 
die katalanische Unabhängigkeitsbe¬ 
wegung war immer weitgehend ge¬ 
waltfrei, im Unterschied zu Terrorakti¬ 
onen spanisch-nationalistischer Grup¬ 
pierungen und faschistischer Banden 
sowie zum Vorgehen der spanischen 
Polizei. 

Die deutschen Behörden machen 
sich durch die Festnahme Puigdemonts 
zu Helfershelfern der Repression in 
Spanien, die sich nicht nur gegen ka¬ 
talanische „Separatisten“ richtet, son¬ 
dern auch Gewerkschafter, kritische 
Musiker und andere Aktivisten ins 
Gefängnis steckt. Dagegen ist unsere 
Solidarität gefragt: Freiheit für Carles 
Puigdemont! 


Herbert Becker zu Personalien im Bundesfinanzministerium 


Scholz und seine Banker 


Was Olaf Scholz mit seinen Personal¬ 
entscheidungen deutlich macht, ist die 
unselige Kontinuität der Wechsel von 
Goldman-Sachs-Bankern in die Politik. 
US-Finanzminister Steven Mnuchin so¬ 
wie sein Amtsvorgänger Henry Paulson 
arbeiteten beide für die Investmentbank. 
Gleiches gilt für die ehemaligen italie¬ 
nischen Regierungschefs Romano Prodi 
und Mario Monti. Auch Mario Draghi, 
Präsident der Europäischen Zentral¬ 
bank, und Mark Carney, Chef der Bank 
of England, kamen von Goldman. Scholz 
holt sich nun den Co-Chef Deutschland 
der weltweit größten Investmentbank, 
Jörg Kukies, ins Haus. Er wird beamte¬ 
ter Staatssekretär, sicherlich mit einem 
deutlich niedrigeren Gehalt als bei der 
Bank, dafür aber an einer Schaltstelle 
nationaler und EU-weiter Finanzpolitik. 
Kukies gilt als „Aktienexperte“, als sol¬ 
cher hat er sich kreativ darum bemüht, 
Kredite und Investitionen der Anleger 
für die Bank mit immer neuen Kons¬ 
truktionen zum gemeinsamen Wohl zu 


„gestalten“. Wenn es nach Scholz geht, 
soll sich Kukies um Fragen der Finanz¬ 
marktregulierung und die weitere Absi¬ 
cherung des europäischen Bankensek¬ 
tors kümmern, soll heißen, möglichst al¬ 
les abwenden, was auch nur den Hauch 
von effektiver Kontrolle und wirksamem 
Einfluss auf die Praxis der Groß- und In¬ 
vestmentbanken haben könnte. 

Die zweite Personalie ist auch übli¬ 
che Praxis: Der langjährige Haushalts¬ 
staatssekretär Werner Gatzer ist zurück 
im Ministerium. Gatzer hatte das Mi¬ 
nisterium erst Ende des vergangenen 
Jahres verlassen, um bei der Deutschen 
Bahn anzuheuern. Anfang Januar über¬ 
nahm er bei dem Konzern den Vor¬ 
standsvorsitz der Konzernsparte Stati¬ 
on & Service. Vor seinem Wechsel zur 
Bahn war Gatzer zwölf Jahre als Staats¬ 
sekretär im Finanzministerium für den 
Haushalt zuständig, er diente dabei erst 
Peer Steinbrück (SPD) und dann Wolf¬ 
gang Schäuble (CDU), also ein treuer 
Diener seiner Herren. 
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Nichts war umsonst 

Das kurze Leben der Kommunistin Judith Auer 



D ie erweiterte 2. Auflage der Bio¬ 
grafie von Judith Auer widerspie¬ 
gelt deren mutiges Wirken als 
Antifaschistin und liebevolle Mutter 
für die Tochter Ruth. Die Autoren Ruth 
und Günter Hortzschansky schildern 
eindrucksvoll das Leben von Judith 


Auer. In Zürich am 19.9.1905 geboren, 
wuchs sie in einer jüdischen Künstler¬ 
familie in spartanischen Verhältnissen 
auf. Sie verlor sehr früh ihre Eltern und 
sorgte sich fürsorglich um ihre jüngeren 
Geschwister. Die Leser erfahren, dass 
Judith Auer sehr musikalisch war und 
früh Klavier spielte. In der Folgezeit stu¬ 
dierte sie Musik mit dem Ziel Pianistin 
zu werden. 

Sehr früh bekam Judith Auer Kon¬ 
takt zur revolutionären deutschen Ar¬ 
beiterbewegung. Sie freundete sich mit 
dem Jenaer Kommunisten Ernst Auer 
an, den sie 1926 heiratete. Bedingt durch 
die Ehe konnte Judith Auer ihr Musik¬ 
studium nicht fortsetzen, da sie nun¬ 
mehr kein Stipendium mehr erhielt. 
Kurz entschlossen lernte sie nun Ste¬ 
nografie und Schreibmaschine in einem 
Privatkurs, da sie zum Lebensunterhalt 
der Familie mit beitragen wollte. Ab 
Herbst 1926 wohnten Judith und Ernst 
Auer in Berlin-Wedding. 

Auf der Reichskonferenz der arbei¬ 
tenden Jugend traf Judith Auer erstmals 
mit Anton Saefkow zusammen. 

Die Autoren schildern, dass die blu¬ 
tigen Auseinandersetzungen mit der Po¬ 
lizei am 1. Mai 1929 anlässlich der Mai¬ 


demonstration für Judith Auer ein prä¬ 
gendes politisches Ereignis wurden.Die 
Errichtung der faschistischen Diktatur 
am 30.1.1933 brachte für die Familie 
Auer einen tiefen Einschnitt. Bereits am 
8. April 1934 wurde Erich Auer verhaf¬ 
tet und zu eineinhalb Jahren Gefängnis¬ 
haft verurteilt. Judith Auer blieb ihrer 
kommunistischen Gesinnung treu. Sie 
setzte sich selbstlos und aufopferungs¬ 
voll im Ringen gegen die faschistische 
Diktatur ein. Sie fand Arbeit im Kabel¬ 
werk Oberspree in Berlin-Oberschöne¬ 
weide. In dem Betrieb bestand eine il¬ 
legale Widerstandsgruppe, der sie sich 
bedingungslos anschloss. Erneut traf sie 
mit Anton Saefkow zusammen, der seit 
1941/42 in Berlin eine umfangreiche Or¬ 
ganisation aufbaute, die vor allem in den 
Großbetrieben der Stadt illegale Grup¬ 
pen besaß. 

Die Autoren berichten detailliert 
über die umfangreiche illegale Tätigkeit 
von Judith Auer. Sie wirkte als Kurierin, 
ihr Haus diente als Fluchtort für Franz 
Jacob und war zugleich Treffpunkt für 
die Widerständler der Saefkow-Jacob- 
Bästlein-Organisation. Die Leser er¬ 
fahren, dass sie ihre Stellung als Ein¬ 
käuferin nutzte, um Kontakte der Wi¬ 


Demokratie oder Klassenherrschaft 

Sonderbares zum Krieg gegen Syrien - Zu Heft 2/2018 der Marxistischen Blätter 


Ist die Gesellschaft, in der wir leben, 
eine Demokratie oder ist sie eine Klas¬ 
sengesellschaft? Herrschaft einer Klasse 
oder Herrschaft des (ganzen) Volkes - 
ein drittes gibt es nicht. So weit, ganz 
vereinfacht, die grundlegende Analyse. 
Im Alltag taugt der Begriff Demokra¬ 
tie nur als Forderung oder Parole, also 
„Demokratie!“ mit Ausrufezeichen ge¬ 
schrieben. Es gibt mehr oder weniger 
demokratische Zustände. Ernst genom¬ 
men ist die Forderung nach ganzer De¬ 
mokratie revolutionär, weil sie darauf 
zielt, die Klassenherrschaft des Kapitals 
zu beenden. Wir sehen die Notwendig¬ 
keit einer großen Demokratiedebatte, 
schreibt Lothar Geisler im Editorial der 
neuen Ausgabe der Marxistischen Blät¬ 
ter, das im Schwerpunkt der „Demo¬ 
kratie in Theorie, Praxis und Zukunft“ 
gewidmet ist. 

Im Heft beschäftigen sich Ekkehard 
Lieberam, Leipzig, und Beate Landefeld, 
Essen, mit den Fragen von Klassenherr¬ 
schaft und bürgerlicher Demokratie. 
Lieberam schildert im Geschichtsrück¬ 


blick, warum sich die „parlamentarische 
Demokratie“ als geeignete Form der 
Herrschaftsausübung und Steuerung 
der Gesellschaft erwiesen hat: „Stabi¬ 
lität, Beweglichkeit und Integrations¬ 
kraft“. Er analysiert treffend, dass die 
„demokratischen“ Institutionen der¬ 
zeit dem „Klassenkonflikt kaum noch 
Ausdruck geben“, und macht die „poli¬ 
tische Schwäche der Arbeiterklasse“ da¬ 
für verantwortlich. Landefeld zeichnet 
nach, warum Lenin den Kampf um De¬ 
mokratie als unverzichtbaren „Teil der 
Vorbereitung der sozialistischen Revo¬ 
lution“ verstanden hat. 

Das Thema wird eingeleitet von ei¬ 
nem Essay Herbert Grafs , Berlin, das 
„Demokratie - von der Idee zur Ago¬ 
nie“ überschrieben ist und, wie einlei¬ 
tend vermerkt wird, ein etwas gekürz¬ 
tes Vorwort zum ähnlich betitelten 
Buch des Autors darstellt. Graf beginnt 
mit der Arbeiterklasse, endet aber nach 
einem Streifzug durch Markt und Gier, 
Vertrauen und Angst, Dominanz des 
Kapitals, Big Data und künstlicher In¬ 


telligenz mit dem Appell, „dem gesun¬ 
den Menschenverstand und der Her¬ 
zensgüte muss Raum bleiben“. Graf sei 
Ökonom und Staatsrechtler, heißt es 
zum Autor, und mehr als zwanzig Jahre 
Berater Walter Ulbrichts gewesen. Man 
mag es kaum glauben. 

Rolf Gössner , Bremen, schildert in 
seinem Beitrag, wie der Kampf gegen 
den Terror zur Umwandlung des Staates 
in einen „präventiven Sicherheitsstaat“ 
genutzt wird. Dass Letzterer, wie Göss¬ 
ner schreibt „demokratisch nur noch 
schwer zu kontrollieren“ sei, scheint 
mir die Untertreibung des Jahrzehnts. 
Werner Seppmann, Nizza, trägt zum 
Thema einige Bemerkungen „über die 
Auswirkungen von Computer und In¬ 
ternet auf das Alltagsleben“ bei. Einige 
davon sind erhellend. Die grundlegende 
These Seppmanns nach „einer umfas¬ 
senden Bestandsaufnahme“, „dass der 
Computer eine elektronische Maschi¬ 
ne zur Organisation der selbstdestruk¬ 
tiven Vergesellschaftungsformen eines 
späten Kapitalismus“ sei, ist eher trivi- 


Misslungene Einführung 

Stattdessen nur eine Geschichte materialistischer Philosophien 


Materialismus war als philosophischer 
Begriff immer umkämpft, heißt es auf 
der Rückseite des Bändchens, das im 
vergangenen Jahr in der Reihe „Basis¬ 
wissen“ im Papyrossa-Verlag erschie¬ 
nen ist. Er ist es heute auch. Besser 
gesagt, es ist nicht nur der Begriff, son¬ 
dern die philosophische Richtung, die 
heftig umstritten ist. Der Materialis¬ 
mus ist die philosophische Grundla¬ 
ge für den Kampf gegen die Reaktion 
und für gesellschaftlichen Fortschritt. 
Er ist das gedankliche Grundnah¬ 
rungsmittel für Marxisten. Marxist 
kann nur sein, wer Materialist ist. 
Die materialistischen Grundüberzeu¬ 
gungen fallen Menschen leicht, die 
arbeiten müssen, um zu überleben, 
und noch leichter jenen, die aktiv am 
Klassenkampf teilnehmen. Dennoch 
müssen auch sie sich den Materialis¬ 
mus erarbeiten. Die kommunistischen 
Parteien widmen den ersten Teil ihrer 
Schulungen für die Mitglieder der 
Einführung in den Materialismus. 

Von dieser Art ist die hier bespro¬ 
chene Einführung nicht. Sie präsen¬ 
tiert nur in einem extrem kurzen ers¬ 
ten Kapitel von fünf Seiten die Frage 
„Was ist Materialismus?“, ohne eine 


Antwort zu liefern. Das ganze Buch 
kommt stattdessen als Geschichte 
materialistischer Philosophien daher. 
Das ist sicher auch interessant. Aber 
die im Vorwort versprochene „kurze 
Einführung“ in das Thema kommt so 
nicht zustande. Das Problem dabei be¬ 
steht nicht nur darin, wofür der Autor 
ebenfalls im Vorwort um Entschuldi¬ 
gung bittet, dass einige Denker bei so 
wenig Platz immer zu kurz kommen 
müssen. Es fehlt der philosophische 
Zugriff aufs Thema. Stattdessen wer¬ 
den der Reihe nach Kapitel zu „Ma¬ 
terialismus in der Antike“, „Materia¬ 
lismus im Mittelalter“, Materialismus 
in der Frühen Neuzeit“, Materialis¬ 
mus im 19. und 20. Jahrhundert“ und 
schließlich „Zeitgenössischer Materi¬ 
alismus“ geboten. Es folgt noch eine 
Schlussbemerkung, und Autor und 
Leser sind am Ende. Vielleicht hat 
Küpper so an der Universität Philo¬ 
sophie gelernt. 

Im Oberkapitel 19. und 20. Jahr¬ 
hundert findet sich ein kurzes Unter¬ 
kapitel von knapp neun Seiten, das 
sich mit den Materialisten Karl Marx 
und Friedrich Engels befasst. Da wird 
dann auch die Herausbildung des His¬ 


torischen Materialismus (HM) an¬ 
hand einiger Publikationen der beiden 
knapp geschildert. Dass der HM die 
menschliche Gesellschaft und ihre Ge¬ 
schichte zum ersten Mal einer wissen¬ 
schaftlichen Untersuchung zugänglich 
macht, erfährt man nicht. Ebenso we¬ 
nig, dass der HM die Erkenntnisthe¬ 
orie neu begründet. Dass die Form 
menschlicher Arbeit (oder auch des 
Stoffwechsel mit der Natur) der wich¬ 
tigste grundlegende Schritt zur Ana¬ 
lyse von Gesellschaften ist, wird kurz 
erwähnt. Dass es in der bisherigen Ge¬ 
schichte Klassen gibt und geben muss, 
dass die Klassenkämpfe das bestim¬ 
mende Moment im Geschichtsprozess 
sind, interessiert offensichtlich nicht 
weiter. Der Autor selbst versucht sich 
selbst an verschiedenen Stellen in der 
historisch-materialistischen Analyse, 
wenn er beispielsweise die Produkti¬ 
onsverhältnisse umreißt, die zur Ent¬ 
stehung der griechisch-antiken Philo¬ 
sophie geführt haben. Ein löblicher 
Versuch, aber ganz so einfach geht es 
nicht. Lucas Zeise 

Martin Küpper: Materialismus, Köln, 
2017,127 S., 9,90 Euro 


derstandsorganisation nach Thüringen 
zur Widerstandsgruppe um Dr. Theodor 
Neubauer herzustellen. 

Gewarnt von Dr. Julius Leber ging 
sie nicht in die Illegalität, da sie als treu 
sorgende Mutter ihre Tochter nicht ver¬ 
lassen wollte. 

Am 5. Juli 1944 wurde Judith Auer 
verhaftet. Bereits am 27. Oktober 1944 
musste J. Auer, gerade 39 Jahre alt, im 
Strafgefängnis Berlin-Plötzensee ihren 
letzten Gang antreten. 

Ein absoluter Vorzug der vorliegen¬ 
den Publikation ist, dass nicht nur das 
politische Wirken von Judith Auer ge¬ 
schildert wird, vielmehr kommt sie per¬ 
sönlich durch die angeführten Briefe, 
Tagebuchnotizen und weitere Doku¬ 
mente aus ihren Umfeld zu Worte. Neu 
sind die zusammengestellten Aufzeich¬ 
nungen und Briefe von Judith Auer und 
der Briefwechsel zwischen ihr und der 
mit ihr befreundeten Pfarrersfamilie aus 
Hiddensee, der erst jetzt in deren Nach¬ 
lass gefunden wurde. 

Die Nutzer können sich an Hand 
der erweiterten Publikation ein sehr 
differenziertes Bild über die Kommu¬ 
nistin und Widerstandskämpferin ver¬ 
schaffen. Günter Wehner 


al. Jörg Becker beschäftigt sich mit der 
Public-Relations-Branche. Er konsta¬ 
tiert, dass Public Relations (PR), früher 
eine Randerscheinung, heute von Um¬ 
fang und Wirkung der klassischen Pres¬ 
se, also den Journalisten, weit überlegen 
sind. Hochinteressant ist Beckers Liste 
der weltgrößten PR-Konzerne und eine 
Übersicht über ihre Aktivitäten. Lei¬ 
der geht Becker zu schnell zum Skan¬ 
dalthema, PR in der Politik, und, noch 
skandalöser, PR bei der Propagierung 
von Kriegen über. Der Skandal beginnt 
bereits dann, wenn die Wahrnehmung 
der Gesellschaft von den wirtschaftlich 
Mächtigen für Geld hergestellt wird. 

Im aktuellen Teil beschäftigt sich 
Andreas Wehr, Berlin, unter der Über¬ 
schrift „Klarheit vor Sammlung“ mit 
den Vorschlägen Oskar Lafontaines 
und Sahra Wagenknechts zu einer lin¬ 
ken Sammlungsbewegung. Wehr analy¬ 
siert recht präzise einige Probleme der 
in zahlreiche Fraktionen zersplitterten 
„Linkspartei“. Dieses Modell „von lin¬ 
ken Mosaik- bzw. Patchworkparteien“ 
gehe europaweit zu Ende, meint er. 
Es bedürfe dringend einer politischen 
Kraft, die sich dem Rechtstrend ent¬ 
gegenstemme. „Die Partei ,Die Linke 4 
ist diese Kraft aber nicht“, konstatiert 
Wehr. Wie und warum eine neue Orga¬ 
nisation sich hinter von Wehr genann¬ 
ten Zielen versammeln sollte, bleibt 
völlig offen. Wer sich da vielleicht ver¬ 
sammelt, ebenso. Der Aufsatz enthält 
auch keine Bemerkung darüber, ob die 
DKP Teil dieser Sammlungsbewegung 
sein soll. Oder nur ihre Mitglieder, so 
wie Kommunisten auch Mitglieder einer 
Gewerkschaft sind? All das bleibt rät¬ 
selhaft. Es bleibt der Eindruck, dass die 
Sammlungsbewegung ein (zum Schei¬ 
tern verurteilter) taktischer Zug einer 
kleinen Fraktion in der Linkspartei mit 
dem Ziel ist, mehr Anhänger und Wäh¬ 
lerstimmen zu gewinnen. 

Murat Qakir , Kassel, beschäftigt sich 
mit dem Angriff der Türkei auf das von 
kurdischen Kräften (YPG/YPJ) verwal¬ 
tete Gebiet um Afrin im nordwestlichen 
Syrien. Bei aller berechtigten Empörung 
gegen diesen Angriff, der in der Tat ein 
„völkerrechtswidriger Angriffskrieg“ 
ist, wie Qakir schreibt, verwundert 
doch, wenn Syrien selbst, das seit 2011 
Angriffsziel einer Koalition von Nato- 
Staaten und ihrer Verbündeten ist, als 
„Assad-Regime“ geschmäht wird. Af¬ 
rin sei „nachweislich eines der wenigen 
befriedeten Gebiete Syriens“ lobt Qakir 
seine ihm genehme kleine Gruppierung 
im Kampf um Syrien. Das liegt vielleicht 
auch daran, dass die Banden und krimi¬ 


Ruth & Günter Hortzschansky: 
„Möge alles Schmerzliche nicht um¬ 
sonst gewesen sein“. Vom Leben 
und Tod der Antifaschistin Judith 
Auer 1905-1944. 2. durchgesehe¬ 
ne u. erweiterte Auflage, trafo Ver¬ 
lagsgruppe 2017, 265 S., 19,80 Euro, 
ISBN 978-86464-116-9; 
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nellen Söldnergruppen wie die „Freie 
Syrische Armee“, die jetzt in Afrin ein¬ 
marschiert ist, bisher mit US-Truppen, 
Frankreich, Deutschland und einer Viel¬ 
zahl dschihadistischer Gruppierungen 
ihren Kampf vornehmlich gegen den sy¬ 
rischen Staat und das „Assad-Regime“ 
gerichtet haben. 

Qakir spricht davon, dass die kur¬ 
disch verwalteten Regionen in Nordsy¬ 
rien mit der Vergesellschaftung natürli¬ 
cher Ressourcen einen „nichtkapitalis¬ 
tischen Entwicklungsweg“ beschreiten, 
was angeblich vom „Assad-Regime“ 
nicht akzeptiert werden könne. Beides 
waren seit Jahrzehnten Elemente der 
Politik Syriens, was auch noch die Ge¬ 
genwart des Landes (zum Beispiel die 
verbreiteten Genossenschaften) prägt. 
Syrien ist heute der letzte Staat in der 
Region, der eindeutig säkular ausgerich¬ 
tet ist und der einen vom Imperialismus 
unabhängigen Kurs verfolgt. Anstatt mit 
diesem „Assad-Regime“ zu einer Ver¬ 
ständigung über Selbstverwaltung zu 
kommen, hat sich die Kurdengruppe 
taktisch mit den USA verbündet und 
wurde nun - erwartungsgemäß - fallen 
gelassen. Die BRD ist faktisch Kriegs¬ 
partei in Afrin, klagt Qakir und vergisst 
zu erwähnen, dass die BRD viel länger 
schon Kriegspartei gegen das ganze Sy¬ 
rien ist. 

Die nächste Ausgabe der MB1 sollte 
einen Artikel enthalten, der den impe¬ 
rialistischen Krieg gegen Syrien korrekt 
und umfassend beschreibt und dabei 
üakirs Fehler korrigiert. 

Lucas Zeise 
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Beilage 

Dieser Ausgabe der Marxistischen 
Blätter liegt als Beilage eine Antho¬ 
logie von Hermann Klenner mit dem 
Titel „Demokratie - Kleine Marx/En¬ 
gels-Anthologie“ bei. 
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AfD attackiert Erinnerungskultur 

Schlapphüte sehen keinen Grund, die Rechten ins Visier zu nehmen 



Steine gegen das Vergessen: Der Kölner Künstler Gunter Demnig 


Kultursplitter 


Kulturpolitik 

Michelle Müntefering, Ehefrau des 
früheren SPD-Vorsitzenden Franz 
Müntefering, wurde im neuen Kabi¬ 
nett Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt, ausdrücklich zuständig für inter¬ 
nationale Kulturpolitik. Ihre besondere 
politische Kontrolle wird den Goethe- 
Instituten in aller Welt gelten, neben 
der Aufsicht über den Rundfunksen¬ 
der „Deutsche Welle“. Sie versteht die¬ 
se Einrichtungen als Mittler zwischen 
der Innen- und der Außenpolitik, und 
meint, ihre Aufgabe sei es, „die Frei¬ 
heitsrechte von Künstlern, Wissen¬ 
schaftlern und Journalisten zu sichern 
und den Kulturaustausch auszubauen“. 
Deutlich wird sie, wenn sie sagt „gerade 
in Krisenregionen sei eine Stärkung der 
Zivilgesellschaft nötig“, soll wohl hei¬ 
ßen, die Einmischung, wie wir sie in 
der Ukraine erlebt haben, aber auch 
beim sogenannten „arabischen Früh¬ 
ling“, ist nachdrücklich erwünscht. Be¬ 
ruflich qualifiziert ist sie wohl durch 
ihr Journalistikstudium, wichtiger aber 
- im Proporzdenken der Parteien zu se¬ 
hen - sie hat ein Direktmandat für den 
Bundestag in NRW geschafft. 

Bauen auf Zeit 

Manfred Prasser galt als einer der 
wichtigsten und einflussreichsten Ar¬ 
chitekten der DDR. Unter anderem 
war er beim Bau des Berliner Palas¬ 
tes der Republik für den großen Saal 
verantwortlich. Der gebürtige Chem¬ 
nitzer ist jetzt im Alter von 85 Jahren 
in Zehlendorf bei Oranienburg gestor¬ 
ben. Über den Palast der Republik sag¬ 
te Prasser kurz vor dessen Abriss: „Es 
ist ein Haus, das Menschen gebaut ha¬ 
ben und nicht Erich Honecker.“ Klingt 
ein wenig so,wie Brecht bei seiner Fra¬ 
ge „Wer baute das siebentorige The¬ 
ben“. Fraglich ist, ob irgendjemand tat¬ 
sächlich Honecker zum Baumeister 
erklärte. Auf die Frage „Trauern Sie 
dem Palast nach?“ gab er zur Antwort 
„Nein, nicht dem Palast. Ich bin traurig 
über Deutschland. Über die Unfähig¬ 
keit, eine Kulturpolitik der neuen Zeit 
sichtbar zu machen durch ein Baupro¬ 
jekt.“ Stattdessen bekommen wir jetzt 
für viele Millionen dieses erbärmliche 
Schloss. Was die DDR gebaut hatte, 
musste weg. Prasser war auch am Neu¬ 
bau des Friedrichstadtpalastes und am 
Bau des Grand-Hotels an der Fried¬ 
richstraße beteiligt. Auch rund um den 
Berliner Gendarmenmarkt war er an 
mehreren Bauten beteiligt und erhielt 
für seine Projekte mehrere Preise, na¬ 
türlich in der DDR. 

Musik als Weg 

Der für seine Arbeit mit Kindern und 
Jugendlichen international bekannt ge¬ 
wordene Musiker Jose Antonio Abreu 
ist tot. Er starb im Alter von 78 Jah¬ 
ren in der venezolanischen Hauptstadt 
Caracas. Abreu gründete 1975 mit eini¬ 
gen Musikern in einem Arbeiterviertel 
von Caracas das Projekt „El Sistema“. 
„Freier Zugang zur Kunst für alle Kin¬ 
der Venezuelas, Fateinamerikas und 
der Karibik ... und eine große humanis¬ 
tische und kreative Revolution durch 
die Kunst in Lateinamerika“. So formu¬ 
lierte Jose Antonio Abreu selbst, wel¬ 
cher Traum und welches Zukunftsbild 
ihn seit der Gründung von El Sistema 
geleitet haben. Die Stiftung El Sistema 
fördert heute rund 300 000 Kinder und 
Jugendliche, die in 125 Jugendorches¬ 
tern und 57 Kinder- und Vorschulor¬ 
chestern sowie in fast 1 000 Chören in 
allen venezolanischen Bundesstaaten 
aktiv am kulturellen Leben Venezuelas 
teilnehmen. In einem seiner letzten In¬ 
terviews sagte Abreu, die Stiftung „sei 
ein soziales Projekt, weil es durch die 
Musik zur Entwicklung des Menschen 
beitragen wolle, und ein nationales Pro¬ 
jekt, weil es das ganze Land zur Teil¬ 
nahme bewegen wolle.“ Die Größen¬ 
ordnung dieses Projekts macht wütend, 
wenn man an die Bestrebungen impe¬ 
rialistischer Kräfte denkt, das ganze 
Land wieder den Konzernen zu über¬ 
geben. Wütend aber auch, wenn man 
die mickrigen Zahlen bedenkt, mit de¬ 
nen in der reichen BRD Musikschulen, 
Musikunterricht, Jugendorchester und 
Chöre auskommen müssen. 

Herbert Becker 


S eitdem die völkisch-nationalisti¬ 
sche AfD seit der Wahl im ver¬ 
gangenen September des letzten 
Jahres erstmalig im Bundestag vertre¬ 
ten ist, hat sich der Ton im Parlament 
deutlich gewandelt. Gezielte Tabubrü¬ 
che, extrem rechte Hetze, Rassismus 
und der Gebrauch von Nazivokabu- 
lar gehören mittlerweile zum Alltag 
im vermeintlich „Hohen Haus? Kaum 
ein Tag vergeht, an dem die AfD nicht 
zum Angriff auf vermeintliche poli¬ 
tische Korrektheit oder die Erinne¬ 
rungskultur bläst. Keineswegs ist der 
Thüringer AfD -Landtagsfraktionschef 
Björn Hocke ein Einzelfall, wenn er 
das Denkmal für die ermordeten Ju¬ 
den als „Denkmal der Schande“ dif¬ 
famiert. 

Eine Partei, die ein Ende der Erin¬ 
nerungskultur fordert, will künftig das 
offizielle Gedenken an den Holocaust 
in diesem Land mitbestimmen. Wir müs¬ 
sen uns argumentativ damit auseinan¬ 
dersetzen, denn der Umgang mit der 
deutschen Geschichte kann nicht von 
der AfD instrumentalisiert werden. 
Eine Nation kann ein positives Bild 
von sich selbst gewinnen, wenn sich 
Rechenschaft gegeben wird, auch und 
besonders für entsetzliche Verbrechen. 
Der Wunsch, endlich aufzuhören mit 
dem Erinnern an den Holocaust, wird 
gefördert, wenn dies als schlechtes Ge¬ 
wissen bezeichnet wird, das nicht weiter 
gepflegt werden müsse. Es gilt zu beto¬ 
nen, dass Erinnern ein Prozess ist, der 
zeigt, dass sich Einstellungen verändern 
können. Es gibt aber Gefahren: Neben 
dem Unbehagen von rechts, das sie am 
liebsten abschaffen möchte, droht auch 
ein Versiegen einer Ressource, die diese 
Erinnerungskultur in Gang hält in Form 
eines ehrenamtlichen Engagements, das 
weitgehend in den Händen der 68er-Ge- 
neration lag. Für diese war Holocaust- 
Gedenken so etwas wie eine historische 
Mission. Diese Gefahr ist vielleicht grö¬ 
ßer als der lautstarke Ansturm der AfD, 
obwohl dieser Kübel Dreck ständig ab¬ 
gewiesen werden muss. 

Eine wichtige weitere Aufgabe ist, 
die Erinnerungskultur nicht zu eth- 
nisieren. Die Familienbande werden 
nach dem nächsten Generationen¬ 
wechsel eine geringere Rolle spielen. 
Das Holocaust-Gedenken hat sich wei¬ 
terentwickelt. Die Erinnerung ist in 
Deutschland mit einem ethischen Im¬ 
perativ verbunden: Nie wieder darf so 
etwas passieren! Für die Einwanderer 
gibt es aber auch den direkten Weg der 


Empathie: Sie können sich für die Ge¬ 
schichten der Opfer interessieren und 
auch mit ihnen identifizieren. Ein tür¬ 
kischstämmiger junger Menschen kann 
doch erkennen, das die Erinnerung an 
den Holocaust für ihn prägend ist und 
er kann deshalb den Vater nicht ver¬ 
stehen, der den türkischen Genozid an 
den Armeniern leugnet. Auch das wäre 
ein Beispiel für eine positive Integrati¬ 
on in die deutsche Erinnerungskultur. 

Erst im Februar holte der fraktions¬ 
lose baden-württembergische Land¬ 
tagsabgeordnete Wolfgang Gedeon 
zum Schlag gegen die Verlegung soge¬ 
nannter Stolpersteine aus, die an Opfer 
des Naziregimes erinnern sollen. „Mit 
ihren Aktionen versuchen die Stolper- 
stein-Initiatoren ihren Mitmenschen 
eine bestimmte Erinnerungskultur 
aufzuzwingen und ihnen vorzuschrei¬ 
ben, wie sie wann wessen zu gedenken 
hätten. Wer gibt diesen oft sehr pene¬ 
tranten Moralisten das Recht dazu? Es 
geht nicht nur um eine Inflationierung 
von Gedenken, sondern auch darum, 
dass hier aus Erinnerungskultur immer 
mehr Erinnerungsdiktatur wird. Das 
sollte man nicht weiter unterstützen!“, 
schrieb Gedeon, der trotz seiner Frak- 


tionslosigkeit noch immer Mitglied 
der AfD ist und in der Vergangenheit 
durch antisemitische Tiraden auffiel. 
Zwar gingen Teile der AfD auf Dis¬ 
tanz zu Gedeon, dafür fielen andere 
Abgeordnete im Bundestag jedoch 
Ende Februar im Rahmen einer so¬ 
genannten Aktuellen Stunde auf. 
Für die AfD fasste deren Abgeordne¬ 
ter Marc Jongen zusammen, was die 
politische und die extreme Rechte 
schon immer an der Erinnerungskul¬ 
tur in der Bundesrepublik auszuset¬ 
zen hatten. „Wir brauchen eine wür¬ 
dige Erinnerung an die fürchterlichen 
Gräueltaten der Nazis - ja; aber die 
kann nicht gleichbedeutend sein mit 
der Kultivierung eines Schuldkom¬ 
plexes, der das Land wehrlos macht 
gegen jede Beleidigung, jede Ver¬ 
gewaltigung und jede Überrollung.“ 
Dann geriet Gauland selbst einmal 
mehr in die Schlagzeilen. So wurde 
bekannt, dass einer seiner ehemaligen 
Mitarbeiter in der neofaschistischen 
„Heimattreuen Jugend Deutschlands“ 
(HDJ) aktiv war. Gauland behauptete, 
der habe nichts davon gewusst. Besag¬ 
ter Mitarbeiter habe von Oktober 2017 
bis Ende Januar 2018 in seinem Bun¬ 


destagsbüro gearbeitet und sei mittler¬ 
weile aus dem Arbeitsverhältnis ausge¬ 
schieden, da er einen neuen Job ange¬ 
treten habe. 

Sowohl das Personal als auch die 
zunehmenden gezielten Entgleisungen 
und steten Tabubrüche der AfD blei¬ 
ben am Ende keineswegs wirkungs- 
und folgenlos. Schon heute trauen sich 
immer mehr extreme Rechte aus den 
Löchern und formulieren offen, was 
sie sich vor Jahren bestenfalls hinter 
vorgehaltener Hand zu sagen getraut 
hätten. Selbst AfD-Rechtsaußen wie 
der nunmehr ehemalige AfD-Frak- 
tionschef von Sachsen-Anhalt, And¬ 
re Poggenburg, der türkischstämmige 
Bürger beim politischen Aschermitt¬ 
woch als „Kümmelhändler“ und „Ka¬ 
meltreiber“ diffamiert hatte, bleiben 
unbehelligt. 

Ein Mittel dagegen ist die Skanda- 
lisierung. In dem Moment, wenn Nazi- 
Begriffe verwendet werden und es ei¬ 
nen öffentlichen Aufschrei gibt, wird ein 
Bewusstsein geschaffen. Und Leute die 
das vorher nicht wussten, merken: Das 
sollte ich vielleicht nicht benutzen, denn 
das will Erinnern umöglich machen. 

Markus Bernhardt/Herbert Becker 


Ostermarschlied '68 

von Franz Josef Degenhardt 

Da habt ihr es, das Argument der Straße. 

Sagt bloß jetzt nicht: nur ein Verrückter schießt. 

Ihr kennt sie doch, die grinsende Grimasse, 

die sagt, dass auch der Dutschke noch ein Mensch ist. 

Ihr habt gewusst, wie man uns hetzt und jagt. 

Ihr habt es Tag für Tag gesehen. 

Es kotzt mich an, wie ihr jetzt laut beklagt 
ein sogenanntes tragisches Geschehen. 

Was nützt Protest, Entrüstung, Klagen! 

Ihr wisst genau, wer jene Mörder sind. 

Die haben Liebknecht, Rosa Luxemburg erschlagen. 

Die Hintermänner kennt doch jedes Kind. 

Sie sind noch da. Und sie regieren hier, 
die ihren dreckigen Profit aus allem schlagen. 

Die legen jene einfach um, die das 
Geschäft zu stören wagen. 

Macht endlich Schluss mit diesem faulen Frieden, 
mit unserer Angst, die man hier täglich schürt. 

Sonst wird uns wieder mal ein sogenanntes Los beschieden, 

das uns zum dritten Male an die Schlachtbank führt. 

Beginnt! Sofort! Die Zeit langt kaum noch hin, 

die Zwischenhändler reiben sich die Hände 

und rechnen auf den ganzen großen Gewinn 

und unser Erde. 


ANTIQUARISCHES 
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Ingeborg Nödinger 

Frauen gegen Wiederaufrüstung 
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lands im antimilitaristischen Widerstand 
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Jugend 


unsere zeit m 


Der 23. SDAJ-Bundeskongress 


Kämpfen, wo das Leben ist. SDAJ macht sich Betrieb und Schule zum Schwerpunkt 



A m vergangenen Wochenende 
fand in der Eschborner Stadt¬ 
halle der 23. Bundeskongress 
der Sozialistischen Deutschen Arbei¬ 
terjugend (SDAJ) statt. 123 Delegierte 
berieten und diskutierten zielgerichtet 
und konstruktiv zwei Tage lang über 
die kommenden Vorhaben und wähl¬ 
ten die Berlinerin Lena Kreymann zu 
ihrer neuen Bundesvorsitzenden und 
einen 27-köpfigen Bundesvorstand. 

Die SDAJ beschloss ihre „Geld 
gibt es genug - Zeit es uns zu holen“- 
Kampagne, die auf Schulen und Betrie¬ 
be konzentriert ist. Mit der Kampagne 
und der Handlungsorientierung möch¬ 
te sich die SDAJ organisationspolitisch 
weiterentwickeln und vom Abarbeiten 
von Checklisten zu einer Arbeitsweise 
der politischen Anleitung kommen. So 
stehen nicht mehr vorgegebene Ziele 
im Vordergrund, sondern grundsätzli¬ 
che Orientierungen, die jede Gruppe 
auf ihre Kämpfe in Betrieb und Schule 
vor Ort anwenden soll. 

Neben der Kampagne und der 
Handlungsorientierung gab sich die 
SDAJ nach zwei Jahren intensiver und 
kontroverser Diskussion eine neue Sat¬ 


zung. Ziel ist das Selbstverständnis zu 
schärfen und sich für die kommenden 
Herausforderungen zu wappnen. 

Weiter möchte die SDAJ die kom¬ 
menden Jahrestage (50 Jahre SDAJ, 200 
Jahre Karl Marx und 100 Jahre Novem¬ 
berrevolution) dafür nutzen, um in Be¬ 
trieb und Schule Diskussionen über Ka¬ 
pitalismus und Sozialismus zu führen. 

Patrik Köbele, Vorsitzender der 
DKP, hielt ein Grußwort, in dem er 
festhielt, dass das Verhältnis von „SDAJ 
und DKP ein Kampfbündnis von zwei 
Organisationen auf dem Boden einer 
gemeinsamen Weltanschauung ist. Und 
die SDAJ ist eine Jugendorganisation, 
um die uns mancher beneidet.“ Neben 
Michael Lieske, Stellvertretender Bun¬ 
desjugendleiter der EVG-Jugend, hiel¬ 
ten Ana Ramoa, Mitglied im Zentral¬ 
komitee der Kommunistischen Jugend 
Portugals (JCP), und Paschalis Kagian- 
nis, Internationaler Sekretär der Kom¬ 
munistischen Jugend Griechenlands 
(KNE), Grußworte auf dem Kongress. 
Als Gast anwesend war auch Sonja Bey¬ 
er von der Kommunistischen Jugend 
Österreichs (KJÖ). 

Christoph Hentschel 


Überall ist Klassenkampf 

Aus der Rede von der neuen SDAJ- Bundesvorsitzenden Lena Kreymann 


Kämpfen, 

wo wir lernen und arbeiten 

Neue Satzung, bessere Anleitung, große Einigkeit - 
das war der SDAJ-Bundeskongress 


Liebe Genossinnen und Genossen, 
liebe Freundinnen und Freunde, 
liebe Gäste. 

Weltweit ist das Monopolkapital in der 
Offensive - auch und gerade im impe¬ 
rialistischen Deutschland. Seit zehn Ta¬ 
gen ist die neue Regierung im Amt, da¬ 
bei bleibt eigentlich alles beim Alten. 
CDU, CSU und SPD haben sich wieder 
geeinigt. Ihr Programm, der Koalitions¬ 
vertrag, ist ein bisschen wie der Kapita¬ 
lismus selbst - für uns, für die arbeiten¬ 
de und lernende Jugend hat er nichts zu 
bieten, im Gegenteil. Und auch gegen¬ 
über der Regierungsbank, im Bundestag, 
sieht es nicht gut aus: Die selbsternannte 
„Alternative für Deutschland“ (AfD) ist 
neue „Oppositionsführerin“. (...) Doch 
der Rechtsruck geht nicht von der AfD 
aus. Es ist die herrschende Politik, die 
Politik der neuen-alten Bundesregie¬ 
rung, die die AfD überhaupt hervorge¬ 
bracht hat. (...) Die AfD ist Ausdruck 
dieser Unzufriedenheit und liefert doch 
heute schon die Stichworte, die die Re¬ 
gierungsparteien bereitwillig auf greifen, 
um ihre Politik weiterzuführen und noch 
weiter nach rechts zu rücken. 

Und rechts heißt: Politik gegen die 
Mehrheit der Menschen in diesem Land, 
gegen die Interessen der lohnabhängig 
Beschäftigten, gegen die Erwerbslosen 
und Rentnerlnnen, gegen uns arbeiten¬ 
de und lernende Jugend. (...) 

Der völkerrechtswidrige Angriff und 
die Besetzung der syrisch-kurdischen 
Stadt Afrin kostete bisher über tausend 
Zivilisten das Leben und drängt hun¬ 
derttausende Menschen in die Flucht. 
Bei der türkischen Invasion im Norden 
Syriens rollen deutsche Leopard-II-Pan- 
zer durchs Land. In den Worten stellen 
sich die deutschen Herrschenden teil¬ 
weise gegen den türkischen Angriff, real 
verdienen sie jedoch an der Militärope- 
ration ihres NATO-Partners und teilen 
sich mit ihm eine gemeinsame Zielstel¬ 
lung: Sie wollen Syrien spalten, die dor¬ 
tige Regierung stürzen und den Einfluss 
des Iran und Russlands in der Region 
zurückdrängen. Dafür sind sie sich auch 
für die Zusammenarbeit mit islamisti- 
schen Mörderbanden nicht zu schade. 
Das ist nicht unser Krieg. NATO raus 
aus Syrien! (...) 

Die Regierung nutzt diese ange¬ 
spannte Situation in der Welt, um die 
eigenen Ambitionen zu rechtfertigen. 
Sie bauen das Bild vom Feind aus Mos¬ 
kau auf, in den Leitmedien ist wieder 
von der „Ostfront“ die Rede, die VR 
China gilt wirtschaftlich und militä¬ 
risch als Bedrohung. (...) Das neue 


Instrument zur Aufrüstung nennt sich 
PESCO und soll sowohl das 2-Pro- 
zent-Aufrüstungsziel der NATO, eine 
Verdopplung deutscher Rüstungsaus¬ 
gaben, als auch die gemeinsame Au¬ 
ßen- und Sicherheitspolitik (GASP) 
der EU zusammenführen. Das stärkt 
die deutsche Führungsrolle - ein rele¬ 
vanter Schritt für die Weltmachtambiti¬ 
onen des deutschen Imperialismus. (...) 

Die europäischen Nachbarländer 
sollen zu Niedriglohnländern umge¬ 
baut werden. Vorbild dazu lieferte die 
Agenda 2010 des ehemaligen SPD- 
Kanzlers Schröder. Und der europäi¬ 
sche Binnenmarkt sollte weiterhin frei 
zugänglich sein für deutsche Exportgü¬ 
ter und dabei über eine zentrale Wäh¬ 
rung verfügen. (...) 

Gegen die EU und den deutschen 
Imperialismus wehren sich immer mehr 
Völker Europas, die Dominanz ist ange¬ 
schlagen. Und auch gegen die Kriegspoli¬ 
tik formiert sich Widerstand. Unter dem 
Motto „abrüsten statt aufrüsten“ haben 
sich bereits über 30 000 Menschen mit 
ihrer Unterschrift gegen das Aufrüs¬ 
tungsziel von 2 Prozent ausgesprochen 
und für „soziale Sicherheit“ und „eine 
Entspannungspolitik auch mit Russland“ 
ausgesprochen. (...) Aber die Kämp¬ 
fe gegen das 2-Prozent-Aufrüstungsziel 
müssen dort ankommen, wo die Profite 
der Herrschenden erwirtschaftet werden 
und wo die Menschen leben. Wir müssen 
diesen Protest so konkret wie möglich in 
die Betriebe und in die Schulen tragen, 
vor Ort Widerstand entwickeln und zei¬ 
gen, dass man eben doch etwas tun kann 
gegen diese Politik. (...) 

Wie dieser Kampf aussieht, zeigt uns 
ein Blick auf die Arbeitskämpfe in der 
Metall- und Elektroindustrie und die 
aktuell laufende Tarifrunde im Öffent¬ 
lichen Dienst. Hier sehen wir, dass die 
Gewerkschaften ihre tariflichen Kämp¬ 
fe mit politischen Fragen verbinden, die 
für uns alle eine besondere Bedeutung 
haben. Dank der EVG greift seit Jahres¬ 
wechsel die tariflich festgelegte Wahlop¬ 
tion auf Arbeitszeitverkürzung bei der 
Bahn und es zeigt sich schon jetzt, dass 
sich ein Großteil der Kolleginnen für 
mehr Freizeit entscheidet. Und auch die 
IG Metall hat den Kampf um die ver¬ 
kürzte Vollzeit aufgenommen und zeig¬ 
te in der Tarifrunde Zähne. (...) 

Auch in der Bildungspolitik tut sich 
einiges - jedoch nicht zu unseren Guns¬ 
ten. Im Abschnitt Bildung gibt es im 
Koalitionsvertrag vor allem viele war¬ 
me Worte, aber wenig Konkretes. An¬ 
gesichts des 34-Milliarden-Euro-Sanie- 


rungsstaus bei Schulen und 50 Milliar¬ 
den bei den Hochschulen brauchen wir 
da nicht viel zu erwarten. (...) 

Um Widerstand gegen den Umbau 
unseres Schulsystems zu leisten, müssen 
wir diese Auseinandersetzungen in allen 
Städten führen, in denen wir sind! Uns 
muss es gelingen die Kostenfrage im Be¬ 
trieb als auch in der Schule zu stellen, um 
daran unsere gemeinsamen Interessen 
und die des Monopolkapitals aufzuzei¬ 
gen: So wird schnell klar, was ein baufälli¬ 
ges Schulgebäude mit dem Bundeswehr- 
Einsatz in Afghanistan zu tun hat. (...) 

Wir können auf einige Erfolge in 
den letzten zwei Jahren zurückblicken: 
Wir konnten mit unserer Stop-Wars- 
Kampagne durch gesteigerte Akti¬ 
onstätigkeit nach außen ausstrahlen. 
Außerdem konnten wir unsere bun¬ 
desweiten Aktivitäten wie das LLL- 
Wochenende und unseren Auftritt auf 
dem UZ-Pressefest inhaltlich und or¬ 
ganisatorisch weiterentwickeln. Ein be¬ 
sonderes Highlight war dabei natürlich 
das Festival der Jugend: Über 30 unter¬ 
stützende Organisationen, ca. 2 000 Ta¬ 
gesgäste, das ist ein Riesenerfolg. (...) 

Am gleichen Tag, an dem Karl Marx 
200 Jahre alt geworden wäre, werden wir 
50 Jahre alt. Denn am 4. und 5. Mai tagte 
unser Gründungskongress und stellte in 
die 1968er-Bewegung Westdeutschlands 
eine neue Organisation. (...) Nur wenige 
Monate später konnten sich die Kom¬ 
munisten, die seit dem westdeutschen 
KPD-Verbot 1956 in der Illegalität ar¬ 
beiteten, mit der Deutschen Kommu¬ 
nistischen Partei neukonstituieren. (...) 

Die Arbeiterklasse ist die Haupt¬ 
kraft gesellschaftlicher Veränderungen. 
Durch unsere Beiträge für das Zusam¬ 
menführen aller demokratischen Kräfte 
auf Grundlage gemeinsamer Forderun¬ 
gen und Aktionen setzten und setzen 
wir auf die Entwicklung von Klassenbe¬ 
wusstsein durch das Verbinden unmit¬ 
telbarer Interessenvertretung mit dem 
Kampf für eine sozialistische Zukunft. 

Also beschloss unser Kongress vor 
50 Jahren: „Wir rufen Leute, die Mut 
genug haben, das anzugreifen, was in 
unserer Gesellschaft falsch, rückstän¬ 
dig, also politisch gefährlich ist! Die 
Mut haben, an der Umgestaltung die¬ 
ses Landes zu einer demokratischen 
Gesellschaft mitzumachen, in der nicht 
mehr die Wenigen über die Vielen herr¬ 
schen. Wir rufen alle, die vor den Her¬ 
ren oben keine Angst haben! Wir rufen 
die Aktiven der jungen Generation!“ 
Das gesamte Referat 
erscheint auf sdaj.org. 


UZ: Die SDAJ hat sich eine neue Sat¬ 
zung gegeben. Seid ihr mit der alten 
nicht 50 Jahre gut gefahren? 

Lena Kreymann: Der Beschluss, dass 
wir uns eine neue Satzung geben, ist 
schon etwas älter. Wir haben bereits 
vor zwei Bundeskongressen festge¬ 
stellt, dass unsere Satzung in vieler 
Hinsicht nicht unseren Ansprüchen 
genügt. 

Zum Beispiel hat die alte Satzung 
nur gesagt, wer, wann, warum Mitglied 
der SDAJ sein darf, und nichts Weiteres 
genauer gefasst. Demgegenüber haben 
wir uns jetzt entschlossen, in unserer 
Satzung einiges mehr festzulegen und 
unsere Arbeitsweise zu konkretisieren. 
Dabei geht es um die Beschlussfassung 
und -treue und unsere Ansprüche an 
die Mitgliedschaft, was Kritik und 
Selbstkritik oder die Bereitschaft zur 
aktiven Mitarbeit betrifft. 

UZ: Neben der Satzung hat die SDAJ 
eine Handlungsorientierung beschlos¬ 
sen. In der bekräftigt ihr, dass ihr euch 
in den nächsten zwei Jahren auf Schule 
und Betrieb konzentrieren wollt. Fallen 
da nicht andere wichtige Kampffelder 
wie Antifaschismus und Antimilitaris¬ 
mus hinten runter? 

Lena Kreymann: Schule und Betrieb 
sind in erster Linie die Orte, wo wir Po¬ 
litik machen wollen, weil das der Le¬ 
bensschwerpunkt der Arbeiterjugend¬ 
lichen ist und wo wir selbst arbeiten 
und lernen. Dort können wir konkre¬ 
te Interessenvertretungspolitik betrei¬ 
ben, aber auch interessengeleiteteten 
Antimilitarismus und Antifaschismus 
umsetzen. 

Das heißt, wir wollen mit den Kolle¬ 
ginnen und Kollegen Diskussionen um 
Aufrufe wie „abrüsten statt aufrüsten“ 
führen und als aktive Gewerkschafter 
auf Beschlüsse in den Gremien, aber 
auch beispielsweise in den Vertrauens¬ 
leutestrukturen der Betriebe hinwir¬ 
ken. Das bedeutet aber auch, mit Schü¬ 
lerinnen und Schülern Aktionen gegen 
Bundes wehrauftritte in Schulen und auf 
Ausbildungsmessen zu machen und ge¬ 
gen Rassismus und faschistische Vor¬ 
stellungen vorzugehen. 

UZ: Ihr habt aus gewertet, dass ihr die 
Anleitung stärken müsst. Gleichzeitig 
sind 72 Prozent der Delegierten inner¬ 
halb der letzten fünf Jahre zum Verband 
gekommen. Wie kann euch eure neue 
Kampagne dabei helfen, so viele Ge¬ 
nossinnen und Genossen in anleitende 
Funktionen zu bringen? 


Lena Kreymann: In der Kampagne, 
aber auch der Handlungsorientierung 
legen wir einen viel größeren Schwer¬ 
punkt auf die Anleitungsarbeit als frü¬ 
her. Es sollen alle Ebenen - Bundesvor¬ 
stand, Landesvorstände und Gruppen¬ 
leitungen - in die Lage versetzt werden, 
genau das zu tun. Dazu haben wir uns 
bestimmte Instrumente überlegt. 

Es wird einen Kampagnenordner 
geben, der aber nicht einfach so in den 
Verband gegeben wird, damit er in der 
Schublade landet, sondern real mit den 
Verantwortlichen durchgesprochen und 
durchgearbeitet werden soll. 

Wir haben uns in der vergangenen 
Legislaturperiode intensiv damit aus¬ 
einandergesetzt, was wir uns von An¬ 
leitungsarbeit erwarten und haben wol¬ 
len. Es geht nicht darum, jemandem 
Beschlüsse vorzuerzählen, sondern 
mit den Genossinnen und Genossen 
vor Ort darum zu ringen und zu disku¬ 
tieren, wie die Ausgestaltung von Be¬ 
schlüssen aussehen kann. Dazu haben 
wir im Unterschied zu vergangenen 
Legislaturperioden unsere Beschlüsse 
in eine Form gefasst, die diese Ausge¬ 
staltung besser ermöglicht. Wir sind mit 
der Handlungsorientierung, aber auch 
mit der Kampagne weggegangen von 
einer Art Checkliste, in der sehr kon¬ 
krete Aufgaben schon beschlossen sind, 
hin zu den wesentlichen politischen Li¬ 
nien. 

UZ: Am 5. Mai feiert ihr den 50. Ge¬ 
burtstag der SDAJ, verbunden mit dem 
200. Geburtstag von Karl Marx, in Trier. 
Was plant ihr zu den weiteren Jahresta¬ 
gen in diesem Jahr? 

Lena Kreymann: Dieses Jahr ist sehr 
reich an Jahrestagen. Es j ährt sich auch 
der 100. Jahrestag der Novemberrevo¬ 
lution. Wir wollen Veranstaltungen in 
allen Gruppen durchführen. Wir wollen 
unsere Interessenvertretungspolitik in 
Schule und Betrieb mit dem Jahrestag 
verknüpfen. Die Errungenschaften im 
Interesse der Arbeiterklasse, die die 
Novemberrevolution vor 100 Jahren 
gebracht hat, geben uns da ein breites 
Spektrum. Wir wollen zum Beispiel mit 
Gewerkschaftsjugenden diskutieren, 
gemeinsame Veranstaltungen machen 
und der Bewertung der Novemberre¬ 
volution in der Schule widersprechen, 
um der antikommunistischen, ge¬ 
schichtsrevisionistischen Hetze etwas 
entgegenzusetzen. 

Das Gespräch führte 

Christoph Hentschel 
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„Grandiose Gerechtigkeit des Blicks“ 

Vor 150 Jahren wurde Maxim Gorki geboren - ein Weltklassiker zum Lesen • Von Eva Petermann 


M axim Gorki? Wir kennen das 
Maxim-Gorki-Theater in Ber¬ 
lin, den Gorki-Park in Mos¬ 
kau, vielleicht auch den US-Thriller 
„Gorky Park“von 1984. Nach Gorki 
waren Straßen und Plätze, Schulen und 
Kitas in der DDR benannt. Ein Klassi¬ 
ker also - Grund genug, seine Bücher 
zu lesen? 

Als „Sturmvogel der Revolution“ 
und Autor des Romans „Die Mutter“, 
den Lenin das „Lehrbuch“ der rus¬ 
sischen Revolutionäre nannte, erreich¬ 
te er Kultstatus. Mit seiner „grandio¬ 
sen Gerechtigkeit des Blicks“, so sein 
Schriftstellerfreund Stefan Zweig 1931, 
hat er „Zehntausende von leibhaftigen 
Liguren mit einer ungeheuren Wahr¬ 
heit und Atemnähe greifbar vor uns 
hingestellt. Aus dem Volk geboren, hat 
er selbst ein ganzes Volk mit sich sicht¬ 
bar gemacht.“ 

Als Alexej Maximowitsch Peschkow 
kam er 1868 in Nishni-Nowgorod als 
Sohn eines Tischlers zur Welt. Von ihm, 
dem Scharfzüngigen, übernahm er Jah¬ 
re später den Spitznamen Gorki, „der 
Bittere“. Nach dessen Tod überließ ihn 
seine Mutter den Großeltern. Als er elf 
war, hieß ihn der Großvater sich „Un¬ 
ter fremden Menschen“ (so der Titel 
von Teil 2 seiner Erinnerungen) allein 
durchschlagen. Er versuchte sich in 
vielen Berufen und erlebte auf seinem 
Nomaden-Weg Ausbeutung und Obrig¬ 
keitshörigkeit, entsetzliches Elend und - 
den Aufruhr. Seine geliebte Großmutter 
hatte ihm mit ihren Volksmärchen die 
Freude am Erzählen vermacht. Er las 
alles, was er in die Finger bekam, und 
versuchte sich im Schreiben. Als Bä¬ 
ckereigehilfe las er einmal der gesam¬ 
ten Backstuben-Mannschaft während 
des Teigknetens russische Märchen vor. 
Erwischt vom Meister, der das Buch ins 
Feuer zu werfen drohte, widersetzte sich 
der Halbwüchsige mit Erfolg, zum Stau¬ 
nen der gaffenden Kumpels. 

In Gorkis Erinnerungen („Meine 
Universitäten“) erfahren wir solche 
Anekdoten wie auch von den Kontak¬ 
ten des jungen Autodidakten mit Stu¬ 
denten und revolutionären Zirkeln. 
Wir lesen vom Aufstand der Kasaner 
Studenten 1887, der u.a. einem Teilneh¬ 
mer namens Lenin die Verbannung ein¬ 
brachte. Gorki selbst wurde in dieser 
Zeit nicht nur einmal verhaftet, stand 
zudem unter Polizeiaufsicht und ging 
Jahre später auf Lenins Rat hin ins 
Ausland, um dem berüchtigten Kerker 
zu entgehen. Dies war für ihn gerade¬ 
zu eine Überlebensfrage: Mit 19 hatte 
er in Selbstmordabsicht mit dem aufs 
Herz gezielten Schuss einen Teil seiner 
Lunge zerstört, mit lebenslangen Fol¬ 
gen für seine Gesundheit. 

Schon früh hatte er sich ein Millio¬ 
nenpublikum erschrieben - mit Zei¬ 
tungsartikeln, satirischen Texten, alle¬ 
gorischen Poemen wie dem „Lied vom 
Falken“ oder dem „Lied vom Sturm¬ 
vogel“, nicht zuletzt mit seinen Erzäh¬ 
lungen, in denen zum ersten Mal hart 
arbeitende, einfache Menschen die 
Hauptrolle spielten. Die Akademie der 
Wissenschaften wählte ihn zum Ehren¬ 
mitglied im Bereich schöne Literatur, 
was Zar Nikolaus II. flugs verbot. 

Wie ein Fanal war Gorkis „Sturmvo¬ 
gel“ aufgenommen worden (auch in der 
deutschen Fassung von Bert Brecht), 
verfasst nach der blutigen Niederschla¬ 
gung einer Studentendemonstration. Es 
gab dann kaum eine Versammlung der 
Revolutionäre ohne eine Deklamation 
dieses Liedes von dem Vogel mit „der 
Kraft des Zorns, der Flamme der Lei¬ 
denschaft und der Gewissheit des Sie¬ 
ges“. Lenins Leitartikel in der 1906 neu 
gegründeten illegalen Zeitung „Pro- 
letari“ schloss mit dem Zitat: „Immer 
stärker braust der Sturmwind!“ 

Nach Gorkis lautstarkem Protest ge¬ 
gen ein weiteres Niedermetzeln unbe¬ 
waffneter Zivilisten im Januar 1905, dem 
Petersburger „Blutsonntag“, kam er wie¬ 
derum in Festungshaft. Dort entstand 
sein Drama „Kinder der Sonne“ (1905), 
das auf die blutigen Ereignisse anspielte. 

Da war er bereits weltbekannt ge¬ 
worden mit seinem naturalistisch wir¬ 


kenden Theaterstück „Nachtasyl“ („Na 
dne“, 1902) Erst nach einigem Hin und 
Her mit der zaristischen Zensurbehör¬ 
de konnte es der legendäre Dramaturg 
Konstantin Stanislawski auf die Büh¬ 
ne bringen. Auch außerhalb Russlands 
war das halbironische Werk von den 
heillos Gescheiterten „ganz unten“ ein 
Riesenerfolg. 

Im selben Jahr erschienen die Stü¬ 
cke „Die Kleinbürger“, „Wassa Sche- 
lesnowa“ (das Gorki in den 1930ern 
noch einmal völlig überarbeitete) und 
das an die Stücke Tschechows, 
seines verehrten Freundes, erin¬ 
nernde Drama „Sommergäste“ 

(1907) - ein sarkastisches Por¬ 
trät der intellektuellen Schicht 
im vorrevolutionären Russland. 

In Deutschland wurde es be¬ 
kannt durch die Verfilmung der 
Peter-Stein-Aufführung in West- 
Berlin (1975/1976). 

Auch andere Stücke sowie 
seine Kindheitserinnerungen 
wurden verfilmt. Die berühmte 
Therese Giehse (1963) wie auch 
die Hamburger Schauspielerin 
Inge Meysel (1980) brillierten 
in der Rolle der Geschäftsfrau 
Wassa Schelesnowa (dt. „der 
Eisernen“), deren tragische 
Getriebenheit Brechts „Mut¬ 
ter Courage“ vorwegzunehmen 
scheint. 

Auf den Spielplänen sind 
Gorkis Dramen regelmäßig zu 
finden. Angesichts wachsender 
Armut und Obdachlosigkeit im 
wiedervereinigten Deutschland 
erwacht auch das Interesse an 
seinem „Nachtasyl“ wieder (neu 
übersetzt von Rainer Kirsch). 

So lesen wir im Internet über 
eine Inszenierung von 2008 
durch eine studentische Thea¬ 
tergruppe aus Trier: Die Themen 
„sind immer noch aktuell: Es 
geht um Arbeitslosigkeit, Apa¬ 
thie, die Sehnsucht nach Hoff¬ 
nung und die Suche nach Wahr¬ 
heit ...“ Oder über die Auffüh¬ 
rung durch einen Theaterkurs 
des 11. Jahrgangs des Essener 
Theodor-Heuss-Gymnasiums 2013: 
„Doch die Lebenswelten des Russen 
Maxim Gorky (sic!) um 1900 und die 
von jungen Erwachsenen über hundert 
Jahre später sind im Wesen gar nicht so 
verschieden ...“ 

Gorkis besondere Stärke beweist 
er nach Ansicht des Theaterwissen¬ 
schaftlers Ernst Schumacher vor allem 
in seinem Roman „Die Mutter“. Wie in 
„Nachtasyl“ basiert die Handlung auf 
authentischen Ereignissen und Figu¬ 
ren, die „bei aller Individualität doch 
typisch für bestimmte gesellschaftliche 
Kräfte (waren). Er machte die Umän¬ 
derung der niedergedrückten, ängstli¬ 


chen, kurzsichtigen Arbeiter, Bauern 
und Intelligenzler in bewusste Revo¬ 
lutionäre zu keinem schematischen 
Prozess, sondern zu einem von Wider¬ 
sprüchen, zeitweiligen Schwankungen 
und Niederlagen erfüllten, schwieri¬ 
gen, eben dialektischen Vorgang.“ Ge¬ 
rade deshalb strahle sein Roman „einen 
festen, unerschütterlichen Optimismus“ 
aus, der nicht zuletzt das „alte“ Russ¬ 
land mit dem neuen verband, die alte 
Generation mit den Jungen. Gorki lässt 
den Protagonisten Pawel zu seiner Mut¬ 
ter sagen: „Ich danke dir dafür, dass du 
uns bei unserm großen Werk mithilfst! 
... Wenn jemand eine Mutter sein eigen 
nennt, die ihm auch geistig nahesteht - 
so ist das ein seltenes Glück!“ 

Wer heutzutage in einem Theater¬ 
programm „Die Mutter“ entdeckt, hat 
es allerdings mit der Dramatisierung 


des Gorki-Stoffs durch Bert Brecht zu 
tun. Seine Version zeigt eine erheblich 
militantere Mutter. Auch führt Brechts 
Lehrstück die Handlung weiter, bis zur 
Revolution von 1917. 

Mit Gorkis überwältigender Po¬ 
pularität wuchs auch die Zahl seiner 
Kritiker diverser Provenienz. Ihn als 
„Lautsprecher der Revolution“ abzu¬ 
qualifizieren oder ihm gar - angesichts 
des Personenkults um Gorki zu Zeiten 
Stalins - als kreuzbraven Staatsdichter 
und Dogmatiker des sozialistischen Re¬ 


alismus den literarischen Rang abzu¬ 
sprechen, gehörte dabei zum Standard. 

Drei mal wurde er für den Litera¬ 
tur-Nobelpreis nominiert; drei mal wur¬ 
de der Vorschlag abgelehnt als „gefähr¬ 
liche Reklame“ für seine politischen 
Aktivitäten „im Dienst des Bolsche¬ 
wismus“. 

Ja, Gorki stellte sich in den Dienst 
der neuen Regierung, gehörte 1919 
dem Petrograder Sowjet an und war 
zeitweilig für die bolschewistische Pro¬ 
paganda verantwortlich. Bekannt sind 
seine tiefe Zuneigung zu Lenin, doch 
auch die teilweise heftigen Zusammen¬ 
stöße der beiden. 


Als Publizist arbeitete Gorki eng zu¬ 
sammen mit Lenin und mit Nadeschda 
Krupskaja im Bereich Kultur und Volks¬ 
bildung, bei der Alphabetisierungskam¬ 
pagne und der Gründung eines Verlags 
für Weltliteratur wie auch des ersten 
Kinderbuchverlags der Welt. Er förder¬ 
te den künstlerischen Nachwuchs. 1920 
wurde seine zweite Frau Marija Fjodo- 
rowna Andrejewa, eine frühere Schau¬ 
spielerin, zur Kommissarin bzw. Minis¬ 
terin für das Theater- und Kunstwesen 
ernannt. Wann immer Maxim Gorki 
zu Hause anzutreffen war, gaben sich 
dort Austausch und Rat Suchende aus 
der ganzen Sowjetrepublik die Klinke 
in die Hand. 

International war er vernetzt mit 
den Großen seiner Zeit: mit George 
Bernard Shaw, H. G. Wells, Andre Mal- 
raux, Romain Rolland und mit Stefan 


Zweig. Er verfasste oder unterstützte 
internationale Aufrufe Intellektueller 
gegen die Kriegsgefahr und den auf¬ 
kommenden Faschismus und formu¬ 
lierte Appelle z.B. für die Freilassung 
des KPD-Vorsitzenden Ernst Thäl¬ 
mann, worum ihn Anna Seghers aus 
dem Pariser Exil gebeten hatte. 

Für ihn war solcherart Engagement 
eine Selbstverständlichkeit. Als er zu¬ 
sammen mit einigen Intellektuellen 
ein den Bolschewiki suspektes Hilfs¬ 
komitee für die Hungernden gründe¬ 


te, scheute Gorki nicht davor zurück, 
in den Clinch zu gehen. 

Ende der 1920er war er selbst mas¬ 
siven Angriffen ausgesetzt, als angeb¬ 
lich „unproletarischer Schriftsteller“ 
oder gar als „maskierter Feind“. Die 
Attacken „linker“ Kritiker verschärf¬ 
ten sich nach dem Erscheinen des ers¬ 
ten Teils seines Opus Magnum, „Das 
Leben des Klim Sangin“. Mit seinen 
rund 800 (achthundert!) Figuren war 
der stark autobiografisch geprägte Ro¬ 
man in der Tat keine leichte Kost. „Ich 
weiß, den Alten wird das Buch nicht ge¬ 
fallen, und die Jungen werden es nicht 
verstehen“, gab Gorki selbst zu. 

1928, auf dem Höhepunkt der so 
erbittert wie dogmatisch geführten 
Debatte, ließ er wissen: „Die Stimme 
der Arbeiter ist für mich verständli¬ 
cherweise beeindruckender als die der 
Kritiker. Ich bin sehr stolz darauf, dass 
die Arbeiter mich für den Ihren, für ih¬ 
ren Genossen halten, das erfüllt mich 
mit Stolz und ist für mich eine große 
Ehre.“ Mit seiner ganzen Autorität wie 
auch mit seinen finanziellen Mitteln 
versuchte er sich weiterhin einzuset¬ 
zen für Intellektuelle und Künstler, 
die in irgendeiner Weise Repressionen 
ausgesetzt waren, darunter Persönlich¬ 
keiten wie der Autor Isaak Babel und 
der Komponist Schostakowitsch, dem 
„Formalismus“ vorgeworfen wurde. In 
Briefen an Stalin, die erst in jüngster 
Zeit zugänglich wurden, spricht Gor¬ 
ki in einem Ton über Missstände, den 
sich zu diesem Zeitpunkt niemand als 
das „Idol der Massen“ hätte erlauben 
dürfen. 

Viel wurde darüber spekuliert, 
ob seine langen Aufenthalte im Aus¬ 
land - in Italien vor allem, in Deutsch¬ 
land, Frankreich, USA etc. - tatsäch¬ 
lich „nur“ mit seiner Tuberkulose oder 
nicht eher mit politischen Differenzen 
und Kritik an der sowjetischen Re¬ 
gierung zusammenhingen. Immerhin 


kehrte Gorki nach Lenins Tod bis 1927 
nicht zurück in seine russische Heimat. 
In Sorrent feilte er an den Romanen 
„Das Werk der Artamanows“ und an 
dem letztlich unvollendeten „Klim 
Sangin“. Mit seinem zweimal überar¬ 
beiteten, humorvoll-unsentimentalen 
Porträt von „W. I. Lenin“ setzte er sei¬ 
nem genialen Freund ein bewegendes 
Denkmal. 

Ende der Zwanziger häuften sich 
die Bitten an ihn, er möge zurückkom¬ 
men - von Stalin persönlich, aber auch 
von Schriftstellern wie Jessenin 
und vielen anderen. Nach an¬ 
fänglichem Pendeln zwischen 
Sorrent und Moskau ließ er sich 
1933 endgültig in Russland nie¬ 
der. Italien wurde mittlerweile 
von den Schwarzhemden Mus¬ 
solinis beherrscht und im fa¬ 
schistischen Deutschland flo¬ 
gen auch Gorkis Werke auf die 
Scheiterhaufen der Bücherver¬ 
brennungen. 

Zur selben Zeit wurde 
der große Volksdichter in der 
Sowjetunion mit feierlichen Eh¬ 
rungen und Zuwendungen nur 
so überschüttet, darunter das 
Geschenk einer stattlichen Resi¬ 
denz. Heute ist darin das Gorki- 
Museum untergebracht. Seine 
Geburtsstadt Nischni Nowgorod 
wurde 1932 in Gorki umbenannt 
(und 1990 rückbenannt). 

1934 dann ein grausamer 
Schicksalsschlag: der plötzli¬ 
che Tod seines geliebten Soh¬ 
nes Maxim Peschkow mit nur 
37 Jahren. Er war Gorkis engs¬ 
ter Mitarbeiter und Vertrauter. 
Den jungen Revolutionär hat¬ 
te Lenin oft im Kreml empfan¬ 
gen, wenn er Briefe seines Va¬ 
ters überbrachte. Nicht selten 
war er als Vermittler aufgetre¬ 
ten. „Papa beginnt sich zu bes¬ 
sern - er wird ,linker 4 “, heißt es 
in einem Schreiben an Lenin, 
„Gestern führte er einen hefti¬ 
gen Streit mit unseren Sozialre¬ 
volutionären ...“ 

Nur zwei Jahre nach seinem 
Sohn, am 18. Juni 1936. starb Maxim 
Gorki. Gerüchte ranken sich um sei¬ 
nen Tod wie um den des Sohnes. Bit¬ 
ter ist die historische Tatsache, dass der 
stalinistischen Terrorwelle (nach der 
Ermordung des Leningrader Revolu¬ 
tionärs Kirow 1934) später auch zwei 
Gorki behandelnde Ärzte und sein Se¬ 
kretär zum Opfer fielen - unschuldig 
zum Tode verurteilt wegen angeblicher 
medizinischer Fehlbehandlung. Doch 
Gorki war schwer herz- und lungen¬ 
krank; eher ist es erstaunlich, dass er 
ein so hohes Alter überhaupt erreichte. 

Als Gorkis Urne an der Kremlmau¬ 
er in Moskau beigesetzt wurde, waren 
Hunderttausende herbeigeströmt, um 
ihr Idol zu beweinen. Die ganze Welt 
nahm Anteil. Damals überschritt die 
Auflage von Gorkis Werken die 10- 
Millionen-Grenze allein in der Sowjet¬ 
union. 

Und heute? 

Da fragen junge Leute wie die stu¬ 
dentische Theatergruppe aus Trier: 

„Warum sind die Verhältnisse heute 
immer noch so, wie vor hundert Jah¬ 
ren, warum gibt es wenig Besitzende 
und eine Mehrheit, die in Armut lebt? 
Warum erscheinen diese Zustände ze¬ 
mentiert, gerade nachdem der Traum 
(auch von Gorki) des Kommunismus 
zerbrochen ist? ... Haben wir die Mög¬ 
lichkeit, die Umstände, in denen wir le¬ 
ben, selbstständig zu ändern?“ 

In der Werbung des Aufbau-Verlags 
für einen Sammelband früher Erzäh¬ 
lungen anlässlich Gorkis 150. Geburts¬ 
tag heißt es: Sie zeigen, „warum wir 
ihn heute wieder lesen sollten“. „Mei¬ 
ne Kindheit“ und „Meine Universitä¬ 
ten“ (2017 neu verlegt als Taschenbü¬ 
cher beim Europäischen Literaturver¬ 
lag) waren übrigens Rosa Luxemburgs 
Lieblingswerke von Maxim Gorki. Ja, 
ein Klassiker der Weltliteratur. Man 
muss seine Bücher kennen. Oder seine 
Biografie. Am besten beides. 



An den Rändern der Gesellschaft hat Maxim Gorki genau hingesehen und hingehört. 


Auferlegt war ihm, alle Formen der Armut zu kennen, 
um einmal der rechte und gemäße Anwalt alles Elends 
zu werden, umschnüffelt, umstellt, beargwöhnt und 
von den Gendarmen wie ein bissiger Hund gehetzt. 

Stefan Zweig über Gorki, 1931 
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Unsere langjährige Kampfgefährtin, Genossin 

Ingrid-Eva Mersetzky 

verstarb am 14. März 2018 im Alter von 85 Jahren 

Unsere Partei verliert mit Ingrid eine aufrechte Kommu¬ 
nistin. Unser Beileid und Mitgefühl gelten ihrem Mann 
Aribert und allen Familienangehörigen. 

Wir werden ihr Andenken in Ehren halten. 

DKP Ulm 


Aus Anlass des ersten Todestages von 

Kurt Gossweiler 

laden wir am 9. Mai 2018 zu einem Symposium ein. 

Es geht uns um 

- biografische Schwerpunkte 

- seine bedeutende Faschismusforschung 

- seine Erkenntnisse zum Revisionismus 

- Stalin 

- die Konterrevolution 

Ein kultureller Beitrag mit revolutionären Inhalten wird 
zum Symposium gehören. 

Für Getränke und einen kleinen Imbiss wird gesorgt. 
Zur Deckung der Kosten werden wir vor Ort um eine 
Spende bitten. 

Das Symposium wird im Bürogebäude Franz-Mehring- 
Platz 1, Seminarraum 1, von 14:30 bis 19:00 Uhr statt¬ 
finden. 

Die Initiatoren: Hans Bauer (GRH), Frank Flegel 
(offensiv), Klaus Hartmann (Deutscher Freidenker¬ 
verband), Conny Renkl (KAZ), Renate Schönfeld 
(Marzahner Runde) 


Sammlung von 
Tatsachenberichten 
aus dem Militärverlag 
der DDR 


Über 100 Bände umfasst die 
Sammlung von Tatsachenberich¬ 
ten aus dem Militärverlag der 
DDR. 

Schwerpunkt ist das Geschehen 
im Zweiten Weltkrieg. Mit ihren Lebensberichten kommen 
Beteiligte an den Kriegsereignissen an allen Fronten zu Wort, 
von Generälen und Admirälen bis zu den „einfachen" Sol¬ 
daten. 

Sie haben aufgeschrieben, was sie erlebt und beobachtet 
haben. Verbunden mit ihren weiteren Nachforschungen sind 
wertvolle geschichtliche Dokumente entstanden. Teilweise 
mit Karten und Bildern. 

Die Sammlung hat über die Jahre hinweg viele Liebhaber ge¬ 
funden. Falls Lücken bestehen, könnten wir Abhilfe schaffen. 
Unsere Bestandsliste kann angefordert werden. 

Militärverlag der DDR, verschiedene Erscheinungsjahre, 
gebunden, jeweils mit Schutzumschlag, zum Teil mit Ge¬ 
brauchsschäden, je 5 Euro. 

Bücherliste anfordern unter: 

Walter Herbster; E-Mail: buero@unsere-zeit.de 
oder direkt im uz-Shop: 
www. uzshop. de/Lesestoff/Antiq ua riat 



Am 

Flimmel 

überChina 

1937-1940 


Unser Genosse 

Fritz Gentzsch 

wird am 30. März 80 Jahre alt 

1971, am Tag vor seinem 33. Geburtstag, wurde er als 
Mitglied in die DKP aufgenommen. 

Als Kreisvorsitzender, Bildungsverantwortlicher und zu¬ 
letzt als Bezirksvorstandsmitglied arbeitete er aktiv in 
der Partei; aktuell kandidiert er wieder zur Kommunal¬ 
wahl in Schleswig-Holstein. 

Er unterstützt besonders die jungen Genossen, die für 
die Zukunft unserer Partei unverzichtbar sind. 

Wir gratulieren und hoffen weiterhin auf eine aktive 
Mitarbeit. 

DKP Stormarn/ Lübeck-Lauenburg/ Ostholstein 
DKP Bezirksvorstand Schleswig-Holstein 


BILDUNG 

STATT 

BOMBEN! 

Geld ist genug da- 
Abrüstung statt Aufrüstung! 



newsMHp.öe 


BILDUNG STATT BOMBEN! NATO STOPPEN! 

Plakate Al, vierfarbig / weiße Schrift auf rotem Grund 
je 10 Plakate 3,- Euro plus Porto 

Weitere Motive im Shop! 

www.unsere-zeit.de,www.uzshop.de 
E-Mail: info@unsere-zeit.de Tel.: 0201 17788923 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Wir gratulieren unserem ältesten Genossen 

Kurt Schlegel 

der am 25. März 90 Jahre alt wurde 

Kurt war in seinem aktiven Leben immer dort zu finden, 
wo er politisch gebraucht wurde. Unermüdlich war sein 
Einsatz für die Tagesinteressen der arbeitenden Men¬ 
schen und für die DKP. Das ist heute aufgrund seines 
Alters und Gesundheitszustandes so nicht mehr mög¬ 
lich. Mit großer Sorge verfolgt er jedoch die politische 
Entwicklung in unserem Land. 

Wir wünschen Dir, lieber Kurt, alles Gute und sagen 
vielen Dank für Deine Treue und Einsatz für unsere 
gemeinsame Sache. 

DKP Rems-Murr 


Herzlichen Glückwunsch zum 70. Hochzeitstag! 


Liebe Tilly, lieber Willi 

wir wünschen Euch Gesundheit und noch viele 
gemeinsame Jahre. 

ln kämpferischer Verbundenheit 

Eure Genossinnen und Genossen aus Duisburg und 
aus der ganzen Bezirksorganisation Ruhr-Westfalen. 


Liebe Tilly, 
lieber Willi 



wir gratulieren Euch zu Eurem 70. Hochzeitstag und 
wünschen Euch noch eine lange gemeinsame Zeit von 
Glück und Liebe. Wir sagen Dank dafür, dass Ihr da seid, 
für Euren Humor und für die Unbeugsamkeit in Eurem 
jahrzehntelangen Streben für Frieden und sozialen Fort¬ 
schritt. 


Eure Söhne Karl Hans und Bernd, 
eure Schwiegertochter Heiderose 
Duisburg, April 2018 


Wir gratulieren 

Tilly und Willi 

Seit 70 Jahren gemeinsam 
durch dick und dünn 
und immer noch 
so verliebt wie damals. 

Alles Gute wünschen wir Euch. 

Eure Freunde, Genossinnen und Genossen 

Marion und Peter 
Karin und Paul 
Anke, Michael 




Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-N ationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Toskana, nah am Meer 

wmtaJOTi-töefolvdi [ 0Q3*. 11*78 

Ökohof im OliyenJiairt r 
weiter Böck, Stille; 
große helle Zimmer 
viele gute Glichen 
Haus oder Hatschen; 

Kinde rpsradäes. 



Die UZ jetzt auch online lesen! 



Liebe Genossin, lieber Genosse, 

sichert euch jetzt den unbegrenzten Zugriff auf alle Artikel der 
UZ! Alle Texte, das gesamte Archiv, die Dossiers und Doku¬ 
mentationen können auf jedem Endgerät - PC, Tablet, Smart- 
phone - abgerufen werden. 

Die UZ online kostet im Monat nur 1,- € (ermäßigt), 2,- € 
(Normalabo) oder 3,- € (Förderabo), wenn sie zusätzlich zum 
Print-Abo gebucht wird! 


Jetzt bestellen 


www.unsere-zeit.de • www.uzshop.de 
E-Mail: info@unsere-zeit.de • Tel.: 0201 17788923 
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Aktionen / Termine 


Donnerstag, 29. März 2018 


Aktion gegen Flughafenerweiterung 



Am vergangenen Sonntag trafen sich ca. 250 Demonstranten in einem Waldgebiet in der Nähe des Frankfurter Flughafens. Es 
gab ein Solidaritätskonzert und es wurde Geld gesammelt für die Baumbesetzer die dort ausharren. Die DKP/LL-Fraktion war 
dabei. Es gab viele Gespräche und Spenden für den „blickpunkt", die Monatszeitung der DKP für Mörfelden-Walldorf. RH 



AfD-Büro 

schließen 


Bis zu 300 Menschen demonstrierten 
am Samstagnachmittag im Berliner 
Stadtteil Johannisthal gegen ein AfD- 
Büro und andere rechte Strukturen im 
Stadtteil. Die Initiative„Uffmucken 
Schöneweide“ hatte zu einer Demons¬ 
tration „Weg mit dem AfD-Büro in 
Johannisthal“ aufgerufen. Die Organi¬ 
satoren sehen einen Zusammenhang 
zwischen dem AfD-Büro und rechten 
Gewaltaktionen im Wohngebiet. 

WSK 


Unsere UZ 


Redaktion in Klausur 


Am 14. und 15. März traf sich die UZ- 
Redaktion zu ihrer jährlichen Klausur¬ 
tagung. Bei dieser Gelegenheit dankte 
der Geschäftsführer des CommPress- 
Verlages, Klaus Leger, dem ehemaligen 
Chefredakteur der UZ, Lucas Zeise, für 
seine Arbeit. Er wird der Zeitung als Ko¬ 
lumnist erhalten bleiben. Seine Nachfol¬ 
ge als Chefredakteur hatte Lars Mörking 
bereits Ende 2017 angetreten. 

Die Redaktion diskutierte über die 
Rolle der UZ als Parteizeitung und wich¬ 
tigstes Öffentlichkeitsmaterial der DKP 


und darüber, wie Debatten zukünftig 
besser geplant und strukturiert werden 
können, um strittige Fragen innerhalb 
der Partei und der Linken konstruktiv 
begleiten zu können. 

Beschlossen wurde u.a. eine Än¬ 
derung in der Aufteilung der Ressorts: 
Melina Deymann übernimmt die Verant¬ 
wortung für die „Internationale Politik“, 
Christoph Hentschel das Ressort „Poli¬ 
tik“ und Herbert Becker wird zukünftig 
die „Kultur“ verantworten. Manfred Id- 
ler konzentriert sich zukünftig mit der 


Qualitätssicherung auf eine Mammut¬ 
aufgabe in der Redaktionsarbeit, Wer¬ 
ner Sarbok bleibt für „Wirtschaft und 
Soziales“ verantwortlich. 

Diskutiert wurde auch das Auftreten 
der UZ-Redaktion auf dem kommenden 
20. UZ-Pressefest. Die UZ-Redaktion 
wird eine eigene Bühne haben, auf der 
neben Kulturveranstaltungen auch Dis¬ 
kussionsrunden mit UZ-Autoren statt¬ 
finden sollen. Außerdem ist eine Diskus¬ 
sionsrunde zu linken Medien geplant. 

Christoph Hentschel 


Termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 30. MÄR 


Chemnitz: Ostermarsch, Chemnitzer Rat¬ 
haus, Neumarkt, 10 Uhr 


SA ★31. MÄR 


Schwerin: Ostermarsch, Grunthalplatz, 10 Uhr 

München: Ostermarsch, Pariser Platz, 
11.30 Uhr_ 

Ansbach: Ostermarsch, Kundgebung ge¬ 
meinsam mit Genossinnen der KSCM, Mar- 
tin-Luther-Platz, 15 Uhr_ 

Rostock: Ostermarsch, Kabutzenhof am 
Denkmal für die revolutionären Matrosen, 
15 Uhr 


MO ★ 2. APR 


Hamm: Ostermarsch, VVN-BdA Hamm/ 
Arbeitskreis „Blumen für Pelkum“, Haupt- 
bahnhof, Willy-Brandt-Platz, 11 Uhr_ 

Landshut: Ostermarsch, Landshuter Rat- 
haus, 14 Uhr_ 

Nürnberg: Auftakt zum Ostermarsch am 
Kopernikusplatz, 14 Uhr, Schlusskundge¬ 
bung mit Anne Rieger vom Bundesaus¬ 
schuss Friedensratschlag an der Lorenzkir¬ 
che, 15 Uhr 


DO ★ 5. APRIL 


Nürnberg: Wohnungspolitik der DKP, Grup¬ 
penabend im Roten Zentrum, Reichstraße 
8,19 Uhr_ 

Berlin: Der 20. Parteitag der KPdSU - Vor¬ 
trag und Diskussion mit dem Autor des Bu¬ 
ches „Der Stählerne - und die schlimmste 
Rede der Weltgeschichte“ malcom.z (Jür¬ 
gen Eger), Mitgliederversammlung der DKP 
Gruppe Lichtenberg/Marzahn-Hellersdorf, 
Franz-Mehring-Platz 1, Raum 552,19 Uhr 


SA ★ 7. APR 


Stuttgart: Stadtführung: 100 Jahre Frauen¬ 


wahlrecht - auf Spurensuche in Stuttgart, 
Anmeldung: christa.hourani@t-online.de, 
Liederhalle am Berliner Platz, Ecke Büch¬ 
senstraße/Schloßstraße, 13.30 Uhr 


Dl ★10. APR 


Marburg: 200 Jahre Karl Marx mit Georg 
Fülberth, DKP Marburg-Biedenkopf, Käte- 
Dinnebier-Saal, Bahnhofstraße 6,19.30 Uhr 


Ml ★ 11. APR 


München: Berichte aus Betrieb, Gewerk¬ 
schaft und Betriebsratswahlen, Grup¬ 
penabend des Betriebsaktivs, KommTreff, 
Holzapfelstraße 3,19 Uhr 


DO ★ 12. APR 


Gießen: 200 Jahre Karl Marx mit Georg Fül¬ 
berth, DGB Mittelhessen, Versailleszimmer, 
Berliner Platz 2,19 Uhr 

Nürnberg: Übergänge zum Sozialismus, 
Bildungsabend der DKP im Roten Zentrum, 
Reichstraße 8,19 Uhr 


SA ★ 14. APR 


Nürnberg: Buchverkauf von linker und re¬ 
volutionäre Literatur im Roten Zentrum bis 
Sonntag, Reichstraße 8,13-16 Uhr 


Ml ★18. APR 


Röthenbach/Pegnitz: Landtagswahl in 
Bayern mit Gustl Ballin, Versammlung der 
DKP Nürnberger Land, Floraheim, Sand¬ 
straße 10,19 Uhr 


DO ★ 19. APR 


Nürnberg: Internationale Solidarität am 
Beispiel Kurdistan, DKP-Gruppenabend im 
Roten Zentrum, Reichstraße 8,19 Uhr 


Breiter Protest in Heidenheim 



„Aufstehen gegen Rassismus! Für ein buntes und solidarisches Baden-Württem¬ 
berg!“ Unter diesem Motto hatte ein breites Bündnis aus mehr als 30 Organisa¬ 
tionen und Parteien zu einer Demonstration und Kundgebung gegen den AfD- 
Landesparteitag Baden-Württemberg in Heidenheim aufgerufen. Trotz eisiger 
Kälte kamen über 800 Teilnehmer zur Demonstration durch die Innenstadt und 
anschließenden Kundgebung vor das Congress Centrum auf den Schlossberg. In 
Abwechslung mit Redebeiträgen und Musikeinlagen brachten die Kundgebungs¬ 
teilnehmer mehrere Stunden lang ihren Protest gegen Volksverhetzung und 
Rassismus zum Ausdruck. RP 


Liebe Leserinnen und Leser, 

bucht jetzt das KOMBI-ABO und lest die UZ als Zeitung und auch Online 

★ Die uz immer und überall lesen 

★ Für nur 1 ,- bis 3 ,- Euro monatlich zusätzlich! 

★ Mit Möglichkeit der Bild- und Schriftvergrößerung 

★ Alle aktuellen Texte, das gesamte Archiv und die Dossierfunktion nutzen 



□ Ich beziehe bereits die gedruckte UZ im Abo und möch¬ 
te die Zeitung ab sofort auch online lesen - daher bestelle 
ich die Online-Ausgabe zum zusätzlichen Preis von 

□ Ermäßigtes Abo 1,00 € pro Monat 

□ Normalabo 2,00 € pro Monat 

□ Förderabo 3,00 € pro Monat 


□ Ich habe noch kein UZ-Abo und möchte die UZ 
ab sofort als Wochenzeitung und online lesen - 
daher bestelle ich das Kombi-Abo zum Preis von 

□ Ermäßigtes Abo 7,00 € pro Monat 

□ Normalabo 14,00 € pro Monat 

□ Förderabo 21 ,00 € pro Monat 


Ich zahle mein UZ-Abonneroenl □ monatlich* □ vierleljähflich* □ halbjährlich □ jährlich *Nur bet SERA Einzug möglich 


Hanne, Vornan - # 


□ E inzugsarmächlig u ng / S EPA-Laatachriftma ndat 


»LZ. Qrl 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Der rote Kanal 


Kung Fu Panda 3 

Mal was aus dem Privatfernsehen: 
Pummel-Panda Po ist der Donald 
Trump der Kung-Fu-Szene des Tier¬ 
reichs. Tollpatschig wie er ist, gelingt 
ihm irgendwie einfach alles, keiner 
weiß warum. Ist wohl Schicksal. Im 
dritten Teil trifft er auf seine friedlich 
vor sich hin lebende Verwandtschaft. 
Sie leben verborgen in den hohen Ber¬ 
gen und sind ständiger Bedrohung von 
außen ausgesetzt - die Gesellschaft 
bedrohter Völker scheint am Dreh¬ 
buch mitgeschrieben zu haben. 

Sa, 31.3., 20.15 Uhr, Sati 

Kniefall von 

Am Wochenende war fußballfrei - zu¬ 
mindest für uns -, und so konnte man 
sich den wichtigen Dingen im Leben 
widmen: Knieübungen, Boule spielen 
und lecker Bierchen im Schrebergar¬ 
ten. Im Fernsehen waren Jogis Sturm¬ 
truppen zu bewundern, was ich aus vie¬ 
lerlei Gründen ablehne. 1. Jogi Löw. 2. 
Jogi Löw. 3. Jogi Löws Auswahltruppe 
aus gestandenen Nichtdenkern und Ja¬ 
sagern wie Timo Werner, Julian Drax- 
ler, Joshua Kimmich oder Jeröme Boa- 
teng. Nicht zu vergessen Sandro Wag¬ 
ner („Gemessen an all dem, was man 
aufgibt, finde ich, dass auch die bei 
Bayern zu wenig verdienen - selbst 
12 Millionen oder so“). Alles aalglatte, 
tiefdumpfe Gestalten, die in meinem 
Schrebergärtchen noch nicht mal einen 
Stuhl angeboten bekämen, geschweige 
denn ein kühles Bier. Und 4.: Ich kann 
mit Nationen nichts anfangen, mit Na¬ 
tionalmannschaften also auch nicht, und 
wenn schon überhaupt wäre ich für Hol¬ 
land (weil man damit den deutschen 
Pöbel so gut ärgern kann) oder für die 
Föderierten Staaten von Mikronesien, 
weil ich auch klein bin oder einfach so, 
ganz ohne Grund. 

Und sonst? Die Bayern haben 
sich in der Trainerfrage eine Ehefrau 
(Heynckes) und eine Geliebte (Tuchei) 
gehalten. Das ist eigentlich immer eine 
saudumme Idee und so ging das auch 
diesmal schief: Die Ehefrau hört jetzt 
auf - und die Geliebte? Hat urplötzlich 
einen neuen Freund, Arsenal London 
oder Paris St. Germain, das weiß man 
nicht genau. Aber genau weiß man: 
Tuchei hat den Bayern abgesagt und 
die stehen nun genau so dumm da wie 
jeder andere Kasper, der meint, dies 
böse Spiel mit zwei Damen gewinnen 
zu können. Recht so. 

Und sonst noch? Bei der Liga-Ver¬ 
sammlung votierten 18 von 34 anwe- 


Dianas Vermächtnis 

Sagenhaft: Ein ganzer Abend über 
Prinzessin Diana. „ZDFzeit“ rekon¬ 
struiert Leben und Leiden der „Prin¬ 
zessin der Herzen“. Sie starb 1997 am 
letzten Tag des UZ-Pressefestes. Die 
Betroffenheit der Genossen hielt sich 
in Grenzen, man hatte anderes zu tun. 

Das Geheimnis der 
unglücklichen Prinzessin 

Danach: 

Dianas Tod-Sieben Tage, 
die die Welt bewegten 
So, 1.4., 20.15 Uhr, ZDFinfokanal 

Dortmund 

senden Vereinen für die Beibehaltung 
von 50+1. Also vorerst keine Über¬ 
nahme der Bundesliga durch Scheichs 
aus Dubai und Oligarchen aus Russ¬ 
land. Ich finde das prima, Karl-Heinz 
Rummenigge nennt die überraschen¬ 
de Kampfabstimmung der DFL „Still¬ 
stand“ und „vermisst Visionen“. Wun¬ 
dert mich überhaupt nicht. Visionen 
heißt bei Rummenigge nichts anderes 
als Geld und noch mehr Geld. Und 
noch mehr Geld. 

Und sonst noch so? Meine Knie-OP 
war erfolgreich, aber gruselig. Ambu¬ 
lante Station, Sekretärinnen ohne Ah¬ 
nung, ein mutmaßlich russischer Anäs¬ 
thesist, dessen „Aufklärung“ zur Voll¬ 
narkose lautete „Vielrrrauchen?“. Ich: 
„ja“. Er „ok, unterschrrreiben“. Aufklä¬ 
rung beendet. Gefolgt von zwei nack¬ 
ten, informationsfreien Stunden auf ei¬ 
ner Liege im Kalten, einzig unterbro¬ 
chen von dem Ausruf „Stromausfall!“. 
Keine 123 Minuten später holt mich 
der Arzt in den OP, mit dem Satz „Lei¬ 
der nur Notstrom, keine Musik heute“. 
Während ich ihn noch strohblöd an¬ 
glotze springt der Strom wieder an, er 
„Hurra“ und haut auf eine Taste. Es er¬ 
klingt Scooter mit „Hyper Hyper“. Ich 
gucke den Anästhesisten mit Tränen 
in den Augen an und bettele um Tief¬ 
schlaf für immer. Was jetzt nicht ganz 
geklappt hat, aber den Rest von der 
OP und von „Scooter“ habe ich dann 
verschlafen dürfen. Und das alles war 
KEIN Traum. 

Ein Traum bleiben wird für unseren 
BVB ein Sieg am Samstag in München. 
Ich werde trotzdem in die Stammknei¬ 
pe humpeln. Und halte es einfach mit 
Claus Dieter (Pele) Wollitz „Ich kann 
mir aber doch nicht in jeder Halbzeit 
das Leben nehmen.“ Aber ein Bierchen 
wohl. 

Karl Rehnagel 


Überlebenskampf im Schnee 

Die neue Bundeswehr-Serie „Biwak“ 



Noch frohen Mutes - Die Kameraden vor der Bergbesteigung 


W illen zum Überleben sollte je¬ 
der haben.“ - Hauptfeldwe¬ 
bel Johnny bringt es auf den 
Punkt. Er ist einer von fünf Protago¬ 
nisten im neuesten Versuch der Bun¬ 
deswehr, Jugendliche für sich zu be¬ 
geistern. „5 Soldaten. 4 Tage Eis und 
Schnee? der Untertitel ist Programm. 
Neben Johnny gehören zu den fünf 
die beiden Hauptgefreiten Maurice 
und Joachim, der Gefreite David und 
Hauptgefreiter Jessika (kein Tippfeh¬ 
ler, Frauen dürfen zwar heute mitma¬ 
chen beim Kriegsspiel, kriegen aber 
anscheinend keinen weiblichen Dienst¬ 
grad). Mit den anderen der 3. Kompa¬ 
nie des Gebirgsjägerbataillons 231 geht 
es dann mit 35 Kilo Gepäck auf dem 
Rücken auf einen Berg in den bayri¬ 
schen Alpen zum „Biwak? 

Laut der Serie bezeichnet ein Bi¬ 
wak bei der Bundeswehr „ein provi¬ 
sorisches Feldlager, bei dem Truppen 
im Gelände kampieren“. In diesem Fall 
halt bei bis zu minus 20 Grad Celsius 
auf einem Berg. Gebirgsjäger sind hart 
im Nehmen: „Das sind Erfahrungen, 
da kann man danach wieder Helden¬ 
geschichten erzählen zu Hause“, gibt 
Johnny dem Trüppchen noch mit auf 
den Weg, und dann geht es los, immer 
schön auf Skiern den Berg hochlaufen, 
vorbei an einer Gedenkstätte für ge¬ 
fallene (oder verunglückte?) Gebirgs¬ 


jäger, über den „Schrecksattel“, insge¬ 
samt zehn Stunden lang. Johnny: „Es 
dauert so lange wie es dauert.“ Die Tage 
auf dem Berg verbringen die Gebirgs¬ 
jäger (wen oder was die eigentlich ja¬ 
gen, wird nicht erklärt) mit Iglu-Bauen 
(„Hier geht es um euer Leben!“) und 
einen Marsch mit dem Nachtsichtgerät 
„Luzie“. „Im Ernstfall müssen die Sol¬ 
daten in der Nacht den Feind aufklä¬ 
ren“, was auch immer das heißen mag. 

Dann überschlagen sich die Ereig¬ 
nisse: Maurice fällt hin, die ihm um den 
Hals hängende G36 schlägt ihm ins Ge¬ 
sicht und die Zähne aus, Jessi gibt auf 
und wird von einem fürsorglichen Vor¬ 
gesetzten von der Kamera weg und zur 
rettenden Gondel nach unten geführt. 
Danach wird noch das Bergen von La¬ 
winenopfern geübt (Überlebensphase, 
Erstickungsphase, Latenzphase - die 
Erstickungsphase zögert man hinaus, 
indem man in der Lawine einschläft). 
Die Übung zur Evakuierung eines Ver¬ 
letzten wird von einem „Realverletz¬ 
ten“ durcheinandergebracht und gerät 
so zum Ernstfall (anscheinend braucht 
man ca. 28 Gebirgsjäger und einen 
schreienden Major namens Norman, 
um jemanden mit einem verdrehten 
Knie von einem Berg runter zu bekom¬ 
men). Der Major beschwert sich dann 
auch direkt in die Kamera: „ Nicht dy¬ 
namisch genug, da muss mehr Zug rein, 


die ziehn sich da irgendwie so über die 
Hügelchen drüber ...“ 

Der Kompaniechef scheint aller¬ 
dings zufrieden und belohnt die Sol¬ 
daten für ihren harten Realeinsatz 
mit einer Nacht in der Berghütte statt 
im Iglu. Dass der „Realeinsatz“ eher 
nicht in den bayrischen Alpen stattfin¬ 
det und ein verdrehtes Knie da eher 
zu den kleineren Problemen gehören 
wird, klingt höchstens in Folge 1 an, 
wenn Hauptfeldwebel Johnny das Los 
der Gebirgsjäger beschreibt: „Entwe¬ 
der sauheiß wie in Afrika oder schei¬ 
ßekalt.“ 

In der letzten Folge zeigt sich 
Hauptfeldwebel Kay sehr stolz auf sei¬ 
ne Truppe, es gibt auch noch eine klei¬ 
ne Schneeschlacht beim Warten auf 
die Gondel nach unten - Abstieg per 
Ski fällt dank Lawinengefahr aus -, die 
Soldaten freuen sich auf die Heimfahrt 
zum Wochenende und Maurice hat 
schon neue Zähne. Vorher muss noch 
„Nachbereitung“ gemacht werden, das 
bedeutet Waffen reinigen - damit sie 
im Ernstfall auch einsatzfähig sind. 
Wie eine Mini-Serie über sich quälen¬ 
de Menschen im Schnee für eine Kar¬ 
riere bei der Bundeswehr begeistern 
soll, wird wohl Geheimnis derselbigen 
bleiben. Die Landschaftsaufnahmen 
waren schön. 

Melina Deymann 
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